
506 der Beilagen zu den stenographischen Protok()l1en des Nationalrates IX. GP. 

1. 12. 1961 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom 
über das Dienstverhältnis der Richter 
und Richteramtsanwärter (Richtert:l'tienst'ge­

setz - RDG.). 

Der Nationalrat hat hes.chlossen: 

ARTIKEL I. 

Anwendungsbereich. 

Dieses Bundesgesetz ist auf die Richter und 
die Rich·teramtsanwärter anzuwenden. 

ARTIKEL 11. 

Richter. 

Richter im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 
die gemäß Artikel 86 Abs. 1 Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1929 zur Ausübung 
der Gerichtsbarkeit ernannten Organe: 

ARTIKEL III. 

Richteramtsanwärter . 

(1) Richteramtsanwär'ter sind die Bundesbeam­
ten im richterlichen V orberei tungsdienst. Sie 
führen den Amtstitel Richteramtsanwärter. 

(2) Soweit dieses Bundesgesetz nicht besondere 
Vorschriften für die Richteramtsanwärter ,ent" 
hält, sind die für die Richter geltenden Vor" 
schriften sinngemäß auf die Richteramtsanwärter 
anzuwenden; ausgenommen die Vorsch'riften der 
§§ 25 Abs. 3 und 4, 30 bis 33, 36 bis 49, 70, 
77, 81, 82, 90, 92 bis 98. 

1. TEIL. 

Dienstrecht. 
1. ABSCHNITT. 

Richterlicher Vorbereitungsdienst. Begründung 
und ~uflösung des Dienstverhältnisses. 

Aufnahme in das Dienstverhältnis. 

§ 1. (1) Die Aufnahme in den richterlichen 
Vorbereitungsdienst erfolgt dul'ch Ernennung 
zum Richteramtsanwärüer. 

(2) Der Richteramtsanwärter ist ohne ·Bestim­
mung eines Dienstortes für den Oberlandes­
gerichtssprengel zu ernennen. 
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Aufnahmeerfordernisse. 

§ 2. Zum Richteramtsanwärter darf nur ein 
österrcichischer Staatsbürger von ehrenhaftem 
Vorl(lben ernannt werden, dessen Handlungs­
fähigkeit nicht beschränkt ist, der die körper­
liche und geistige Eignung für den Richterberuf 
besitzt und die in der juristischen Studien- und 
Staatsprüfungsordnung vorgesehenen Staatsprü­
fungen mit Erfolg abgelegt hat. 

Provisorisches Dienstverhältnis. Definitivstellung. 

§ 3. (1) Das Dienst,verhältnis ist zunächst pro­
visorisch und wird nach vierjähriger Dauer und 
bestandener Richteramtsprüfung auf Ansuchen 
des Richteramtsanwärters definitiv. 

(2) In die provisorische Dienstzeit können die 
~ür die Vorrückungangerechneten Vordienst­
zeiten ganz oder zum Teil eingerechnet werden. 
Bei der Einrechnung ist auf die bisherige Berufs­
laufbahn im Hinblick auf die künftige Verwen­
dung des Richteramtsanwärters Bedacht zu neh­
men. 

(;~) Während eines Disziplinarverfahrens und 
vor Ablauf von drei Monaten nach rechtskräf­
tigem Abschluß desselben kann das provisorische 
Dienstverhältnis des Richteramtsanwärters nicht 
definitiv werden. Ist das Disziplinarverfahren 
durch Einstellung oder Freispruch beendet wor­
den, so kann die Definitivstellung mit Wirkung 
auf einen Zeitpurukt vorgenommen werden, zu 
dem sie ohne das Disziplinarverfahren möglich 
gewesen wäre. 

Ernennungsdekret. 

§ 4. Ober die Ernennung zum Richteramts­
anwärter ist ein Dekret auszufertigen, in dem 
der Dienstposten und der Amtstitel anzugeben 
und darauf hinzuweisen ist, daß das Dienstver­
hältnis provisorisch ist. 

Ptlichtenangelobung des Richteramtsanwärters. 

§ 5. Der Richteramtsanwärter hat bei Antritt 
seines Dienstes beim Präsidenten des Oberlandes­
gerichtes folgende Pflichtenangelobung zu 
leisten: 
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Idl gelobe, daß ich .die Verfassung und die 
Gesetze der Republik Österreich unverbrüchlich 
beachten und meine ganze Kraft in den Dienst 
der Republik österreich stellen werde. 

Versetzung des Richteramtsanwärters. 

§ 6. Der Richteramtsanwäl'ter kann im dienst­
lichen Inter.esse von Amts wegen in einen ande­
ren Oberlandesgerichrssprengel versetzt werden; 
hiebei ist ihm unter Wahrung der dienstlichen 
Interessen und mit tunEcher Berücksichtigung 
seiner persönlichen Verhältnisse eine angemes,sene 
Übersiedlungsfrist zu gewähren. 

Auflösung des Dienstverhältnisses. 

§ 7. (1) Das provisorische Dienstverhältnis kann 
vom Präsidenten des Oberlandesgerichtes 'durch 
schriftliche Kündigung zum Ende jedes Kalender­
monates gelöst wer,den. Die Kündigungsfrist be­
trägt während der ersten 'se,chs Monate des 
Dienstverhältnisses einen Monat, nach Ablauf 
von s'echs Monaten' zwei Monate und nach Voll­
endung des zweiten Dienstjahres drei Monate. 
Die Kündigung ist nur mit Angabe eines Grundes 
möglidl. 

(2) Die Gründe zur Auflösung dies Dienstver­
hältnisses sind: 

1. Nichtablegung der Richteramtsprüfung in­
nerhalb eines Jahres nach Beendigung des Aus­
bildungsdienstes oder Nichtbestehen der wieder­
hol ten Rich teram tsprüfung; 

2. auf Grund amtsärztlichen Gutachtens fest­
gestellter Mangel der körperlichen oder geistigen 
Eignung; 

3. unbefriedigender Arbeitserfolge; 
4. pflichtwidl'iges Verhalten im oder außer 

Dienst; 

5. Bedarfsmangel. 

(3) Die Kündigung wegen pflichtwidrigen Ver­
haltens ist während eines Disziplinarverfahrens 
über dieses Verhalten unzulässig. Die Kündigung 
ist auch unzulässig, wenn das pflichtwidrige Ver­
ha1t<;n' Gegenstand eines Disziplinarve'ffahrens 
gewesen ist, das durdl Einstellung oder Frei-
spruch geendet hat. . 

Dienstentlassung infolge Verurteilung. 

§ 8. Wird der Richteramtsanwärter zu einer 
Strafe verurteilt, die den Verlust des Amtes kraft 
Gesetzes nach sich zieht, so ist vom Präsidenten 
des Oberlandesgerichtes die Dienstentlassung ~u 
vollziehen. 

II. ABSCHNITT. 

Ausbildung des Richteramtsanwärters. 

Dauer des Ausbildungsdienstes. 
§ 9. (1) Der Richteramtsprüfung hat ein drei­

jähriger Ausbildungsdienst voranzugehen, der 

beim Bezll'ksgeridlt, beim Gerichtshof erster In­
stanz und bei der Staats·anwaltsduft bei einern 
Gerichtshof el'ster Instanz zu leisten ist. 

(2) Ein Teil des Ausbildungsdienstes kann beim 
Obersten Gerichtshof, beim Oberlandesgeridn, 
beim Arbeitsgericht und bei der Finanzprokura­
rur geleistet werden. 

(:3) Die Dien'stleistung beim Bezirksgericht und 
beim Gerichtshof erster InSTanz hat mindestens 
je ein Jahr zu dauern; jede andere der genann­
ten Dienstleistungen darf die Dauer von sechs 
Monaten nicht überschreiten. 

Gestaltung des Ausbildungsdienstes. 

§ 10. (1) Der Ausbildung~dienst ist so einzu­
richten, daß der Richteramtsanwärter in s·ämt­
lichen Gesdläftszweigen des gerichtlichen und des 
staatsanwaltschaftlichen Dienstes eins,chließlich des 
Dienstes in der Geschäftsstelle unterwiesen wird 
und die zur selbständigen Ausübung des Amtes 
eines Richters oder Staatsanwaltes ·erforderlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten erwerben kann. Der 
Richteramtsanwärter ist soviel als möglich zur 
Ausarbeitung von Entscheidungs.entwürfen und 
zu anderer konzeptiver Vorarbeit in Zivil- und 
;n Strafsachen heranzuziehen~ Er i·st auch als 
Schriftführer zu beschäftigen, jedoch nur inso­
weit, als dies mit dem Zweck der Ausbildung 
vereinbar ist. 

(2) Bei der Gestaltung des Ausbildungsdienstes 
ist darauf"Bedacht zu nehmen, daß dem Richter­
amtsanwärter zum Studium für die Richteramts­
prüfung und seine wissenschaftliche Fortbildung 
genügend Zeit frei bleibt. 

Leitung des Ausbildungsdienstes. 
§ 11. Der Präsident des Oberlandesgerichtes 

hat den Ausbildungsdienst zu leiten und die VC'f­
wendung des Richteramtsanwärters zu bestim-
men. 

Beurteilung der Ausbildung. 

§ 12. Jeder mit der Ausblldung des Richter­
amtsanwärters betraute Richter oder Beamte hat 
dessen Leistun:gen, Ausbildungsstand und Eig­
nung für den Richterberuf sdl,riftlich zu beur­
teilen. NaC!~ Ablauf der Verwendung des Richter­
amtsanwärters bei einer Behör:de hat deren Vor­
stand diese Beurteilungen unter Anschluß seiner 
Stellungnahme dem Präsidenten des Oberlandes­
gerichtes zu übersenden. 

Nichteinrechl1ung il1 den Ausbildungsdienst. 

§ 13. Die Zeit, während der der Richteramts­
anwärter wegen Krankheit, Sonderurlaubes oder 
Wehrdienstes dem Ausbildungsdienst entzogen 
ist, wird, soweit sie jährlich zusammen sechs 
Wochen überschreitet, in die vorgeschriebene 
Dauer des Ausbildungsdienstes nicht eingerechnet. 
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Obungskurse zur Ausbildung. 

§ 14. (I) Beim Oberlandesgericht, erforder­
lichenfalls auch beim Gerichtshof ·erster Instanz 
sind übungskurse zur Ausbildung der Richter­
amtsanwärter einzurichten. 

(2) Die übungskurse sollen den Richteramts­
anwärter in Stand setzen, seine Rechtskenntnis.se 
praktisch zu verwerten,s.eine Fähigk'eit, Rechts­
fälle mündlich und schriftlich darzus:tdlen' und 
zu entscheiden, fördern und sein Verständnis für 
die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Zusam­
menhänge und ihr.e Bedeutung für die Rechts­
anwendung wecken. 

(:l) Der Richteramtsanwärter spll auch die für 
den Richter unerläßlichen Kenntnisse ,auf dem 
Gebiete der Kriminologie, des Strafvollzuges so­
wie auf kulturellem und wirts·chaftlichem Gebi.et 
erwerben·. Zu di'esem Zwecke s.ind besondere 
Kurse und übungen abzuhalten. 

Einrechnung in den Ausbildungsdienst. 

§ 15. Die vor der Ernennung zum Richteramts­
anwärter zurückgelegte Praxis als Rechtsprakti­
kant, bei der Finanzpwkuratur oder bei einer 
anderen Dienststelle der Verwaltung, als Rechts­
anwaltsanwärter oder Notariatskandidat ist vom 
Präsidenten des Obedandes,gerichtes ganz oder 
teilweise in den Au~bildungsdienst einzurechnen, 
soweit durch diese Praxis eine den Zwecken des 
Ausbildungsdiens-tesentsprechende Verwendung 
und Ausbildung des Richteramtsanwärters ge­
währleistet ist. 

Richteramtsprüfung. 

§ 16. (1) Durch die Richteramtsprüfung sollen 

4. das Strafrecht und das Strafverfahrensrecht 
einschließlich des Strafvollzugsrechtes ; 

5. die Verfassung uoo die innere Einrichtung 
der Gerichte eins·chließlich der wichtigsten Be­
stimmungen der Ges,chäftsordnung für die Ge­
richte 1. und II. Instanz; 

6. die Grundzüge des Verfassungs-, Verwal­
tungs- und des Finanzrechtes sowie des Dienst­
rechtes der öffmt!ich-rechtlichenBediensteten 
des Bundes. 

(") Die mündliche Prüfung ist nicht öffentlich 
und soll mindestens zwei Stunden dauern. Die 
gleichzeitige Vornahme der Prüfung ist nur mit 
zwei Kandidaten zulässig; in diesem Falle soll 
die Prüfung mindestens drei Stunden dauern. 

Richteramtsprüfungskommission. 

§ 17. Zur Vornahme der Richteramtsprüfung 
ist vom Bundesministerium für Justiz bei, jedem' 
Oberlandesgericht eine Prüfun.gskommission für 
die Dauer von jeweils drei Jahren zu bilden und 
erforderlichenfalls in der Zwischenzeit zu ergän­
zen. Zu Prüfungskommi,ssären sind der Präsid'ent 
und der Vizeptä·sident des Oberlandesgerichtes 
und eine angemessene Anzahl von Richtern, 
Staatsanwälten, Rechtsanwälten und, falls sich 
am Sitze des Oberlandesg,erichtes eine Univer5i­
tät befindet, auch ord'entlich,e und außerordent­
liche Professoren derrech,ts- und staatswissen­
schaftlj·chen Fakultät, die für Fächer des judi­
ziellen Studienabsch.nittesernannt sind und sidl 
zur Vornahme von Ridl'etramtsprüfungen bereit 
erklären, zu bestellen. Auß.t;rdem kann das Bun­
desministerium für Justiz auch andere geeignete 
rechtskundige Personen, die sich, hiefür bereit 
erklären, zu Mitgliedern einer odier mehrerer 
Prüfungskommislsionen bestellen. 

, die für den Gerichtsdienst nötigen theoretischen 
u_nd praktischen Kenntnis·se und die Fähigkeit 
des Kandidaten zur gewandten und richtigen 
rechtlichen Beurteilung und Entscheidung von 
Zivil- und von Straffällen nachg.ewiesen werden. Bestellung der Prüfungskommissäre. 

'(2) Die Richteramtsprüfung ist s·chriftlich und § 18. (1) Der Präsident des Oberlande'sgerichtes 
mündlich abzul'egen. Sie hat mit der schriftlichen hat spätestens im November des letzten Jahre's 
Prüfung zu beginnen. . der Funktionsdauer der Prüfungskommis'sion 

(3) Gegenstand der s.ch'rihlichien Prüfung sind dem Bundesministerium für Justiz Vorschläge 
zwei an Hand von Gerichtsakten unter Aufsicht über die zu beste:lLenden PrLifungskommi's,sä,re zu 
zu verfassende Klausurarbeiten über je ein Thema erstatten. Hinsichtlich der Personen, die nicht 
aus dem Zivil- und dem Strafrecht. Diese Arbei- dem Person'aLstand des .OberlandesgericI:tes. an­
ten sind an zwei verschiedenen Tagen innerhalb gehören, hat ·er das Emvernehmen mit Ihrer: 
eines Zeitraumes von längstens je zehn Stunden i Dienststelle zu pflegen. 
anzufertigen. Dem Kandidaten ist die Benützung! (2) Die am Sieze ,des Oberlandesgerichtes be­
der Gesetzesausgaben und .der litera.rischen Be- findliche Rechtsanwaltskammer hat bis Mitte 
helf'e gestattet; ausgenommen sind die Sammlun- November des letzten Jahres dier Funktions·­
gen von Entscheidungen, Sammlungen von dauer der Prüfungskomm~S'sion d'em PräSidenten 
Musterbeispielen und Formularbüch,er. des Oberlandesgerichtes Rechvs,anwälte ihres 

(4) Gegenstand der miindlichen Prüfung sind: Sprengels in der von ihm anzugebenden Anzahl 
1 d P' . h . 1 zur Bestellung als Prüfungskommi'ssäre namhaf.t 
. as nvatrec t; I zu machen. Nach Bedarf kann der Präsident des 

2; das Handel.s-, Wechsel- und Scheckrecht; Oberlandesgerichtes auch eine nicht am Sitze de·s 
3. das zivilgerichtliehe Verfahren; . Oberlandesgerichtes befindlich,e Rech,tsanwalts-
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kammer auffordern, Rechstanwälte ihres Spren­
gels zur ßestellung als Prütungskommissäre vor­
zuschlagen. 

Zusammensetzung der Prüfungskommission. 

§ 19. (1) Die mündliche _ Richteramtsprüfung 
ist vor' fünf Prüfungskommiss,ären abzulegen; 
mindestens zwei müssen Richter, einer Rechts­
anwalt sein. Von den Richtern muß ,einer Mit­
glied des. Oberlandesgerichtes sein. 

(2) Der Präs,ident des Oberlandesg.erich,tes hat 
für die einzelne Rich,teramtsprüfung den Vor­
sitzenden und die anderen Prüfrung~kommissäre 
zu bestimmen. Er hat gleich~eiüg jene Prü­
fungskommissär,e ZJu bestimmen, die die schrift­
lichen Aufgaben zu stellen und zu begutachten 
haben. 

. (3) W'er zu einem Kandidaten in einem de,r 
in § 34 angeführten VerhältnissIe steht, kann 
nicht dessen Prüfungskommislsär sein. 

Ort und Zeit der Richteramtsprütung. 

§ 20. (1) Die Richteramtsprüfung ist in der 
Regel bei dem Oberlandesgericht abzulegen, für 
dessen Spr.engel der Richteramrs.anwärter ernanm 
ist. Aus berücksichtigungswürdigen Gründen 
kann das Bundesminisuerirum für Justiz die Ab­
legung ,der Richteramtsprüfung bei einem an­
deren Oberlandesgericht bewilligen. 

(2) Die Prüfungsuermin:e sind vom Prä'Sidenten 
des Oberlandesgeri,chtes nach Bedarf zu bestim­
men. 

Zulassung zur Richteramtspcüfung. 
Prüfungsurlaub. 

§ 21. (1) Um die Zula'ssrung zur Richteramts­
prüfung kann .der Richteramtsanwärter frühe­
stens drei Monate vor Ablauf des Ausbildungs­
dienstes ansuchen. über die Zulas1sung ha;t der 
Präsident des Oberlandesgerichtes zu ents,ch,ei,den, 
für dessen Sprengel der Richteramtsanwärter er­
nannt ist. 

(2) Die Zulassung zur Rich,teramtsprüfung~st 
zu verweiger.n, wenn der .Bewerber den Aushil­
dungsdienstnicht mit g.enügendem Erfolg ge­
leistet hat oder bis zum Prüfrungsbeginn ni,cht 
in der ,erforderlichen Dauer geleis,tet ha;ben wird. 

(3) Der zur Ri,chteramtsprüfung zugelassene 
Rich te,r amts anwärter hat . Anspruch auf einen 
sechswöchigen Prüfungsurlaub. Der Prüfungs­
urlaub hat dem Prüfungsbeginn unmittelbar vor-
anzugehen. ' 

Ergebnis der Richteramtsprüfung. 

§ 22. (1) Das Prüfun@Serglebnis ist mit e,mer 
d'er folgenden No,ten zu' bewerten: 

1. ausgezeichnet, hei weit über dem Durch­
schnitt liegenden, hervorrag,end,en Kenntnis,sen 
und Fähtgkeiten; 

2. sehr gut, bei überdurchs,chnittI.ichen Kennt­
nissen und Fähigkeiten; 

3. gut, bei durchschnittEehen Kenntnissen rund 
Fähigkeiten; 

4. nicht genügend, bei unterdurchschnittlichen 
Kenntnis,sen und Fähigkeiten. 

(2) Die Prüfungskommissäre haben nach der 
alphabetischen Reihenfolge ihr,er Namen abzu­
stimmen, der Vors,itzende jedoch als letzter. Die 
Ents,cheidung über das prüfungser.gebni's ist rrl,it 
absoluter Stimmenmehrheit zu fassen. 

(3) Wird über eine Note keine abso'lute Stim­
menmehrheit erzielt, dann sind di'e für die jeweils 
beste Note abgegebenen StJimmen der jeweils 
&chlechteren Note zuzuzählen. 

(4) Lautet die Note auf "ni,cht genügend", dann 
ist di'e Prüfung nicht bestand'en. 

(5) über die Abs,tJimmung und das Prüfungs­
ergebnis ist eine Niederschrif,t aufz.unehmen, die 
vom Vorsitzemden der Prüfungskommission zu 
unterschreiben ist. 

(G) Das Prüfungsergebni,s ist unmittelbar nach 
Beendigung der Prüf,ung vom Vorsitzenden 
mündlich zu verkünden. Der Präsident des Ober­
land'e'sgerichtes hat über das Prüfungserg,ehnis 
dem Kandidaten ein Zeugnis auszustellen. 

Wiederholung der Richteramtsprüfung. 

§ 23. (1) Hat der Kandida.t die Prüfung nicht 
bestanden, so hat die Prüfungskommission mit 
absoluter Stimmenmehrheit die Frist zu be~tJim­
men, nach deren Abla.uf die Prüfung wiedelrholt 
werden kann. D~ese FriJslt ist mut mindestens 'sechs 
Monaten und höchstens einem Jahr fe~tz,usetzen 
und sowohl in der Niederschrift als auch im 
Zeugnis über das Prüfungsergebnis zu ve'rmer­
ken. 

(2) Die Richteramtsprüfung darf nur einmal 
wiederholt werden. § 21 Abs. 3 ilSt anzuw.enden. 

Gebührenfreiheit der Richteramtsprüfung. 

§ 24. Für d'ie Richteramtsprüfung 'S,ind keine 
Gebühren zu' entrichten. . 

III. ABSCHNITT. 

Ernennung zum Richter. 

Erster und späterer Dienstposten. 

§ 25. (1) Der Richter erhält seinen ersten und 
jeden späteren Dienstposten durch Ernennung. 

(2) Eine rückwirkende Ernennung ist, soweit 
nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt wird, 
rechtsunwirksam. 

(3) Der Richter wird auf Grund eines Bewer­
bungsg,esuches nach Einholung von Besetzungs­
vorschlägen der Personalsenate ernannt. 
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(4) Die Ernennung des Richters auf einen 
anderen Dienstposten derselben Standesgruppe 
(Versetzung) bedarf weder eines, Bewerbungs­
gesuches noch der Einholung eines Besetzungs­
vorschlages der Personalsenate, wenn sie in Voll­
ziehung eines Erkenntnisses des Disziplinar­
gerichtes oder eines Beschlusses nach § 90 dieses 
Bundesgesetzes erfolgt., Der Bundesminister für 
Justiz soll jedoch vor Durchführung von Verset­
zungen innerhalb eines Oberlandesgerichtsspren­
gels ein Gutachten des Personalsenates des Ober~ 
landesgerichtes, in anderen Fällen ein Gutachten 
des Personalsenates des Obersten Gerichtshofes 
einholen. 

5 

(2) Für die Abnahme des Diensteides ist zu­
ständig: 

1. der Präsident des Oberlandesgerichtes hin­
sichtlich der ihm unterstellten Richter der 
Bezirksgerichte, der Gerichtshöfe erster Instanz 
und des Oberlandesgerichtes; 

2. der Präsident des Obersten Gerichtshofes 
hinsichtlich der Richter dieses Gerichtshofes mit 
Ausnahme der Vizepräsidenten des Obersten 
Gerich tshofes; 

3. der Bundespräsident hinsichtlich der übrigen. 
Richter. 

Ausschreibung der Dienstposten. 

Ernennungserfordernisse. § 30. (1) Jeder zu besetzende Dienstposten ist 
§ 26. (1) Zum Richter kann nur ernannt akuszuschreiben, mehrere glechicharbtige Diendstposten 

werden, wer die für den richterlichen Vorberei- önnengemeinsam ausges rie en wer en. Mit 
tungsdienst vorgesehenen Aufnahmeerfordernisse der Ausschreibung eines Dienstpostens kann die 
erfüllt, die Richteramtsprüfung bestanden und Ausschreibung der durch die Besetzung dieses 
eine vierjährige Rechtspraxis im richterlichen Dienstpostens allenfalls freiwerdenden Dienst­
Vorbereitungsdienst oder in einer der im § 15 posten (Folgeposten) verbunden werden. 
genannten Verwendungen zurückgelegt hat. Die (2) Die Dienstposten des Präsidenten und der 
Rechtsanwaltsprüfung ersetzt' die Richteramts- Vizepräsidenten des Obersten Gerichtshofes und 
prüfung. _ der Präsidenten der Oberlandesgerichte sind vom 

D
· d l'ch' f d ch Bundesministerium für Justiz auszuschreiben. 

(2) le or ent 1 en Pro essoren er re', ts- Mit seiner Ermächtigung sind die anderen Dienst-
~?d . staatswiss~nsc~a~tlich~n r.aku.~tät einer. ir:- I posten des Obersten Gerichtshofes vom Präs i­
la,' ndlschen l!ll1Verslta:, dIe fur Fach, .er des JUdl-1 denten dieses Gerichtshofes, all, e übrigen Dienst­
zlellen Stud~enabschll1tte~ ernannt smd, kön?en posten vom Präsidenten des Oberlandesgerichtes, 
auch ohne dIe ErfordernIsse nach Abs. 1 zu Rlch- , in dessen Sp"rengel der Dienstposten zu besetzen 
tern ernannt werden. . t h 'b 

Ernennungsdekret. 

§ 27. über jede Ernennung ist ein Dekret aus­
zufertigen, in dem der Dienstposten, die Stan­
desgruppe und der Amtstitel anzugeben sind. 

Beginn des Dienstverhältnisses und' Dienstantritt. 

§ 28. (1) Das öffentlich-rechtliche Dienstver­
hältniszur Republik Osterreich beginnt mit dem 
Tag der Zustellung des Ernennungs(Aufnahme)­
dekretes, es sei denn, daß in diesem ausdrücklich 
ein späterer Tag" bestimmt ist. ' 

(2) Der Dienst ist an dem im Dekret bezeich­
neten Tag und, wenn kein Tag angegeben ist, 
binnen zwei Wochen nach Zustellung des Dekre­
tes anzutreten. Im Fall eines Verzuges tritt die 
Aufnahme außer Kraft, wenn das Säumnis nicht 
binnen einer weiteren Frist von' zwei Wochen 
ausreichend gerechtfertigt wird. 

Diensteid des Richters. 

. § 29. (1) Der Richter hat bei Antritt seines 
ersten Dienstpostens folgenden Diensteid zu 
leisten: 

Ich schwöre, daß ich die Verfassung und die 
Gesetze der Republik Osterreich unverbrüchlich 
beachten und meine ganze Kraft in den Dienst 
der Republik Osterreich stellen werde. 

lS , auszusc rel en. 
(a) Die Ausschreibung ist mindestens einmal 

im "Amtsblatt zur Wiener' Zeitung" zu ver­
öffentlichen. 

Bewerbungsgesuche. 

§ 31. (1) Zur überreichung der Bewerbungs­
gesuche ist ein Termin zu setzen, der vier 
Wochen nach der letzten Veröffentlichung der 
Ausschreibung liegen soll. 

(2) Richter, Staatsanwälte und Richteramts­
anwärter haben ihrem Bewerbungsgesuch einen 
Standesbogen anzuschließen. Andere' Bewerber 
haben die Aufnahmerfordernisse für die Er­
nennung zum Richter nachzuweisen. 

(3) Die Bewerbungsgesuche sind im Dienstweg 
an den Präsidenten des Gerichtshofes zu richten, 
dessen Personalsenat zur Erstattung des ersten 
Besetzungsvorschlages zuständig ist. Bewerbungs­
gesuche um die Dienstposten des Präsidenten und 
der Vizepräsidenten des Obersten Gerichtshofes 
sind an das Bundesministerium für Justiz zu 
richten . 

Besetzungsvorschläge. 

§ 32. (1) Für die Dienstposten bei den Bezirks­
gerichten und Gerichtshöfen erster Instanz, mit 
Ausnahme der Dienstposten der Vizepräsidenten 
und der Präsidenten, hat der Personalsenat des 
Gerichtshofes erster Instanz, in dessen Sprengel 
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oder bei dem der Dienstposten besetzt werden 
soll, einen Besetzungsvorschlag zu erstatten. Der 
Besetzungsvorschlag ist an das übergeordnete 
Oberlandesgericht weiterzuleiten, dessen Per­
sonalsenat einen weiteren Besetzungsvorschlag zu 
erstatten hat. Beide Besetzungsvorschläge sind an 
das Bundesministerium für Justiz weiterzuleiten. 

(2) Für die Dienstposren der Vizepräsidenten 
und der Präsidenten der Gerichtshöfe erster In­
stanz und für die Dienstposten bei den Ober-

. landesgerichten mit Ausnahme der Dienstposten 
der Vizepräsidenten und der Präsidenten hat der 
Personalsenat des Oberlandesgerichtes, in dessen 
Sprengel oder bei dem der Dienstposten zu be­
setzen ist, einen Besetzungsvorschlag zu erstatten. 
Der Besetzungsvorschlag ist an den Obersten 
Gerichtshof weiterzuleiten, dessen Personalsenat 
einen weiteren Besetzungsvorschlag zu erstatten 
hat. BeideBesetzungsvorschläge sind an das 
Bundesministerium für Justiz weiterzuleiten. 

denen nach ihren Fähigkeiten und ihrem Ver­
wendungserfolg oder nach ihrem Dienstalter eine 
dem dienstlichen Interesse entsprechende Ver­
sehung des Dienstpostens nicht zu erwarten ist. 

(3) Bei der Erstattung von Besetzungsvorschlä­
gen für die Dienstposten beim Obersten Gerichts­
hof ist unter Berücksichtigung der Vorschriften 
der Abs. 1 und 2 auCh auf eine Zusammensetzung 
des rcrsonalstandes dieses Gerichtshofes mit 
Richtern aus allen Bundesländern Bedacht zu 
nehmen . 

(4) Der Personalsenat 
vorsdllag, zu begründen. 

hat seinen Besetzungs-

Hindennis des Angehörigkeitsverhältnisses. 

§ 34. Bei demselben Gericht dürfen Richter, 
zwischen denen Verwandtschaft in auf- und ab­
steigender Linie, Seitenverwandtschaft oder 
Schwägerschaft bis zum dritten Grad, ein Ehe­
oder Wahlkindsmaftsverhältnis besteht, nicht 

(3) Für die Dienstposten der Richter beim ernannt oder verwendet werden. 
Oberlandesgericht für den Sprengel des Ober-

Hinweis 
landesgerichtes in der 1. Standesgruppe ist jedoch 
nur ein Besetzungsvorschlag vom Personalsenat 

auf ein Angehörigkeitsverhältnis 
Bewerbungsgesuch. 

im 

des Oberlandesgerichtes, bei dem der Dienst- § 35. Der Bewerber um einen Dienstposten 
posten zu besetzen ist, zu erstatten und un- hat in seinem Gesuch auf eine die Ernennung 
mittelbar an. das Bundesministerium für Justiz I hindernde Verwandtschaft, Schwägerschaft oder 
weiterzuleiten. auf ein solches Ehe- oder Wahlkindschaftsverhält-

(4) Für die Dienstposten der Vizepräsidenten , nis hinzuweisen. 
und der Präsidenten der Oberlandesgerichte und I 
für die Dienstposien beim Obersten Gerichtshof, I 
ausgenommen die der Vizepräsidenten und des 
Präsidenten, ist ein Besetzungsvorschlag vom 
Personalsenat des Obersten Gerichtshofes zu er­
stattenund an das Bundesministerium für Justiz 
weiterzuleiten. 

(5) Jeder Besetzungsvorschlag ist" ohne Verzug 
zu erstatten und weiterzuleiten. 

(6) Verspätet überreichte Bewerbungsgesuche 
sind bei der Erstattung von Besetzungsvorschlä­
gen so lange zu berücksichtigen, als der erst­
berufene Personalsenat den Besetzungsvorschlag 
nicht beschlossen hat. 

Grundsätze für die Erstattung der Besetzungs­
vorschläge. 

§ 33. (1) Bei der Beratung des Personalsenates 
über die Erstattung der Besetzungsvorschläge hat 
jeder Stimmführer sachlich, gerecht und- nach 
eigener Überzeugung vorzugehen. In den Be­
setzungsvorschlag sind die fähigsten und ver­
trauenswürdigsten Bewerber aufzunehmen. Der 
Personalsenat hat hiebei auf die Eignu~g, die 
bewiesenen Fähigkeiten und Kenntnisse, den 
Fleiß und Eifer, die besonderen Verdienste sowie 
das dienstliche und außerdienstliche Verhalten 
der Bewerber genau zu achten. Bei gleichwertigen 
Bewerbern entscheidet der bessere Rang. 

(2) Von der Aufnahme inden Besetzungs­
vorschlag sind Bewerber auszuschließen, von 

IV. ABSCHNITT. 

Personalsenate. 

Bildung der Personalsenate. 

§ 36. (1) Bei jedem Gerichtshof ist ein Personal­
senat zu bilden. 

(2) Die Personalsenate bestehen aus Mitgliedern 
kraft Amtes und gewählten Mitgliedern. 

(3) Mitglieder kraft Amtes sind der Präsident 
und die Vizepräsidenten des Gerichtshofes. 

(4) Die Zahl der gewählten Mitglieder ist bei 
den Gerichtshöfen erster und zweiter Instanz um 
eins höher als die Zahl der" Mitglieder kraft 
Amtes; beim Obersten Gerichtshof beträgt sie 
sechs. Für jedes gewählte Mitglied ist ein Ersatz­
mann zu wählen, soweit die Zahl der wählbaren 
Richter hiezu ausreicht. " 

(5) Im Falle der Verhinderung von Mitgliedern 
kraft Amtes haben an Stelle des Präsidenten 
dessen Stellvertreter, an Stelle ,der Vizepräsiden­
ten die rangältesten Richter des Gerichtshofes 
einzutreten, die dem Personalsenat nicht kraft 
Amtes oder auf Grund der Wahl angehören. Im 
Falle der Verhinderung gewählter Mitglieder 
haben die Ersatzmänner nach der Reihenfolge 
ihrer Wahl einzutreten. 

(6) Die Mitglieder und die Ersatzmänner aer 
Personalsenate sind auf drei Jahre zu wählen. 
Ihre Funktionsdauer beginnt mit 1. Jänner des 
ihrer Wahl" folgenden Jahres. Scheiden Mitglieder 
während der Amtsdauer aus, so ist für den Rest 
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der Amtsdauer eine Ersatzwahl vorzunehmen. 
Sie hat erforderlichenfalls auf Beschluß des Per­
sonalsenates auch beim Ausscheiden von Ersatz­
männern stattzufinden. Bei Durchführung der 
Ersatzwahl sind die Vorschriften der §§ 37 bis 46 
sinngemäß anzuwenden. 

Wahlrecht. 

§ 37. (l) Wahlberechtigt sind beim Gerichtshof 
erster Instanz die bei diesem Gerichtshof und 
bei den ihm unterstellten Bezirksgerichten er­
nannten Richter, bei den anderen Gerichtshöfen 
die dort ernannten Richter. Die Richter beim 
Oberlandesgericht für den Sprengel des Ober­
landesgerichtes in der 1. Standes gruppe sind bei 
dem an seinem Sitze befindlichen Gerichtshof 
erster Instanz, bei mehreren Gerichtshöfen erster 
lrustamz am Sitze des Oberlandesg.erichtes bei 
dem für Zivilrechtssachen zuständigen Gerichts­
hof erster Instanz wahlberechtigt. Die Richter im 
Evidenzbüro des Obersten Gerichtshofes sind 
beim Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien 
wahlberechtigt. 

(2) Wählbar sind mit Ausnahme der Richter, 
die dem Personalsenat kraft ihres Amtes an­
gehören, beim Gerichtshof erster Instanz die bei 
diesem Gerichtshof und bei den ihm unterstellten 
Bezirksgerichten ernannten Richter, bei den 
anderen Gerichtshöfen die dort ernannten 
Richter. Die Richter beim Oberlandesgeridlt für 
den Sprengel des Oberlandesgerichtes in der 
1. Standesgruppe und die Richter im Evidenz­
büro des Obersten Gerichtshofes sind nicht wähl­
bar. Für die Wählbarkeit in den Personalsenat 
des Gerichtshofes erster Instanz ist eine minde­
stens zehnjährige ab Eintritt in die. Gerichts­
praxis tatsächlich zurückgelegte Dienstzeit erfor­
derlich. 

(3) Die Wahlberechtigung und die Wähtbarkeit 
ruhen während der Dauer einer Außerdienst­
steIlung, einer Enthebung· und einer Suspen­
dierung des Richters. 

(4) Verliert ein Mitglied (Ersatzmann) die 
Wählba·rkeit, . so schei,clet es aus dem Personal­
senat aus. 

(5) Die Ausübung des Wahlrechtes ist Amts­
pflicht; doch ist die Abgabe leerer Stimmzettel 
gestattet. 

Wahltermin. Verzeichnis der wahlberechtigten 
und wählbaren Richter. 

§ 38. (1) Der Präsident des Gerichtshofes hat 
spätestens am 1. Oktober des letzten Jahres der 
Funktionsdauer des Personalsenates Tag und 
Stunde des Beginnes und des Endes der Wahl des 
neuen Personalsenates zu bestimmen und den 
wahlberechtigten Richtern so rechtzeitig bekannt­
zugeben, daß ihnen die Verständigung spätestens 
zwei Wochen vor der Wahl zukommt. Diese 
Verständigung hat auch an Richter zu ergehen, 
deren Wahlberechtigung ruht. 
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(2) Gleichzeitig ist ein Verzeichnis der am 
Wahltag wahlberechtigten und der am Wahltag 
wählbaren Ridlter anzufertigen, durch minde­
stens zwei Wochen beim Gerichtshof zur Einsicht 
aufzulegen und beim Gerichtshof erster Instanz 
auch den unterstellten Bezirksgerichten mitzutei­
len. Den Richtern im Evidenzbüro des Obersten 
Gerichtshofes und den Ridltern beim Ober­
landesgericht für den Sprengel des Oberlandes­
gerichtes in der 1. Standesgruppe ist dieses Ver~ 
zeichnis direkt mitzuteilen. Der Beginn und das 
Ende der Einsichtsftist sind bekanntzugeben. 
Innerhalb der Einsichtsfrist kann jeder Richter 
gegen die Richtigkeit und Vollständigkeit dieses 
Verzeichnisses beim Präsidenten. des Gerichtshofes 
schriftlich oder mündlich Einspruch erheben. 
Hierüber hat bei den Gerichtshöfen erster und 
zweiter Instanz der Personalsenat des Ober­
landesgerichtes, beini Obersten Gerichtshof dessen 
Personalsenat zu entscheiden. 

Wahlkommission. Durchführung der Wahl. 

§ 39. (1) Zur Durchführung der Wahl ist eine 
Wahlkommission zu bilden, die aus dem Präsi" 
denten als Vorsitzenden und den zwei rang­
ältesten Mitgliedern des Gerichtshofes besteht. 

(2) Die Wahl ist geheim. Das Wahlrecht ist 
persönlich auszuüben. Der Richter, der infolge 
Erkrankung, Beurlaubung oder dienstlicher Ab­
wesenheit an der persönlichen Ausübung des 
Wahlrechtes verhindert ist, kann einen wahl­
berechtigten Richter zur Ausübung des Stimm­
rechtes schriftlich bevollmächtigen; die Vollmacht 
ist zu den Wahlakten zu nehmen. 

(a) Das Wahlrecht ist durch Übergabe oder 
Übersendung des nicht unterfertigten, unter Um­
schlag gehaltenen Stimmzettels an die Wahl­
kommission auszuüben. Die Richter der Bezirks­
gerichte außel;halb des Sitzes des Gerichtshofes 
erster Instanz haben am Wahltag ihre Stimm­
zettel unter Umschlag dem Vorsteher des Bezirks­
gerichtes zu übergeben, der sie mit einem Ver­
zeichnis der Richter, die das Stimmrecht aus­
geübt haben, unverzüglich an die Wahl kommis­
sion einzusenden hat. 

Stimmzettel. 

§ 40. (1) Gleichzeitig mit der Bekanntgabe des 
Zeitpunktes des Beginnes und des Endes der 
\VI ahl ist den Richtern ein amtlicher Stimmzettel 
(Muster in der Anlage) zuzustellen. _ 

(2) Auf dem Stimmzettel sind durch Druck, 
Maschinschrift oder sonstige Vervielfältigungen 
untereinander so viele Zeilen zu setzen und an 
der linken Seite mit so vielen arabischen Ziffern 
fortlaufend Z'u numerieren, als Mitglieder und 
Ersatzmänner zu wählen sind. Auf der rechten 
Seite jeder Zeile sind die Wahlpunkte anzugeben. 
Die Wahlpunkte haben in umgekehrter arith­
metischer Reihenfolge zu den links eingesetzten 
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Ziffern zu stehen. Die Mitte jeder Zeile' ist für 
die Ausfüllung durch den Wähler freizuhalten. 

Ausfüllung und Wertung des ·Stimmzettels. 

§ 41. (1) Von den Wahlberechtigten sind auf 
dem amtlichen Stimmzettel untereinander so 
viele Namen zu verzeichnen, als Mitglieder und 
Ersatzmänner z\' wählen sind. Hiebei hat eine 
getrennte Verzeichnung nach Mitgliedern und 
Ersatzmännern zu unterbleiben. Enthält 0 ein 
Stimmzettel mehr Namen, als Mitglieder und 
Ersatzmänner zu wählen sind, so sind die über 
diese Zahl im Stimmzettel eingesetzten Namen 
unberücksichtigt zu lassen. Enthält er weniger 
Namen, so verliert er deshalb seine Gültig'keit 
nicht. Andere als die amtlichen Stimmzettel sind 
ungültig. 

(2) Der auf dem Stimmzettel an erster Stelle 
gereihte Richter erhält so vieleWahlpunkte, als 
Mitglieder und Er,satzmänner zu wählen sind; 
der an zweiter und weiterer Stelle gereihte Rich­
ter erhält jeweils um einen Wahlpunkt weniger. 

(:!) Ist der Name ,desselben Richters auf einem 
Stimmzettel mehrmals verzeichnet, so ist er bei 
der Zählung der Wahlpunkte nur an der Stelle 
mit der höchsten Zahl der Wahlpunkte zu be­
rücksichtigen. 

(4) Stimmen, die auf einen nicht wählbaren 
Richter entfallen, sind ungültig. 

Zählung und Verzeichnung der Wahlpunkte. 

§ 42. DieWahlkommission hat die Abgabe des 
Stimmzettels im Verz·eichnis der Wahlberechtig­
ten festzuhalten, nach Schluß der Wahl. die auf 
die einzelnen Richter entfallenden Wahlpunkte 
zu zählen und die Zahl der Wahlpunkte in der 
über den Wahlvorgang aufzunehmenden Nieder­
schrift ersichtlich zu machen. 

Wertung der Wahlpunkte. Annahme der Wahl. 
§ 43. (1) Von den Richtern, die mindestens so 

viele Wahlpunkte erhalten haben, als gültige 
Stimmzettel abgegeben worden sind, sind ent­
sprechend der Zahl der zu wählenden Mitglieder 
und Ersatzmänner die Richter mit der höheren 
Zahl an Wahlpunkten als Mitglieder und die 
Richter mit der niedrigeren Zahl an Wahl­
punkten als Ersatzmänner des Personalsenates ge­
wählt. 

(2) Wenn infolge gleicher Zahl an Wahlpunkten 
mehr Richter, als zu wählen sind, als Mitglied,er 
oder Ersatzmänner in Betracht kommen, so ent­
scheidet ,das vom Vorsitzenden der Wahlkommis­
sion zu ziehende Los darüber, wer als Mitglied 
und wer als Ersatzmann gewählt ist. 

ü) Werden nicht mIndestens so viele Wahl­
punkte erlangt, als gültige Stimmzettel ab­
gegeben worden sind, so ist rücksichtlich der 
noch zu wählenden Mitglieder oder Ersatz­
männer zur engeren Wahl zu schreiten. 

(4) Die Annahme der Wahl ist Amtspflicht. 

Engere Wahl. 

§ 44. (1) In die engere Wahl sind von den im 
ersten Wahlgang nicht gewählten Richtern mit 
den verhältnismäßig meisten Wahlpunkten dop­
pelt so viele einzubeziehen, als zu wählen sind. 
Bei Gleichheit der Zahl der Wahlpunkte ent­
scheidet das vom Vorsitzenden der Wahlkommis­
sion zu ziehende Los, wer in die engere Wahl 
zu bringen ist. 

(2) Stimmen, die bei der engeren Wahl auf 
einen nicht in drie engere Wahl gebrachten Rich­
ter entfallen, sind ungültig. 

(;{) Bei Durchführung der engeren Wahl sind 
die Bestimmungen der §§ 37 bis 43 sinngemäg 
anzuwenden. 

Beurkundung des Wahlvorganges und Bekannt~ 
,gabe des Ergebnisses. 

§45. (1) Ober den Wahlvorgang ist einle Nie­
derschrift aufzunehmen, die alles Wesentliche zu 
enthalten hat, von den Mitgliedern der Wahl­
kommission zu unterschreiben und mit dem V cr­
zeichnis der Wahlberechtigten, den abgegebenen 
Stimmzetteln und den allfälligen Vollmachten 
bei den Justizverwaltungsakten aufzubewahren 
ist. Jeder Wahlberechtigte kanin in diese Ahen 
Einsicht nehmen. -

(2) Das Ergebnis der Wahl ist den Wahlberech­
tigten schriftlich mitzuteilen. Außer·dem ist es 
beim Gerichtshof erster Instanzd'em Präsidenten 
des Oberlandesgerichtes, beim Oberlandesgericht 
und beim Obersten Gerichtshof dem Bundes­
ministerium für Justiz bekannrzugeben. 

. Anfechtung der Waht 

§ 46. (1) Die Wahl kann von jedem Wahl­
berechtigten hinnen zwei WochenJ nach Mittei­
lung des Wahlergebnisses angefochten werden, 
wenn eine Vorschrift der §§ 38 bis 44 verletzt, 
ein Richter zu Unrecht .von der Wahl aus, 
geschlossen, zur Wahl zugelassen oder als ge­
wählt erklärt worden ist .. Die Anfechtung ist 
jedoch ausgeschlossen, wenn sie sich auf Gründe 
stützt, die bereits durch Einspruch nach § 38 
Abs. 2 hätten geltend gemacht werden können 
oder erfolglos geltend gemacht worden sind. 

(2) Ober die Anfechtung entscheidet der Per­
sonalsenat des' Oberlandesgerichtes, beim Ober­
sten Gerichtshof dessen Personalsenat. 

Einberufung des Personalsenates. 

§ 47. (1) Die Sitzungen des Personalsenates 
sind vom Präsidenten des Gerichtshofes, bei Ver­
hinderung. des Präside11iten von seinem Stellver­
treter einzuberufen. 

(2) Der Personalsenat ist aud1 auf Verlangen 
von mindestens zwei gewählten Mitgliedern bin­
nen zwei Wodlen einzuberufen. 
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Beschlußfähigkeit des Personalsenates. 

§ 48. Der Personalsenat hat seine Beschlüsse in 
Vollsitzungen zu fasselll. 

Geschäftsführung und Beschlußfassung des Per­
sonalsenates. 

§ 49. (1) Den Vorsitz im Personalsenat hat der 
Präsident des Gerichtshofes, bei Verhinderung 
,des Präsi,denten sein Stellvertreter zu führen. 

(2) Der Personalsenat hat einen oder mehrere 
Berichterstatter zu bestellen. 

(3) Die Beschlüsse des Personalsenates sind mit 
absoluter Mehrheit zu fassen. Eine Stimment­
hal~ung ist unzulässig. 

(4) Von der Beratung und Abstimmung ist ein 
Mitglied des Personalsenates ausgeschlossen, wenn 
ein zureichender Grund vorliegt, seine Unbefan­
genheit in Zweifel zu ziehen. über das Vorliegen 
dieses GruIlJdes hat der Personalsenat zu ent­
scheiden. 

(5) Mitteilungen über BeratuIlJgen \.Jnd Abstim­
mungen, ibetreffend den Besetzungsvorschlag des 
Personalsenates, sind untersagt. Der Besetzungs­
vorschlag des Personalsenates kann jedoch dem 
betroffenen Richter mitgeteilt werden. 

(6) Der Berichterstatter hat seine Stimme zu­
erst, der Vorsitzende die seine zuletzt a:bzugeben. 
Außerdem haben die rangälteren Richter vor 
den rangjüIlJgeren abzustimmen. 

V. ABSCHNITT. 

Standesausweis und Dienstbeschreibung. 

Standesausweis. 

§ 50. (1) über den Richter ist ein Stmdesaus­
weis zu führen, in den alle für das Dienstverhält­
nis im al1gemeinen und insbesondere für die V or­
rückung und für die Bemessung ,des Ruhegenus­
ses maßgebenden Umstände einzutragen sind. 

(2) Der Richter hat diese Umstände unmittel­
bar nach seinem DiellIstantritt anzugeben und alle 
Veränderungen, soweit sie nicht auf Verfügungen 
einer vorgesetzten Stelle beruhen, anzuzeigen. 

(3) Der Richter hat das Recht, seinen Standes­
ausweis einzusehen und abzus·chreiben. 

(4) Nähere Bestimmungen über die Einrich­
tung des Standes ausweises könnenJ durch Ver­
ordnung des Bundesministeriums für Justiz ge­
troffen werden. 
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außerdem für das Kalenderjahr zu besdtreihen, 
in dem er die Gehaltsstufe 7 erreicht hat. In 
diesem Fall ist zugleich mit der Gesamtbeurtei~ 
lung ,die Feststellung auszusprechen, ob der Rich­
ter die für die Erreichung der Gehaltsstufe 8 er­
forderLiche Durchschnittsleistung erbracht hat. 
Auf ,diesen Ausspruch sind die Bestimmungen des 
§ 55 sinngemäß an!zuwenden. 

(3) Der Präsident des Gerichtshofes (der Vor­
steher des Bezirksgerichtes) kann jederzeit die 
Dienstbeschreibung eiIlJes unterstellten Richters 
beantragen, wenn er ,der Meinung ist, daß sie zu 
einer von der letzten Gesamtbeurteilung abwei-" 
cheIlJden Gesamtbeurteilung führt. Sie ist zu be­
antragen, wenn es fraglich ,erscheint, ob die Ge­
samtbeurteilung llIoch als "gut" bezeichnet wer­
den kann. 

(4) Der Richter ist auf seinen Antrag zu be­
schreiben, wenn er gelten'd ma.cht, daß ihm eine 
bess·ere als die letzte Gesamtbeurteilung gebühre, 
und wenn seit dem letzten Kalenderjahr, auf das 
sich· die Beurteilung erstreckt, mindestens ein 
Kalenderjahr abgelaufen ist. 

(5) Solange die Gesamtbeurteilung auf "minder 
entsprechend" oder "nicht entsprechend" lautet, 
ist der Richter für jedes Kalenderjahr zu be­
schreiben. 

Zuständigkeit für die Dienstbeschreibung. 

§ 52. Für die Dienstbeschreibung ist zuständig: 
1. der Personalsenat des Gerichtshofes erster" 

Instanz hinsichtlich der bei 'diesem Gerichtshof 
und den unterstellten Bezirksgerichten verwen­
deten Richter und Richteramtsanwärter mit Aus­
nahme des Präsidenten, der Vizepräsidenlten und 
der Senatsvorsitzenden; 

2. der Personalsenat des Oberlandesgerichtes 
hinsichtlich ,der von der Bestimmung des Punk­
tes 1 ausgenommenen Richter und der beim 
Oberlandesgericht verwendeten Richter und 
Richteramtsanwärter mit Ausnahme des Präsi­
denten und des Vizepräsidenten; 

3. der PersoDialsenat des Obersten Gerichts­
hofes hinsichtlich der von der Bestimmung des 
Punktes 2 ausgenommenen Richter und der beim 
Obersten Gerichtshof verwendeteDi Richter und 
Richteramtsanwärter mit A"usnahme des Präsi­
denten un,d der Vizepräsidemen des Obersten 
Gerichtshofes. 

Entwurf und Festsetzung der Dienstbeschreibung. 

§ 53. (1) Der Berichterstatter des Personal-
Dienstbeschreibung. senates hat die Dienstbeschreibullig nach den 

§ 51. (1) Der Richteramtsanwärter ist im ersten Fragepunkten des § 54 schriftlich zu entwerfen. 
Viertel jedes Kalenderjahres für das ahgelaufene (2) Der Personalsenat hat die Dienstbeschrei-
Ka'lenderjahr zu beschreiben. bung nach Prüfung des schriftlichen Entwurfes 

(2) Die Richter der 1. bis einschließlich 4. Stan- festzusetzen. Hält er ergänzende Aufklärungen 
desgruppe sind im ersten Viertel des a'uf ihre für geboten, so kann er die ihm erforderlich er­
Ernennung folgenden zweiten Kalenlderjahres für scheinenden Ermittlungen durchführen. 
das zuletzt abgelaufene Kalenderjahr zu be- (3) Vor der Beschlußfassung über die Dienst­
schreiben. Der Richter der 1. Standesgruppe ist I beschreibung der bei den Bezirksgerichten ver-
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wendeten Richter ist· eine Äußerung des Gerichts- hörde als einem Gericht verwendet werden, ist 
vorstehers einzuholen und der Vorsitzende des nach den für diese Behörde geltenden Qualifika­
Rechtsmittelsenates, erforderlichenfalls durch Bei- tionsvorschriften und nur für die Dauer d.er 
ziehung zur B'eratung, anzuhören. 'Verwendung bei dieser Behörde vorzunehmen. 

Gesamtbeurteilung. 

§ 54, (1) Bei der Dienstbeschreibung sind zu be­
rücksichtigen: 

1. die fachliche AusbiLdung und Kenntnis der 
zur Amtsführung notwendigen Vorschriften; 

2. die Fähigkeiten und die Auffassung; 
3. der Fleiß, die Gewissenhaftigkeit und die 

Verläßlichkeit inder Ausübung des Dienstes; 
4. die Eignung für den Parteienverkehr und 

für den äußeren Dienst; 

5. der Erfolg der Verwendung; 
6. das Verhalten; 

7. bei Richtern, die sich auf einem leitendm 
J?ienstposten befinden oder deren Berufung auf 
einen solchen Posten in Frage kommt, die Eig­
nung hiezu. 

(2) Besondere, für die Dienstbeschreibung ent­
scheidend'e Umstände sind ausdrücklich anzu­
führen. 

(3) Die Gesamtbeurteilung hat zu lauten: 
1. ausgezeichnet, bei weit üher dem Durch­

schnitt liegenden, hervorragenden Kenntnissen, 
Fähigkeiten und Leistungen; 

2. sehr gut, bei überdurchschnittlichen Kennt­
nissen, Fähigkeiten"und Leistungen; 

3. gut, bei durchschnittlichen Leistungen, di.e 
den Anforderungen des Dienstes voll entspre-
ch~ -

4. mind'er entsprechend, wenn den Anforde­
rungen des Dienstes nur zeitweise oder nur in 
einer Art entsprochen wird, die nicht das erfor­
derliche Durchschnittsmaß erreicht; 

5. nicht entsprechend, wenn das zur ordnungs­
mäßigen Versehung des Dienstes unerläßliche 
Mindestmaß nicht erreicht wird. 

Mitteilung der Gesamtbeurteilung. 
ReC!~tsmittel. 

§ 55. (1) Die Gesamtbeurteilung ist dem Be­
schriebenen in vertraulicher Form schriftlich mit­
zuteilen. 

(2) Er hat das Recht, bei der Dienststelle seine 
Dienstbeschreihung einzusehen und diese abzu­
schreibell'. 

(3) Gegen die Gesamtbeurteilung kann der Be­
schriebene binnen zVlei Wochen nach ihrer Mit­
teilung Beschwerde an den Person:a,lscl1lat ,des 
übergeord'neten Gerichtshofes erheben. 

Dienstbeschreibung durch eine andere Behörde. 

§ 56. Die Dienstbeschreibung der Richter und 
Richteramtsanwärter, die bei einer anderen Be-

VI. ABSCHNITT. 

Pflichten. 

Allgemeine Pflichten. 

§ 57. (1) Der Richter ist der Repubiik Öster­
reich zur Treue verpflichtet und hat ·die Bundes­
verfassung sowie aUe anderen Gesetze unver­
brüchlich zu beachten. Er hat sich mit voller 
Kraft und allem Eifer dem Dienst zu widmen, 
die Pflichten seines Amtes gewissenhaft,unpar­
teiisch und uneigennützig zu erfüllen und die bei 
Gericht anhängigen Angelegenheiten so rasch wie 
möglich zu erledigen. 

(2) Sowe~t sich der Richter nicht in Ausübung 
seines richterlichen Amtes befindet, hat er den 
dienstlichen Anordnungen seiner Vorgesetzten 
Folge zu leisten und bei deren Durchführung die 
ihm anrvertrauten Interessen des Dienstes nach 
bestem Wissen und Können wahrzunehmen. 

(3) Der Richter hat sich im und außer Dienst 
.vorwurfsfrei zu benehmen und aUes zu unter­
lassen, was das Vertrauen in die richterlichen 
Amtshandlungen oder ·die Achtung vor dem 
Richterstande schmälern könnte. Es ist ihm ver­
boten, einer ausländischen, politische Zwecke ver­
fol,genden Gesellschaft anzugehören. 

(4) Auch im Ruhestand ist der Richter zu einer 
dem Standesansehen angemessenen Haltung ver­
pflichtet. 

Amtsverschwiegenheit. 

§ 58. (1) Der Richter ist, soweit gesetzlich nicht 
anderes bestimmt ist, zur Verschwieg·enheit über 
alle ihm ausschließlich aus seiner amtlichen Tätig­
keit bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet, 
der·en Geheimhaltung im Interesse einer Ge-

I bietskörperschaft oder der Parteien geboten ist. 

I 
(2) Eine Ausnahme von dieser Bestimmung 

tritt nur insoweit ein, als der Richter für einen 
bestimmten Fall von der Ve'rpflichtunJg zur 
Amtsverschwiegenheit entbunden wird. 

(3) Die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit be­
steht auch im Verhältnis auß·er Dienst und im 
Ruhestand sowie nach Auflösung des Dienst­
verhältnisses unverändert fort. 

(4) Der Richter darf seine Ansicht über die vom 
ihm zu erledigende Rechtssache außerdienstli·ch 
nicht äußern. 

Verbot der Geschenkannahme. 

§ 59. Dem Richter ist verboten, Geschenke 
oder andere' Vorteile, die ihm oder seinen An,­
gehörigen mit Rücksicht auf seine Amtsführung 
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mittelbar oder unmittelbar angeboten werden, 
anzunehmen. Ebenso ist ihm verboten, 'sich in 
Beziehung auf seine Amtsführung Geschenke 
oder andere Vorteile zu verschaffen oder ver­
sprechen zu lassen. 

Anwesenheit im Amte. 

§ 60. Der Richter hat seine Anwesenheit im 
Amte derart einzurichten, daß er seinen Amts­
pflichten ordnungsgemäß nachkommen kann. 

Wohnsitz und Aufenthalt. 

§ 61. (1) Der Richter hat seinen Wohnsitz so 
zu wählen, daß er seinen Dienstpflichten ohne 
ungewöhnlichen Aufwand an Zeit und Mühe 
nachkommen kann. 

(2) Der Richter hat seiner Dienststelle seinen 
jeweiligen Wohnsitz bekanntzugeben. Falls sich 
der Richter länger als drei Tage außerhalb seines 
Wohnsitzes aufhält, hat er seiner Dienststelle 
nach Möglichkeit die Anschrift bekanntzugeJben, 
umer der ihm eine amtliche Verständigung zu­
kommen kann. 

11 

hat eine Schmälerung der Bezüge oder eine Be­
einträchtigung der Vorrückung nicht zur Folge. 

Nebenbeschäftigung. 

§ 63. (1) Der Richter darf neben seinem Amt 
keiner Beschäftigung nachgehen und keine Stel­
lung ann:ehmen, die ·der Würde seines Amtes 
widerstreiten oder die ihn in der Erfüllung seiner 
Dienstpflichten behindern oder die Vermutung 
der Befangenheit in Ausübung des Dienstes her,· 
vorrufen könnten. 

(2) Dem Richter ist untersagt, dem Vorstand 
oder dem Aufsichtsrat einer Kapitalgesellschaft 
anzugehören. 

(3) Ausnahmsweise ,kann das· Bunidesministe­
rium für Justiz gestatten, daß ein Richter dem 
Vorstand oder dem Aufsichtsrat einer Kapital­
ges.ellschaft ohne Ell!tgelt angehört, wenn. dies im 
unmittelbaren Bundesinteresse gelegen ist oder es 
sich um Gesellschaften handelt, die ausschließlich 
die Förderung human,itärer Bestrebungen' oder 
wirtschaftlicher Verhältnisse von öffentlich Be­
diensteten oder deren Angehörigen zum Zwecke 
haben., 

(4) Jede erwerbsmäßige Nebenbe~chäftigung ist 
Abwesenheit wegen Krankheit oder eines an- der Diemtstelle zu melden. 

deren Hindernisses. 

§ 62. (1) Ist der Richter durch Krankheit oder 
aus anderen stichhältigen Gründen verhindert, 
seinen Dienst zu vers,ehen, so hat er dies sobald 
als möglich seiner Dienststelle anrzuzeigen und auf 
deren Verlangen den Grund der Verhinderung 
in entsprechender Weise zu bescheinigen. 

Anzeige der Verehelichung. 

§ 64. Verehelicht sich ,der Richter, so hat er 
dies binnen zwei Wochen seiner' Dienststelle 
anzuzeigen. 

VII, ABSCHNITT. 

Rechte. 

Standesgruppen und Amtstitel. 

(2) Der wegen Krankheit vom Dienst ab­
wesende Richter hat sich auf Anordnung seiner 
Dienststelle einer ärztlichen Untersuchung zu 
un terzi,ehen. § 65. (1) Der Richterstand ist in Standesgrup­

(3) Eine durch Krankheit oder aus anderen pen eingeteilt, denen die in der nachstehenden 
stichhältigen Gründen verursachte Abwesenheit Übersicht ersichtlichen Dienstposten und Amts­
vom Dienst ist nicht als Urlaub anzusehen. und titel zugehören:, 

Dienstposten 

Richter des Bezirksgerichtes 

Amtstitel 

Bezirksrichter 
Landesgerichtsrat 

Bezirksridl ter 

StGr. 

1 

2 

1 

Richter des Bezirksgerichtes am Sitze des Ge- _L_a_n_d_e--'sg::c.e_r_ich_t_s_ra_t __________ --::2 __ 
ridltshofes erster Instaniz 3 

Vorsteher des Bezirksgerichtes 

Oberlandesgerichtsra t 

Landesgerich tsra;t 
Oberlandesgerich tsra t 

4 

2 

3 
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Dienstposten Amtstitel StGr. 

Landesgerichtsrat 2 
V orsteher des Bezirksgerichtes mit zwei oder "--- ------

mehr systemisierten Richterposten Oberlandesgerichtsrat 
3 

4 

Rat des Landes-, Handels-, Kreisgerichtes und Landesgerichtsrat ____________ 2 
Rat des Jugendgerichtshofes Oberlandesgerichts~-at-~ 

Senatsvorsitzender des Landes-, Handels-, Kreis-
gerichtes und Senat5"Vorsitzender des Jugend- Oberlandesgerichtsrat 
gerichtshofes " 

Vizepräsident des Landes-, Handels-, Kreisgerichtes und Viz,epräsidenrr des 

Jugendgerichtshofes 

Präsident des Landes-, Handels-, Kreisgerichtes 
und 

Präsident des Jugendgerichtshofes 

Präsident des Landesgerichtes 
Präsident des Handelsgerichtes 
Präsident des Kreisgerichtes 
Präsident des Jugendgerichtshofes 

Richter beim Oberlandesgericht für den Sprengel 
Bezirksrichter des Oberlandesgerichtes 

Präsidialsekretär des Oberlandesgerichtes 

Rat dies Oberlandesgerichtes 

Senatsvorsitzender des Oberlandesgerichtes 

Oberlandesgerichtsrat 

Senats rat des Oberlandesgerichtes 

Senatspräsident des Oberlandes­
gerichtes 

Vizepräsid'eut des Oberlandesgerichtes 

Präsident des Oberlan1desgerichtes 

3 

3 

4 

sb 

4 

Sb 

S 

6b 

3 

4 

Sb 

S 

6b 

S 

6b 

7 

Landesgerichtsrat 2 
Richter im Evidenzbüro des Obersten Gerichts- -~------------------"-

hofes Oberlandesgerichtsrat 

Rat des Obersten Gerichtshofes 

Senarsvorsitzender des Obersten Gerichtshofes 

Hofrat des Obersten Gerichtshofes 

Senatspräsident des Obersten 
Gerich tshofes 

Vizepräsident des Obersten Gerichtshofes 

Präsident des Obersten Gerichtshofes 

3' 

4 

S 

6b 

6 

7 

8 
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(2) Für Einzelrichter an den Gerich,tshöf'en er­
ster Instanz sind Dienstposten ein'es Rates oder 
eines Senatsvorsitzenden dieser Gerichtshöfe be­
stimmt. 

(3) Die Zahl der Richter beim Oberlandes­
gericht für den Sprengel des Oberlandesgerichtes 
in der 1. Standesgruppe darf 30 v. H. der auf 
Grun,d des Dienstpostenplanes für .die Bezirks­
gerichte außerhalb des Sitzes eines Gerichtshofes 
festgesetzten Richterpostenim Sprergd des 
Oberlandesgerichtes, ausschließlich d,er Gerichts­
vorsteherposten, nicht überschreiten. 

Anspruch auf den Amtstitel. 

§ 66. (1) ,Der R,ichterha't Anspruch darauf, so­
wohl im dienstlichen Verkehr als auch in d.en 
amtlichen Verlautbarungen mrt seinem Amt~titd 
benannt zu werden. 

(2) Dem außer Dienst g,estellten Richter sowie 
dem Richter des Ruhest'a:ndes steht das, Recht 
auf Weiterführung seines Amtstitels zu; er hat 
jedoch di'e Bezeichnung des VerhäItDJi'Sses außer 
Dienst oder des Ruhestand:es bei.zufügen. 

Dienstrang. 

§ 67. (1) Der Dienstrang ,r,ichtet sich nach der 
Dauer der innerhalb der Stand'e'Sgruppe,tats.äch­
lich zurückgelegten Dienstzeit, soweit sie fiir die 
V orrückung maßgebend ist. 

(2) Insoweit sich nich,t schon hieraus. ,eine be­
stimmte Rangfolge ,ergibt, sind für deren Beur­
teilung der Reihe nach folgende Umstände maß­
gebend: -

1. das Rangverhältnis, in der nächstniedrigeren 
Standesgruppe ; 

2. die Dauer der für die Ruhegenußbemessung 
anrechenbaren Bundesdienstzeit; 

3. die Dauer der nicht anrechenbaren tatsäch­
lich zurückge1egte~ Bundesdienstzeit; 

4. das Lebensalter. 

(3) Bei Personen, die unrnitbelbar zum Richter 
ernannt werden, iiSt der Dienstrang nach, Anhö­
rung der Personahenat,e zu beSitimmen. Hiebei 
i,st auf die dUl'ch,schnittli-chen Rangverhältnisse in 
der Standesgruppe Bedacht zu nehmen. 

Rangverzich t. 

13 

Personalstandesverzeichnis. 

§ 69. (1) Die Richter' ,eines PersO'IlIalstandes sind 
in einem Personalstandesverzeichnis nach Stan­
desgruppen und .innerhalb der Standesgruppen 
nach ihrer Rangfolge 2lU r,eihen. Das Personal­
standesverz.eichnis ist jährlich mit 1. Jänner 'an­
zulegen. 

(2) Der Richter liM berechtigt, das Personal­
~tandesverzeichnis ,einzus.ehen und. ab:wschreiben. 
Auf sein Verlangen ,i'H ihm ,eine Ausferrrgung 
gegen Ers,atz der Kosten auszufolgen. 

Amtskleid. 

§ 70. (1) Dem Ri'chter .~st bei seiner erste-n Er­
nennung ein Amcskleid aus Bundesmitteln bei­
zustellen. 

(2) Wenn durch die Ernennung des Richter,s 
auf einen anderen DienstpO'sten ,eine Anderung 
des Amtskleideserforderlich wiro, ist diese von 
Amts wegen d:urch'zufiihren. 

(3) Nach 'Ablauf der Tragdauer ,geht das Amts­
kleid in das Eigentum des Rij:hters über; ·auf 
sein Verlangen 'VSlt ihm nach Ab'lauf ,der Trag­
dauer ein neues Amtskleid aus IBlllndesmitbein 
beizusteHen. 

(4) Das Amtskleid besteht .aus einem Talar und 
einem Barett. EIS ist ,in sechs vers.chiedenen Aus­
stattungen vorzusehep., und zwar je eine für: 

1. ,den Ri,chter der 1. bis 5. Standesgruppe; 
2. den P,rä!slden1)en des, Gel1ichtshofes ,erster 

Instanz, den Senauwor51itzeru:len des Oberlandes­
gerichtes und dJen VizeprJjsidenten des Oberlan­
desgerichtes; 

3. den P'r~s,identen des Obedandesgerichtes; 
4. den Rat des Obersten Gerichtshofes; 
5. den Senats-vol1sitzenden des Oberst'eIll Ge­

rich,tshofes und den Vizepräsidenten des Obersten 
Gerichtshofes; 

6. den Präs:identen des übers,ten Gel1ich~shofes. 

(5) DiJe näherren Bestimmungen über ,die 'Be­
schaffenheit, da!s T,rage,n und die Tira~daruer des 
Amtskleides hat das Bunde'smi:nisterium für Justiz 
durch Verordnung zu erlassen. 

Urlaubsanspruch. 

§ 71. (1) Der Richter hat in jedem K'alender­
jahr Anspruch auf einen E'rholungsurlaub. 

(2) Die Urlauhs2leit ist nach den dileIllstlich,en 
Verhältnissen festzusetzen, wobei auf die persön­
lichen Verhältnisse nach, Tunlichkeit Rücksicht 

§68. Der Richter mann erkl1fren, daß Um­
stände, die nach § 67 für die Bestimmung seines 
Dienstranges maßgebend sind, unherücksichtigt 
bleiben sollen (Rangverz.icht). Der Ran:gverz,icht 

d b d f d zu nehmen ist. muß schriftlichenkllärt werden run e ar er 
Genehmigung des Bundesministeriums für Jus1tiz. 
Der Rich,r,er ist auf Grund des Rangverzich.tes Urlaubsausmaß. 

derart zu reihen daß die Umstände, :l;uf die 's,i,ch § 72. (1) Hat das Dienstverhältni,s ununter­
der Rangverz.ich~ bezieht, außer Betracht bleiben. brocheri sechs Monate gedauert, sO heträgt der 
Der genehmigte Rangverzicht ist unwiderruflich. I Erholungsurlaub in jedem Kalenderjahr: , 
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1. für den RichtJeramtsanwärter 20 Werktage, 
nach ·einer am 1. Juli vollstreck·ten Dienstzert 
von mehr als 5 Jahren 26 Werktag.e; 

2. für den RichtJer der 1.. Standesg'ruppe 
24 Werktage, nach einer am 1. Juli vollstreckten 
Dienstzeit von !Dlehr als 5 Jahren, 26 W,erktage 
und nach einer am 1. Juli vollstreckten Di'enst­
zeit von mehr als 14 Jahren, 32 Werktage; 

3. für den Richter - der 2. Standesgruppe 
26 Werktage,nach ,einer ·am 1. Juli vollstreck­
ten Dienstz,eit von mehr als 14 Jahren, 32 Werk­
tige, und nach einer am 1. Juli vollstrecküen 
Dienstzeit von mehr als 26 Jahren, 36 Werk­
tage; 

4. für den Richner der 3. und 4. Standes­
gruppe 32 Werktage, nach einer am 1. Ju}i voH­
streckten Dienstzeit von mehr als 26 Jahren, 
36 We'rktage; . 

5. für den Richter jede·r höheren Sna,ndes­
gruppe 36 Wierktage. 

(2) Für die Bevemnung des Urlaubs"lUsmaßes 
ist bei Richtern die für die Vorrückung ange­
rechnete Dienstz.eilt zuzüglidt der als, Rechitsprak­
tikant und Rich,teram'\)s,anwärter zurückgelegten 
Zeit, soweit sie bei der Ernennung zum Richter 
für die V orrückung nieh tangerechnet wOl'den 
ist, bei R,ichteramtlS;tJllwärtern die als Rechtsprak­
tikant und Rich,tel"'amtJs'anwärter zurückgeleg.re 
Zeit maßgebend. 

Urlaubsverfall. 

§ 73. Der Erholungsurlaub verfällt, wenn er 
bis zum 30. April dies folgenden Kalenderj,ahr,es 
nidtt verbraudtlt .ist. Der Ve·rtaU tri.tt jedoch erst 
am 31. Dezember ein, wenn der im V orj:ahr 
nicht verbrauchte Erholungsurlaub aus dieruit­
lichen Rücksichten bi'S 30. Aprill nicht gewährt 
werden konnte. 

Sonderurlaub. 

§ 74. (1) Dem Richlter kann .aus besondierem 
A'nlaß ein Sonderurlaubertei1t werden, soweit 
'nicht dienstliche Interessen entgegelliStehen. Als 
besonderer Anlaß i~t jedes El1eignis anzus.ehen, 
das die Erteilung eines solchen Urlaubes imöf­
fentlichen Interesse oder im privaten Interesse 
des Richte:rs rechtfertigt. 

(2) Der Sonderurlaub ist in den Erholungs­
urlaubnimt einzurechnen. 

Sonderurlaub von mehr als drei Monaten im 
privaten Interesse. 

§ 75. (1) Die BeWlilEgung eine's Sonderurla.u~bes 
von mehr als drei MonMen im privaten Interesse 
des Richter,s k;tJnn an ·eine oder mehrere der 
na·chstehetl!den Bedingunglen geknüpft weroen:. 

1. Entfall der Bezüge für die Dauer des Son­
derurlaubes; 

2. Nichtanrechnung des im Sonderurlaub ver­
brachten Zeitraumes für di,e Vorrückung; 

3. Nichtanr,echnung OOS . im SonderurIaub ver­
brachten Zeitraumes für <liie Bemes:sung des 
Ruhegenusses. 

(2) H;tJt der Sonderurl;tJub bereits ein Jahr lang 
gedauert, 'S,o ist eine Vlerlängerun,g an alle im 
vorstehenden Abs;tJtz ·angegebenlen Bedingungen 
zu knüpfen. , : 

(3) Bei Berech11JUng der einjährigen U rla ub~­
dauer ist eine daz.wischenlieg,ende D~'enstlers,oung 
nur dann als Unterbre.chung anzus,ehen, wenn 
sie mindestens 'die halbe Dauer des unmittelbar 
vorher gen,ossenen Sonderurlaubes, enoeicht. In 
di.esem FaH ist das Jahr 'erst VOl11 Ende der 
zwischen den beiden Urlaubspeni'oden ,gelegenen 
Dienstleisitung' an zu r,echnln. Bei einer da­
zwischenliegenden Dienstleistung von kü.rzerer 
Dauer :s,ind bei Berechnung d,er einjährigen Ur­
laubsdauer die einzelnen Udaubsabschnitte zu­
sa'mm,errzure.chnen. 

Änderung der ~rlaubsbewilligung. 

§ 76. Die BeWliHigung 4es Urlaubes schiließt 
eine aus dienstlichen Gründen gebotene ändernde 
Verfügung nicht aus. Der Antrit:t oder die Fort­
setzung des Url,aubes ist aher z,uermög:1ichen, 
sobald es der Diens,t zuläßt., Dul'ch, ei,ne unvor­
hergesehene Rückberrufung vom Urlaub verur­
sa·chte Reis,en gelten als Dienstreisen. 

VIII. ABSCHNITT. 

Änderung der Verwendung, des Dienstverhält­
nisses und. Auflösung des Dienstverhältnisses. 

Änderung der Verwendung. 

§ 77. (1) Der Richter kann bei einem Gericht" 
für das er nicht ern:l!nnt ist, nicht verwendet 
werden; ausgenommen is:t die Verwendung der 
Richter beim OberJand:esgel'1icQ.t für den Sprengel 
des Oberlandesgerichtes in der 1. Standesgruppe 
für den Fall vorübergehenden BedarFes infolge 
Krankheit, Urlaubes, Geschä~tsüJbeIlas:tung oder 
in,folge vorübergehender Vakanz eiifes Richter­
pos,tens. Ei,ne sölch,e VerWlenldung is,t j,edoch nur 
innerhalb des Spren;gels dies OberIandesgerichtes, 
bei dem siieernannt sind, und nicht länger als 
sechs Monate zulässig. 

(2) Der Richter kann jed:och mvt sleinem Ein­
verständnis dem Bu,ndesminister1um für Justiz, 
einer S taa tsan wal tsch:af t od!Cr a,nderen Verwal­
Dungsbehörden 'sowie dem Präsidenten e,ines Ge­
richtshofes zur Besorgung von Verwaltungsauf­
gaben zugeteiLt werden. 

Dienstleistung bei Bundesministerien. 

§ 78. Die Zuteilung des Richters zu e[·nem 
Bundesministerium oder zu 'einem unmitJtelbar 
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einem Bundesministerium angegliederten Amt ist I Anspruch auf Versetzung in den zeitlichen Ruhe-
nur zulässig, wenn. er während de·r letzten fünf I stand. 
Jahre mi.n:destem sehr gut qualifiziert war. 

Außer diensts teilung. 

§ 79. (1) BeWirrbt sich der Ri·chter um das 
Mandat eines Ahg~rdneten für einen aUge­
meinen Vertretungskörper,SQ ist er von Amts 
wegen bis nach vollzogener Wahl außer Diens't 
zu stellen. 

(2) Wird der Richter zum Mitglied des Natio­
nalrates oder de's, Bundesrates gewäMt und lehnt 
er die auf' ihn gefaJLene Wahl nicht ab, sü ist 
die AußerdienststeIlung für ooe Dauer des Man­
dates zu verfügen. Wird der Richt·er als Ersatz­
ma.nn für ein freigewordenes Mandat berufen 

. und lehnt er diese Berufung nicht ab, so ist 'er 
. mit dem Zeitpunkt des Eintrittes oder der Be­

rufung in den Vertretungskörper aJußer Dienst 
zu s.tdlen. 

Bezüge und Anrechnung bei AußerdienststeIlung. 
Aufforderung zum Dienstantritt. 

§ 80. (1) Die Außerdienstsllellung nach § 79 
hat eine ÄndeI'ung der Bezüge nich,t zur Folge. 

(2) Die Zeit der Auß.erdie:nstsltellung ist für die 
V orrückung und die Bemessung des Ituhe'genus­
ses anzurechnen. 

(a) Sind die Vorausset'2iungen für die Außer­
dlienS1tstel1ung weggefaNen, so ist der RJichter zum 
Dienstantritt aufzufordern. 

Diensttausch. 

§ 81. Der Dienstta.usch ist nur zwischen Rich­
tern derselben Standesgruppe möglich,. Er kann 
nur unter Einhaltung des im § 25 Ahs." 3 ge­
regelte·n Verfahre.nsdurchlgeführt werden. 

Unfreiwillige Versetzung auf einen anderen 
Dienstposten.' 

§ 82. Der Itichter iS1t auf Grund eines Beschilus­
ses des Dienstgerichtes auf einen anderen Diel1iSt­
pos'ten derselben Standeslgruppe zu versetzlen, 
o/enn 

1. vom Ridlter nicht verschuldete, außlcrhalh 
seine1r Amtsausübung geleg'ene UmS1tände sein 
Ansehen oder seine TätigJkeit auf seinem Dienslt;­
posten dauernd 50 schwer beeinträchtigeni, d.aß 
das Verbleiben des Rlchllers auf .seinem D~enslt­
post'en der Rechltspflege zum Ahbr.uch gereichen 
würde; 

2. der Richter ein Angehörigkeitsverhältnis im 
SinnlC des § 34 Z1Ueinem anderen, hei demselben 
Geflicht ernannten Richter begründet hat oder 
sich von einem solchen Richter an Kindess.tatt 
hat annehmen lassen. 

§ 83. (1) Der Richter hat AllISpruch auf Ver­
setZiung in den z'eitlichen Ruhestand, wenn er 
dienstunfähig ist. 

(2) Der Anspruch besteht auch ohne Nach.weis 
d'er Dienstunfähigkeit, wenn der Richter gemäß 
§ 79 Abs. 2 außer DielliSt gestellt wOll'den ist. 

Versetzung in den zeitlichen Ruhestand von 
Amts wegen. 

§ 84. (1) Delr Richter i'st in den zeitLichen Ruhe-
9tand zu venetzen, wenn er 

a) infolge Krankheit länger a:ls ein Jahr vom 
Dienslt ahwesend ist; 

b) weg.en körperl1icher oder geistiger Eigen~ 
sch.aften oder Gebrechen dienstunfähig iS1t, 
aher das 60. Lebensjahr noch nicht voll­
endet hat. 

(2) Bei Berechruung der einjährigen Dauer der 
Abwesenheit vom DienSit ist eine dazwischenilie­
g,ende, im Urlaubsverhältnis zugebrachte Zeit 
nicht als Unterbrechung . anziU~ehen. Bei dner 
da,zwischenliegenden DimstleiSltung sind die Vor­
schlriften des § 75 Abs. 3 sinng.emäß .anizuwlenden. 

Prüfung des Fortbestandes der Dienstunfähigkeit. 
. Reaktivierung. 

§ 85. (1) Der im zeidichen RJuhesta.nd befind­
liche Richter hat sleiner letzten Diensrs'teUe jede 
erwerbsmäßige Tätigkeit vor ihl'er Aufnahme zu 
melden. 

(2) Der wegen DieDSltunfähigkeit ~n den zeit­
l:ichen Ruhestand versetzte Richter hat sich auf 
Anordnung seiner letzten DicnSltSlteUe einer 
amtsärztlichen Untersuchung zur Prüfung des 
Fortbes;tandes seiner Dienstunfähigkeit zu unter­
zi·ehen. Bei dieser Prüfung ist insbesondere auch 
auf seine Tätigkeüt im zeitlichen Ruhestand Be­
dacht zu nehmen. 

(3) Erlangt der Rich,tler wi,eder die Dienstfähig­
keit, S'O kann er auf Grund eines ß.ewerbungs­
gesuches oder von Amts wegen, j'edoch nach Ein­
holung von ß.esetZIUngsvorschlä.gen der Perso.nal­
senate dun;h. Ernennung auf einen Dienstposten 
der Standesgruppe r'eaktiviert werden, der er vor 
der VersetZIUng in den z·eitlicheru Ruhestand an­
gehört hat. Von Amts wegen darf der Richtter 
nur durch Brnennung auf ·einen Dienstposlt:en an 
seinem1etzten Dienston reaJktiviert werden. 

Wertung der im zeitlichen Ruhestand zu­
gebrachten Zeit. 

§ 86. (1) Die im zeitlichen Ruhestand zu­
gebrachte Zeit ist für die Vorrückung nicht an­
rechenbar. 

(2) Wurde der Richter mit Abfertigung in den 
ieitlichen Ruhestand versetzt und während des 
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der Berechnung der Abfertigung zugrunde 
gelegten Zeitraumes reaktiviert, so. ist der Mehr­
bezug binnen zwei Jahren im Wege ,der Auf­
rechnung hereinzubringen. 

Anspruch auf Versetzung in den dauernden 
Ruhestand. 

§ 87. Der Richter hat Anspruch auf Versetzung 
in den dauernden Ruhestand, wenn er das 
60. Lebensjahr vo.llendet hat oder seit mindestens 
drei Jahren außer Dienst gestellt o.der ,seit min­
destens fünf Jahren gemäß § 84 Abs. 1 in den 
zeitlichen Ruhestand versetzt ist. 

Versetzung in den dauernden Ruhestand von 
Amts wegen. 

§ 88. Der Richter ist in deli dauernden Ruhe­
stand zu versetzen, wenn 

a) er wegen körperlicher o.der geistiger Eigen­
schaften o.,der Gebrechen dauernd dienst­
unfähig ,ist und das 60. Lebensjahr vo.ll­
endet hat; 

b) seine Gesaintbeurteilung durch ,drei auf­
einanderfo.lgende Jahre auf nicht entspre­
chend gelautet hat. 

Verfahren bei der freiwilligen Versetzung in den 
zeitlichen oder dauernden Ruhestand. 

§ 89. (1) Der Richter hat sein Gesuch um Ver­
setzung in den zeitlichen o.der dauernden Ruhe­
stand im Dienstweg einzubringen. Er hat sich, 
vo.m Falle des § 83 Abs. 2 und des § 87 ab­
gesehen, amtsärztlich untersuchen zu lassen und 
hiebei den Zweck der Untersuchung so.wie die 
erfo.rderlichen Daten über seine' dienstliche Stel­
lung dem Amtsarzt bekanntzugeben. Dieser hat 
sein Gutachten über die Ursache, den Grad und 
die vo.raussichtliche Dauer der Dienstunfähigkeit 
dem Präsidenten des Oberlandesgerichtes (Präsi­
denten des Obersten Gerichtsho.fes) unmittelbar 
zu übersenden. 

(2) Bedenken gegen die Zuläs,sigkeit der Ver­
setzung in den zeitlichen oder dauernden Ruhe­
stand sind dem Richter schriftlich mit der Auf­
fo.rderung bekanntzugeben, sid1 hiezu hinnen 
zwei Wo.chen nach Zustellung der Auffo.rderung 
zu äußern. Durch die Versäumung dieser Frist 
verwirkt der Richter das Recht, gehört zu 
werden. 

Zuständigkeit zur Beschlußfassung über die un­
freiwillige Versetzung des Richters auf einen 
anderen Diemstposten und über die unfreiwillige 
Versetzung in. den zeitlichen oder dauernden 

Ruhestand. 

§ 90. Die Beschlußfassung über die unfrei­
willige Versetzung des Richters auf einen anderen 
Dienstpo.sten und über die unfreiwillige Ver­
setzung in den zeitlichen o.der ,dauernden Ruhe-

stand so.wie die Verfügung, Aufhebung o.der Ab­
lehnung der Enthebung nach §§ 95, 96 und 98 
o.bliegt als Dienstgericht 

a) dem Oberlandesgericht hinsichtlich der im 
Sprengel dieses Gerichtsho.fes ernannten 

. Richter mit Ausnahme der Vizepräsidenten 
und der Präsidenten der Gerichtshöfe erster 
Instanz. und der beim· Oberlandesgericht 
ernannten Richter der 4. und der höheren 
Standesgrwppen; . 

b) dem Obersten Gerichtsho.f hinsichtlid1 der 
vo.n lit. a ausgeno.m~enen Richter und der" 
beim Obersten Gerichtshof ernannten 
Richter. 

Verfahren bei der unfreiwilligen Versetzung in 
den zeitlichen oder dauernden Ruhestand. 

§ -91. (1) Wenn die Gesamtbeurteilung des 
Richters durch drei aufeinanderfolgende Jahre 
auf nid1t entsprechend gelautet hat o.der Um­
-stände vo.rliegen, die die Vermutung seiner 
Dienstunfähigkeit info.lge körperlicher o.der gei­
stiger Eigenschaften o.der Gebrechen begründen, 
so. ist er schriftlich aufzufo.rdern, binnen einem 
Mo.nat nam Zustellung ,der Aufforderung um 
seine Versetzung in den Ruhestand anzusuchen. 

(2) Die Aufforderung hat der Präsident des 
Oberlandesgerichtes (Präsident des Obersten 
Gerichtsho.fes) hinsichtlich der ihm unterstellten 
Richter, bezüglich der ührigen Richter der 
Bundesminister für Justiz zu erlassen.' 

Unterlassung des Ansuchens um Versetzung in 
den Ruhestand. 

§ 92. Hat der. Richter' binnen einem Mo.nat 
nach Zustellung der Auffo.rderung um Verset­
zung in den Ruhestand nicht angesucht, so. hat 
die Stelle, die die Auffo.rderung erlassen hat, die 
Beschlußfassung des Dienstgerimtes zu ver­
anlassen. 

Besetzung des Dienstgerichtes und Verfahren vor 
dem Dienstgericht. Rechtsmittel. 

§ 93. (1) Auf die Besetzung des Dienst'gerichtes 
und das Verfahren vo.r dem Dienstgericht bei der 
unfreiwilligen Versetzung des Richters auf einen 
anderen Dienstpo.sten und bei der unfreiwilligen 
Versetzung in den zeitlichen o.der dauernden 
Ruhestand so.wie der Verfügung, Aufhebung 
o.der Ablehnung der Enthebung nach §§ 95, 96 
und 98 sind die Vo.rschriften des 2. Teiles dieses 
Bundesgesetzes sinngem~ß anzuwenden, aus­
geno.mmen die' Vorschriften der §§ 137 Abs.2 
und 150 bis 156. 

(2) Gegen den auf, Versetzung auf einen 
anderen Dienstpo.sten o.der in den Ruhestand 
lautenden Beschluß des Oberlandesgerichtes als 
Dienstgericht können der betroffene Richter und 
der Oberstaatsanwalt, gegen den auf Ablehnung 
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der Versetzung auf einen anderen Dienstposten 
oder in den Ruhestand lautenden Beschluß der 
Oberstaatsanwalt Beschwerde an den Obersten 
Gerichtshof als Dienstgericht erheben. 

Kurator. 

§ 94. (1) Bei Vorliegen von Umständen, die 
die Vermutung begründen, daß der Richter in­
folge geistiger Gebrechen unfähig ist, seine An­
gelegenheiten selbst zu besorgen, hat da's Ober­
landesgericht (Oberster Gerichtshof) als Dienst-' 
gericht von Amts wegen für das Verfahren bei 
der unfreiwilligen Versetzung dieses Richters in 
den zeitlichen oder dauernden Ruhestand einen 
Kurator aus dem Kreise der Richter zu bestellen, 
wenn der betroffene Richter eines gesetzlichen 
Vertreters entbehrt. 

(2) Der Kurator hat für den Richter bis zum 
. Eintreten des gesetzlichen Vertreters am gericht­

lichen Verfahren teilzunehmen und, wenn nötig, 
die Bestellung des gesetzlichen Vertreters durch 
geeignete Anträge zu veranlassen. 

(3) Ein Richter darf seine Bestellung zum 
Kurator nur aus wichtigen Gründen hinnen 
zwei Wochen ablehnen, Ob ein Grund als wich­
tig anzusehen ist, entscheidet das Oberlandes­
gericht (Oberster Gerichtshof) als Dienstgericht. 
Im übrigen sind auf den Kurator die Vorschrif­
ten des § 120 Abs. 3 zweiter Satz und Abs.4 
sinngemäß anzuwenden. 

Enthebung des Richters vor der unfreiwilligen 
Versetzung .auf einen amderen Dienstposten oder 

in den Ruhestand. . 

§ 95. (1) Das Oberlandesgericht (Oberster 
Gerichtshof) als Dienstgericht kann sowohl vor 
als auch nach Einleitung des Verfahrens gemäß 
§§ 90 ff. nach Anhörung des Oberstaatsanwaltes 
(Generalprokurators) ohne mündliche Verhand­
lung die Enthebung des Richters vom Dienst 
verfügen, wenn dies mit Rücksicht auf die Art 
seiner körperlichen oder geistigen Eigenschaften 
oder Gebrechen erforderlich erscheint. 

(2) Die Enthebung vom Dienst hat die recht­
liche Wirkung der Außerdienststelhmg. 

Einstweilige Enthebung. 

17 

Aufhebung der Enthebung. 

§ 97. Die Enthebung ist aufzuheben, sobald 
ihre Gründe weggefallen sind. Sie endet späte­
stens mit rechtskräftigem Abschluß des Verset­
zungsverfahrens. 

Rechtsmittel gegen den Beschluß über die Ent­
hebung~ 

§ 98. Gegen den Beschluß, mit dem das Ober­
landesgericht als Dienstgericht die Enthebung 
verfügt hat, kann ,der 'betroffene Richter, gegen 
den Beschluß, mit dem es die Enthebung ab­
gelehnt oder aufgehäben hat, der Oberstaats­
anwalt Beschwer,de an den Obersten Gerichtshof 
als Dienstgericht erheben. 

Altersgrenze; Übertritt in den dauernden Ruhe­
stand . 

§ 99. Der Richter tritt mit Ablauf des Jahres, 
in dem er das 65. Lebensjahr vollendet hat, in 
den dauernden Ruhestand. 

Auflösung des Dienstverhältnisses. 

§ 100': (1) Der Richter ist berechtigt, seinen 
Austritt aus dem Dienstverhältnis zu erklären. 
Diese Erklärung ist schriftlich im Dienstweg 
einzubringen. 

(2) Die Austrittserklärung bedarf derbehörd­
lichen Genehmigung. Sie gilt als genehmigt, 
wenn die Genehmigung niCht binnen' vier 
Wochen verweigert wird. Die Genehmigung der 
Auftrittserklärung kann an die Bedingung der 
ordnungsm~ßigen Amtsübergabe geknüpft wer- C 

den. ' 

(3) Die Genehmigung darf nur verweigert 
werden, wenn gegen den RiChter ein Disziplinar­
verfahren anhängig ist oder er Geldverbindlich­
keiten aus dem Dienstverhältnis zu erfüllen -hat. 

(4) Auch der Richter des Ruhestandes kann 
freiwillig aus diesem Verhältnis, austreten. 

(5) Durch den Austritt aus dem Dienst(Ruhe­
stands}verhältuis verliert der Richter alle daraus 
fließenden Befugnisse, Rechte und Ansprüche 
sowie alle im Hinblick auf das Dienstverhältnis 
gewährten außerordentlichen Begünstigungen für 
sich und seine Angehörigen. 

2. TEIL. 

Disziplinarredlt. 
1. ABSCHNITT. 

Bestrafung von Pflichtverletzungen. 

§ 96. In dringenden Fällen können sowohl 
der unmittelbar vorgesetzte Gerichtsvorsteher 
(Präsident) als auch die übergeordneten Gerichts­
hofpräsidenten die einstweilige Enthebung ver­
fügen; sie sind verpflichtet, die Sache gleichzeitig 
und unmittelbar an das zuständige Oberlandes­
gericht (Obersten Gerichtshof) als Dienstgericht 

Verhängung von Disziplinar- und Ordnungs­zu verweisen, das ohne Verzug nach Anhörung 
strafen. des Oberstaatsanwaltes (Generalprokurators) 

über die Enthebung zu entsche~den hat. Mit § 101. (1) Über den Richter, der seine Standes­
dieser Entscheidung tritt die einstweilige Ent- I oder Amtspflichten verletzt, ist eine Disziplinar­
hebung außer Kraft. I strafe zu verhängen, wenn die Pflichtverletzung 
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mit Rücksicht auf die Art oder Schwere der Ver­
fehlung, auf die Wiederholung oder auf andere 
erschwerende Umstände ein Dienstvergehen dar­
stellt. Liegt kein Dienstvergehen, aber doch eine 
als Ordnungswidrigkeit zu ahndende Pflichtver­
letzung vor, ist eine Ordnungsstrafe zu verhän­
gen. 

(2) Bei Bestimmung der Disziplinar- oder Ord­
nungsstrafe ist im einzelnen Fall auf die Schwere 
des Dienstvergehens oder der Ordnungswidrig­
keit und die daraus entstandenen Nachteile sowie 
auf den Grad des Venchuldens und ,das gesamte 
bisherige Verhalten des Richters Bedacht zu 
nehmen. 

Verjährung. 

§ 102. (1) Durch Verjährung wird die Verfol­
gung des Richters wegen Verletzung der Standes­
oder Amtspflichten ausgeschlossen, wenn gegen 
ihn innerhalb der Verjährungsfristen ein Diszi­
plinarverfahren nicht eingeleitet, über ihn eine 
Ordnungsstrafe nicht verhängt oder zu seinem 
Nachteil ein rechtskräftig beendetes Disziplinar­
verfahren nicht wieder aufgenommen wOl'den ist. 

(2) Pflichtverletzungen, die zugleich iluch als 
Verbrechen nach den Strafgesetzen zu verfolgen 
sind, verjähren nicht. 

(3) Die Verjährungsfrist beträgt bei Dienstver­
gehenfünf Jahre, bei Ordnungswidrigkeiten 
zwei Jahre. ' 

(4) Der Lauf der' Verjäh~ungsfrist beginnt im 
Zeitpunkt der Beendigung des pflichtwidrigen 
Verhaltens oder, wenn dieses bereits Gegenstand 

"eines Disziplinarverfahrens gewesen ist, 'mit 
dessen rechtskräftiger Erledigung. 

(5) Der Lauf der Verjährungsfrist wird unter­
brochen, wenn der Richter innerhalb der Ver­
jährungsfrist eine neue, als Dienstvergehen oder 
Ordnungswidrigkeit zu ahndende Pflichtverlet­
zung begangen hat. Sie 'beginnt im Zeitpunkt der 
Beendigung des neuen pflidttw'idrigen Verhaltens 
von neuem zu laufen: 

(6) Der Lauf der Verjährungsfrist wird' für die 
Dauer des strafgerichtlichen Verfahrens oder des 
Verwaltungsstrafverfahrens gehemmt, wenn die 
Pflichtverletzung des Richters Gegenstand eines 
solchens' Verfahrens ist. 

Ordnungsstrafen. 

§ 103. (1) Ordnungs'Strafen sind: 
a) die Ermahnung; 
b) die Verwarnung. 
(2) Ordnungsstrafen sind in den Standes aus­

weis nicht einzutragen. 
(a) Vor Verhängung einer Ordnungsstrafe ist 

dem besdtuldigten Richter Gelegenheit zu geben, 
sidt schriftlich oder' mündlich zu verteidigen. 

(4) Ordnungsstrafen können nur vom Diszipli­
nargericht verhängt werden. 

Diszipli1narstrafen. 

§ 104. (1) Disziplinarstrafen sind: 
a) der Verweis; 
b} die Ausschließung von der Vorrückung; 
c) die Minderung ,der Bezüge; . 
d) die Versetzung an einen anderen Dienstort 

ohne Anspruch auf Übersiedlungsgebühren; 
e)die Versetzung in den Ruhestand mit ge­

mindertem Ruhegenuß (geminderter Ab­
fertigung) ; 

f) die Dienstentlassung. 
(2) Hat der Richter seine Ernennung ersd1li­

chen, so ist er im Disziplinarweg zu entlassen. 

(3) Jede Disziplinarstrafe ist in den Standes­
ausweis einzutragen. 

Dauer der Ausschließung, von der V orrückung. 

§ 105. Auf Ausschließung von der Vorrückung . 
kann nicht für mehr als drei Jahre erkannt 
werden. 

Dauer der Minderung der Bezüge. 

§ 106. (1) Auf Minderung der Bezüge kann 
nicht für mehr als drei Jahre erkanll't werden. 
Sie ist mit höchstens 25 v. H. festzusetzen. Von 
der Minderung der Bezüge sind die Familien­
zulagen ausgenommen. 

(2) Tritt der Richter vor Ende der Strafdauer 
in den Ruhestand, so vermindert sich der Ruhe­
genuß für den Rest der Strafdauer in dem durch 
das Erkenntnis festgesetzten Ausmaß. 

Ausschluß von der Ernennung in eine höhere 
Standesgruppe. 

§ 107. Wurde auf AussdtÜeßung von der Vor­
rückung oder auf Minderung der Bezüge er­
kannt, so kann <;lee Richter vor Ablauf der Aus-, 
schließung oder der Minderung in eine höhere 
Standesgruppe nicht ernannt werqen. 

Dauer der Versetzung in den Ruhestand mit· ge­
mindertem RuhegeIiuß. Ausmaß der Minderung. 

§ 108. (1) Die Versetzul11g il11 den Ruhestand 
mit gemindertem Ruhegenuß ist entweder für 
eine bestimmte Zeit oder für ,dauernd auszuspre­
chen; ,die Minderung des Ruhegenusses ((!,er Ab­
fertigung) ist mit höchstens 25 v. H. festzusetzen. 

(2) Nach Ablauf der im Erkenntnis bestimmten 
Zeit ist der strafweise in den zeitlichen Ruhe­
stand versetzte Richter so zu 'behandeln, als wäre 
er zur Zeit der Rechtskra.ft des Erkenllltnisses auf 
Grund des § 84 in den zeitlichen Ruhesta.nd ver-
setzt worden. ' 

Rechtsfolgen der Dienstentlassung. 

§ 109. Mit der Disziplinarstrafe der Dienst­
entlassung sind die im § 100 Ahs. 5 bestimmten 
Rechtsfolgen verbunden. 
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Recht zur Verhängung von Disziplinarstrafen. 

§ 110. Disziplinarstrafen können nur vom 
Disziplinargericht nach vorangegangener münd­
licher Verhandlung durch Erkenntnis verhängt 
werden. 

Ii. ABSCHNITT. 

Disziplinargericht und Parteien. 

Disziplinargericht. 

§ 111. AIs Disziplinargericht ist' zuständig: 

19 

Abstimmung. 

§ 114. (1) Der Disziplinarsenat hat seine Be­
schlüsse mit absoluter Stimmenmehrheit zu fas­
sen. Der Berichterstatter hat zuerst, der Vor­
sit'hend.e zuletzt abzustimmen. Außerdem haben 
d~e dem Dienl'>trang nach älteren Richter vor den 
jüngeren abzustimmen. 

(2) Die Strafe der Entlassung kann nur dann 
verhängt werden, wenn sich wenigstens vier Mit­
glieder des Senates dafür aussprechen. 

a) das Oberlandesge~icht für alle in seinem Ausschließung und Ablehnung von Gerichts-
Sprengel ernanmen Richteramtsanwärter personen. 

und Richter mit Aus~ahme der Vize?räsi- § 115. (1) Von der Mitwirkung im Disziplinar-
dent«,:n und der PräsIdenten der Genchts- f h 1 R'chtl Ost auso-eschloss,en wer . b' Ob - ver aren a s I er " , 
höfe ers:er Instanz und ,der eim er- selbst BesehuIdilgter in einem Disziplinarverfah-
l~?desgencht ernanmen RIchter der 4. und I ren ist oder eine Disziplinarstrafe noch zu ver-
hoherer Standesgruppen; , b"ß h 

. u en at. 
b) der Oberste Gerichtshof für alle übngen '(2) Im übrigen sind auf die Ausschließung und ' 

Richter. Ablehnung von Mitgliederrides Disziplinar­

Besetzung des Disziplinargerichtes. 

§ 112. (1) Das Disziplinargericht hat in einem 
Senat von fünf Richtern, von denen einer den 
Vorsitz führt, zu verhandell1! und zu entscheiden. 
Die Vorerhebungen und die Disziplinarunter­
suchung sind. von einem Mitglied des Disziplinar, 
gerichtes als Untersuchungskommissär durch­
zuführen. 

(2) Der Untersuch~ngskommissär kaIlJ11 in der­
selben Sache nicht Mitglied ,des Disziplinarsenates 
sern. 

(3) Der Personalsenat des Oberlandesgerichtes 
(Obersten Gerichtshofes) hat mit Anfang ~ines 
jeden Jahres für die ganze Dauer des Jahres e~nen 
Disziplinarsenat aus dem Personalstand dieses 
Gerichtshofes zusammenzusetzen und. erforder­
lichenfalls im Laufe des Jahres zu ergänzen. Zu­
gleich Slind der Vorsitzende, seine Stellvertreter, 
die Ersatzmitglieder und die Untersuchungs~om­
missäre zu bestimmen. Die Zahl der Ersatzmit­
glieder hat mindestens zwei zu betragen. Sie 
haben im Falle der Verhinderun1g von' Mitglie-

'dern in den Disziplinarsenat einzutreten. 
(4) Die Zusammensetzung der Disziplinanenate 

ist dem Bundesministerium für Justiz, vom Prä­
sid~nten des Oberlandesgerichtes auch, dem Ober­
sten Gerichtshof anrzuzeigen. 

Schriftführer. 

§ 113. (1) Jeder Sitzung und jeder mündlichen 
Verhandlung . des Disziplinarsenates ist ein 
Schriftführer beizuziehen. 

(2) Der Sch,riftführer ist vom Präsidenten des 
Oberlandesgerichtes (Präsidenten ,des Obersten 
Gerichtshofes) auf Antrag des Vorsitz,endendes 
Disziplinarsenates aus der Zahl der ihm unter­
stellten Richteramtsanwärter oder Richter zu 
bestimmen. 

senates, des Untersuchungskommissärs und des. 
Schriftführers die V ors·chriften der Strafprozeß­
ordnung anzuwenden. Der Beschuld'igte hat 
darüber hinaus das Recht, zwei Mitglieder .des 
Disziplinarsenates auch ohne Angabe von Grün­
den abzul,ehnen. 1st 'bei einem Disziplin1arsenat 
selbst nach Eintritt der Ersatzmitglieder inJolge 
Ausschließung oder Ablehnung die erforderli·che 
Anzahl von Mitgliedern nicht mehr vorhanden, 
so haben die übrigen Richter des Disziplimtr­
ger:ichtes in der Rei~enfolge ihres Dien5tranges 
rn den Disziplina1"senat einzutretent. 

Übertragung der Zuständigkeit. 

§ 116. (1) Sind Gründe vorhanden, die die Un­
befangenhe1t des Oberla,ndesgerichtes bezweifeln' 
lassen, dann kann der' Oberste Gerichtshof' auf 
Antrag des Disziplinaramyaltes oder desBeschul­
digten ·die Disziplinarsache ·einem anderen Ob-er­
lan,desgericht übertragen. Die übertragung der 
Zuständigkeit kann der Oberste Gerichtshof auf 
Antrag des Disziplinaranwaltes oder des Beschul­
d1igten auch aus Gründen der Zweckmäßigkeit im 
Interesse des Verfahr,ens ausnahmsweise verfügen. 

(2) Der Oberste Gerichtshof hat die Diszipli~' 
narsache einem anderen Oberlandesgericht zu 
übertragen, wenn das zuständige Oberlandes­
gericht infolge Ausschließung. od'er Ableh.ll'llD'g 
von Mitgliedern beschlußunfähig g.eworden 1St. 

Entscheidung von Zuständigkeitsstreitigkeiten. 

§ 117. Strei~igkeiten über die Zuständigkeit de~ 
Oberlandesgenichte in Disziplinarsachen hat der 
Oberste Gerichtshof zu entscheiden'. 

Vertretung der dienstlichen Interessen. 

§ 118. (1) Im Disziplinarverfahren hat die 
dienstlichen Interessen der Disziplinaranwalt zu 
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vertreten. Disziplinaranwalt ist Ibeim Oberlandes­
gericht der Oberstaatsanwalt, .beim Obersten Ge­
richtshof der Generalprokurator. 

(2) Der Disziplinaranwalt ist vor jeder Be­
schlußfassung des Disziplinargerichtes zu hören. 

Ausschließung des Disziplinaranwaltes. 

§ 119. Als Disziplinaranwalt ist ausgeschlossen-, 
wer sdbst Beschuldigter in einem Disziplinar­
verfahren ist oder eine Disziplinarstrafe noch zu 
verbüßen hat. Im übrigen sind auf die Ausschlie­
ßung des Disziplinaramwaltes die Vorschriften der 
Strafprozeßordmmg sinngemäß anzuwenden. 

Verteidigung. 

§ 120. (1) Der Beschukl!igte kann einen Richter 
oder eine in die Verteidigerliste eingetragene Per­
son als VerteidigJer beiziehen. 

(2) Für die mündliche VerhanJdlung kann er 
auch um Bestellung· eines Verteidigers durch den 
Vorsitzenden des Disziplinarsenatesansuchen. In 
diesem Falle ist als Verteidiger ein Richter zu be­
stellen. 

(3) Ein Richter ist mit Ausnahme des im vor­
hergehenden Abs3Jtz erwähnten Falles zur über­
nahme einer Verteidigung nicht verpflichtet. Er 
darf eine .Belohnung weder ausbedingen noch 
anlllehmen und hat gegenüber dem Bes.chuldigten 
nur Anspruch auf Vergütung des .im Interesse 
der Verteidigung notwendig oder zweckmäßig 
gemachten Aufwandes. 

(4) Der Verteidiger ist zur Verschwieg-enheit 
über alle ihm in seiner Eigenschaft als Verteidi­
ger zukommenden v,ertraulichen Mitteilungen 
verpflichtet. 

IlI. ABSCHNITT. 

Disziplinarverfahren. 

Verhängung einer Ordnungsstrafe durch Be­
schluß. 

§ 121. Erachet der Disziplinarsenat, daß niUr 
eine als Ordnungswidrigkeit zu ahndende Pflicht­
verletzung vorliegt, so hat er von, der Einleitung 
des Dis.ziplinarverfahrens abzusehen und ohnte 
mündliche Verhandlung eine Ordnungsstrafe 
durch Beschluß zu verhängen. Der Bes·chluß ist 
zu begründen .. 

Vorerhebungen. 

§ 122. (1) Vor der Beschlußfassung über die Ein­
leitung oder AbLehnung der Disziplinarunter­
suchun,g kann der Vorsitzende des Disziplinar­
senates den Untersuchungskommissär mit der 
Durchführung von Vorerhebungen .beauftragen. 

(2) Der Untersuchungskommissä.r hat bei 
Durchführung dieser Vorerhebungen die gleichen 
Rechte und Pflichten wie in der Diszipli!l!arunter­
suchung. 

Disziplinaruntersuchung. 

§ 123. (1) Die Disziplinarumersuchung kann 
nur durch Bes·chluß des Disziplinarsenates eip.ge­
leitet werden (Einleitungs beschluß). Vor der Be­
schlußfassung ist der Beschuldigte ·durch den Vor­
sitzend.en oder ein von diesem beauftragtes :Mit­
glied des Disziplinarsenates zu hÖI'en,. 

(2) Im Einleitungsbeschluß sind die Beschuldi­
gungspunkte bestimmt zu bezeichnen. 

(3) In der Diszipliinaruntersuchung ist die gegen 
den Richter erhobene Beschuldigung einer Pflicht­
verletzung zu prüfen und der Sachverhalt so weit 
klarzustellen, als es notwendig ist, um das Di~zi­
plinarverfahren einstellen oder. die Sache zur 
mündlichen Verhandlung verweisen z~ können. 

(4) Ist der Sachverhalt hinreichend geklärt, so 
kann der Disziplinarsenat ,die Einleitung der 
Disziplinaruntersuchung ablehnen oder nach Ein­
vernahme des Beschuldigten mit Zustimmung des 
DisziplinaJranwaltes an Stelle der Einleitung der 
Disziplinaruntersuchung sofort die Verweisung 
der Sache zur mündlichen Verhandlung be­
schließen (Verweisung~beschluß). 

(5) Die Beschlüsse nach Abs. 4 sind dem 
Disziplinaranwalt und dem Beschuldigten zuzu­
stellen. 

(6) Mit dem Besch,luß auf Einleitung der Diszi­
plinaruntersuchung oder sofortige Verweisung 
der Sa·che zur mündlichen Verhandlung ist das 
Disziplinalrverfahren einigeleitet. 

Rechtsmittel gegen die Ablehnung der Diszipli­
naruntersuchung. 

§ 124. Gegen den Beschluß des Oberlandes­
gerichtes, durch den die Einleitung der Diszipli­
naruntersuchung ohne Zustimmung des Diszi·· 
plinaranwaltes abgd.!!hnt wird, kann der Diszi­
plinaranwalt Beschwerde an den Obersten Ge~ 
richtshof erheben. 

. Untersuchungskommissär. 

§ 125. (1) Ist die Einleitung der Disziplinar­
untersuchung beschlossen worden, so hat der 
Vorsitzende des Disziplinarsenates die Akten 
dem Untersuchungskommissär zuzuleiten. 

(2) Der Untersuchungskommissär hat den Be­
schuldigten und erforderlichenfalls Zeugen und 
Sachverständige zu vernehmen und alle zur voll­
ständigen Aufklärung des Sachverhaltes erfor­
derlichen Umstände vom Amts wegen zu er­
forschen. Die Weigerung des Beschuldigten, einer 
Ladung Folge zu leisten oder sich zu den Beschul­
digungspunk.ten zu äußem, hat auf das Ver­
fahren keinen Einfluß. 

(3) Auf die Vernehmung von Zeugen und Sach­
verständigen sind die Vorschriften der Straf­
prozeßordnung anzuwenden. 
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Akteneinsicht während der Disziplinarunter­
suchung. 

§ 126. Während der Diszinplinaruntersuchung 
hat der Untersuchungskommissär dem Beschul­
digten und seinem Verteidiger Akteneinsicht zu 
gewähren, soweit er es mit dem Zwecke des Ver­
fahrens vereinbar findet. Hat der Untersuchungs­
kommissär Bedenken, Akteneinsicht zu gewäh­
ren, so hat er den Beschluß des Disziplinarsenates 
einzuholen. 

Untersagung der Mitteilung an die öffentlich­
keit. 

§ 127. Mitteilungen an die öffentlichkeit über 
den Verlauf und das Ergebnis der Vorerhebungen 
und der Disziplinaruntersuchung sowie über den 
Inhalt der Disziplinarakten sind untersagt. 

Ausdehnung der Disziplin;truntersuchung. 

§ 128. (1) Beantragt der Disziplinaranwalt im 
Laufe der Disziplinaruntersuchung ihre Ausdeh­
nung auf neue Beschuldigungspunkte, . so hat der 
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schlusses sind die Akten dem P~äsidenten des 
Oberlandesgerichtes (Obersten Gerichtshofes) zur 
Einsicht zu übermitteln. 

(2) Im entgegengesetzten Falle hat der Diszi­
plinarsenat die Verweisung der Sache zur münd­
lichen Verhandlung zu beschließen (Verweisungs­
beschluß). 

(3) Im Verweisungsbeschluß sind die Beschul­
digungspunkte bestimmt zu bezeichnen. 

(4) Die Beschlüsse nach Abs. 1 und 2 sind dem 
Disziplinaranwalt und dem Beschuldigtenzuzu­
stellen. 

Rechtsmittel g~gen den Einstellungsbeschluß. 

§ 131. Gegen den Einstellungsbeschluß des 
Oberlandesgerichtes kann der Disziplinaranwalt 
Beschwerde an den Obersten Gerichtshof erheben, 
sofern er nicht die Einstellung selbst beantragt. 
oder ihr zugestimmt hat. 

Mündliche Verhandlung. 

Untersuchungskommissär darüber einen Beschluß § 132. (1) Den Tag der mündlichen Verhand-
des Disziplinarsenates einzuholen. lung hat der Vorsitzende des Disziplinarscnatcs 

(2) Gegen den ablehnenden Beschluß des Ober- zu bestimmen und dem Disziplinaranwalt mitzu­
landesgerichtes kann der Disziplinaranwalt Be-I teilen. ~ur mündlichen ~erhandl:rng sind .der 
schwerde an den Obersten Gerichtshof erheben. BeschuldIgte unter übermlttlung emes VerzeIch-

nisses der Mitglieder und der Ersatzmitglieder 
Akteneinsicht nach Abschluß der Disziplinar- des Disziplinarseriates sowie sein Verteidiger zu 

laden. Zwischen dem Tag der Zustellung der 
Ladung des B'eschuldigten und dem Tag der 
mündlichen Verhandlung sollen zwei Wochen 
liegen. 

untersuchung. 

. § 129. (1) Nach Abschluß der Disziplinarunter­
suchung hat der Untersuchungskommissär dem 
Beschuldigten und seinem Verteidiger Aktenein­
sicht zu gewähren und sohin die Akten dem 
Disziplinaranwalt zu übermitteln. 

(2) Beantragt der Beschuldigte oder der Diszi­
plinaranwalt eine Ergänzung der Disziplinar­
untersuchung, so hat sie' der Untersuchungs­
kommissär vorzunehmen. Hat der Unter­
suchungskommissär· Bedenken, einem solchen 
Antrag stattzugeben, so hat er den Beschluß 
des Disziplinarsenates einzuholen .. 

(3) Nach Abschluß oder nach Ergänzung der 
Disziplinaruntersuchung hat der Disziplinaran­
walt die Akten mit seinen Anträgen dem Diszi­
plinarsenat zu übermitteln. 

(4) Der Disziplinarsenat kann von Amts wegen 
die Ergänzung der Disziplinaruntersuchung an­
ordnen. 

. Einstellungs- und Verweisungsbeschluß. 

§ 130. (1) Erachtet der Disziplinarsenat, daß 
kein Grund zur Fortsetzung des Disziplinarver­
fahrens vorliegt, so hat er das Disziplinarver­
fahren durch Beschluß einzustellen und nach 
Rechtskraft des Einstellungsbeschlusses bei Vor­
liegen einer Ordnungswidrigkeit gemäß den Vor­
schriften des § 121 eine Ordnungsstrafe zu ver-. 
hängen. Nach Rechtskraft des Einstellungsbe-

(2) Zur mündlichen Verhandlung können vom 
Vorsitzenden auch Zeugen und Sachverständige 
geladen oder andere Beweismittel beigeschafft 
werden. 

(3) Der Vorsitzende hat die mündliche Ver­
handlung zu eröffnen, zu leiten und zu schließen. 
Erforderlichenfalls kann er die Fortsetzung der 
mündlichen Verhandlung auf einen anderen Tag 
verlegen. Er kann o'as Wort erteilen und es dem­
jenigen entziehen, der seinen Anordnungen nicht 
Folge leistet. Er hat die Vernehmungen durch­
zuführen und die Entscheidungen des Senates zu 
verkünden. Er hat die zur Aufrechterhaltung 
der Ruhe und Ordnung bei der mündlichen Ver­
handlung notwendigen Verfügungen zu.: treffen. 

Ausschluß der öffentlichkeit. 

§ 133. (1) Die mündliche Verhand}ung ist nicht 
öffentlich. Dem Beschuldigten steht es jedoch 
frei, die Zulassung von drei Personen seines Ver­
trauens zu begehren. 

(2) Die Beratungen und Abstimmungen er­
folgen in geheimer Sitzung. 

(3) Mitteilungen an die öffentlichkeit über den 
Inhalt der mündlichen Verhandlung und des Er­
kenntnisses sind untersagt. 
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Gang d~r mündlichen Verhandlung. 

§ 134. (1) Die mündliche Verhandlung hat mit 
der Verlesung des Verweisungsheschlusses zu be­
ginnen. Hierauf ist der Beschuldigte zu verneh­
men. 

(2) Nach Einvernahme des Beschuldigten ist 
. das Beweisverfahren durchzuführen. Zu diesem 

Zwecke kann der Vorsitzende auf Antrag oder 
von Amts wegen Zeugen und Sachverständige in 
der mündlichen Verhandlung vernehmen, Ur­
kunden und die in der Disziplinaruntersuchung 
aufgenommenen Niederschriften verlesen oder 
verlesen lassen und sonstige Beweise aufnehmen. 
Erforderlichenfalls kann er auf Antrag oder von 
Amts wegen Zeugen und Sachverständige durch 
einen ersuchten Richter vernehmen lassen. 

(3) Auf die Vernehmung von Zeugen und Sach­
verständigen sind die Vorschriften der Straf­
prozeßordnung anzuwenden. 

(4) Der Beschuldigte; sein Verteidiger und der 
Disziplinaranwalt haben das Recht, sich zu den 
einzelnen vorgebrachten Beweismitteln zu äußern 
und Fragen an die Zeugen und Sachverständigen 
zu stellen. 

Schlußvorträge. 

§ 135. Nach Schluß des Beweisverfahrens sind 
der Disziplinaranwalt mit seirien Ausführungen 
und Anträgen und der Beschuldigte mit seiner 
Verteidigung zu hören. Einen bestimmten An­
tmg über die Bemessung der Strafe hat der Diszi­
plinaranwalt nicht· zu stellen. Dem Beschuldig­
ten steht das letzte Wort zu. 

Erkenntnis des Disziplinargerichtes. 

§ 136. Das Disziplinargericht hat bei Fällung 
seines Erkenntnisses nur auf das Rücksicht zu 
nehmen, was in der mündlichen Verhandlung 
vorgekommen ist; es hat nach seiner freien, aus 
der gewissenhaften Prüfung aller vorgebrachten 
Beweismittel gewonnenen: überzeugung zu er­
. kennen. 

Inhalt und Verkündung des Erkenntnisses. 

§ 137. (1) Durch das Erkenntnis des Diszipli­
nargerichtes muß der Beschuldigte entweder von 
der ihm zur Last gelegten Pflichtverletzung frei­
gesprochen oder dieser für schuldig erklärt 
werden. Wird ein Schuldspruch gefällt, so hat das 
Erkenntnis zugleich den Anspruch über die Dis'zi­
plinar- oder Ordnungsstrafe zu enthalten. 

(2) Im Fall eines Freispruches oder der Ver­
hängung einer Ordnungsstrafe sind die Kosten 
des Verfahrens vom Bund zu tragen. Wird über 
den Beschuldigten eine Disziplinarstrafe ver­
hängt, so ist im Erkenntnis auszusprechen, ob 
und inwieweit er mit Rücksicht auf die Ver­
fahrensergebnisse und seine Vermögensverhält-

nisse die Kosten des Verfahrens zu ersetzen hat. 
Die Kosten der Verteidigung hat der Beschul­
digte zu tragen. 

(3) Das Erkenntnis ist samt den Emscheidungs­
gründen sogleich· nach Schluß der mündlichen 
Verhandlung zu verkünden und binnen zwei 
Wochen dem Beschuldigtet). und dem Disziplinar­
anwalt zuzustellen. , 

Niederschrift. 

§ 138. (1) über die mündliche Verhandlung ist 
eine Niederschrift aufzunehmen. Sie hat die Na­
men der Anwesenden und eine Darstellung des 
Ganges der Verhandlung in allen wesentlichen 
Punkten zu enthalten. 

(2) über die Beratung und Abstimmung ist eine 
gesonderte Niederschrift aufzunehmen, die unter 
Verschluß zu halten ist. 

(3) Die Niederschriften sind vom VorlSitzenden 
und vom Schriftführer zu unterschreiben. 

Rechtsmittel gegen das Erkenntnis. 

§ 139. (1) Gegen das Erkenntnis des Ober­
landesgeriChtes kann vom Beschuldigten und vom 
Disziplinaranwalt wegen des Ausspruches über 
Schuld, Strafe und den Kostenersatz Berufung an 
den Obersten Gerichtshof erhoben werden. 

(2) In der Berufung sind die Umstände, durch 
die sie begründet werden soll, bestimmt an­
zugeben. 

(3) Die Berufung hat aufschiebende Wirkung. 

Verfahren vor dem Obersten Gerichtshof. 

§ 140. (1) Der Oberste Gerichtshof hat vorerst 
zu prüfen, ob die Berufung zulässig und recht­
zeitig ist und von einer hiezu befugten Person 
erhoben wurde. 

(2) Erachtet er eine Ergänzung des Verfahrens 
für nötig, so hat er sie durch das Oberlandes­
gericht zu veranlassen; falls aber wesentliche 
Mängel der mündlichen :Verhandlung ihre 
Wiederholung in erster Instanz erfordern, hat er 
mit Aufhebung des Erkenntnisses die Sache an 
das Oberlandesgeri.cht zurückzuverweisen. 

(3) Der Vorsitzende' des Disziplinarsenates hat 
allenfalls nach Ergänzung des Verfahrens den 
Tag der mündlichen Berufungsverhandlung zu 
bestimmen. Die mündliche Berufungsverhand­
lung hat mit der Darstellung des Sachverhaltes 
durch den vom Vorsitzenden des Disziplinar­
senates zu bestimmenden Berichterstatter zu· be­
ginnen. Sodann hat der Berufungswerber die Be­
rufung vorzutragen, worauf der Berufungsgegner 
zu erwidern hat. Dem Beschuldigten steht das 
letzte Wort zu. Im übrigen sind die für das 
Disziplinarverfahren in erster Instanz geltenden 
Vorschriften sinngemäß anzuwenden. 
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EntscheidUttlg über den Kostenersatz ohne münd- hofpräsidentendie einstweilige Suspendierung 
liche Verhandlung. I verfügen; sie sind jedoch verpflichtet, die Sache 

§ 141 W n d' 'B f d' E t ...1... e· ! gleichzeitig und unmittelbar an' das zuständige . en le eru ung nur le n SUI 1- ",. • d' h 
dung über den Kostenersatz betrifft, hat der Dlszlplmarger~0t zu ver~el~e~, as 0 ne yer-
Ob t G '_L t h f h ., dl" _L V h d zug nam Anhorung des Dlszlplmaranwaltes uber ers e enUl s 0 0 ne mun Kne er an - , " , . , 
I g t _L 'd die Suspendlerung zu entscheIden hat. Mit dieser 
un zu en SUlel en, _L 'd 'd" 'I' S d' EntsUlel ung tritt le emstwel Ige uspen lerung 

Mitteilung des Erkenntnisses. 

§ 142. Das Erkenntnis ist na·m Eintritt der 
Rechtskraft dem Präsidenten des Oberlandes­
,gerimtes (Präsidenten des Obersten Gerichts­
hofes) zum Zwecke der erforderlimen Ver­
anlassung mitzuteilen, 

Einstellung des Disziplimarverfahrens. 

§ 143. Das Disziplinarverfahren ist einzustel­
len, wenn vor Remtskraft des Erkenntnisses der 
Besmuldigte stirbt oder ihm der Austritt aus 
dem Dienstverhältnis bewilligt wird, 

Ruhen des Disziplinarverfahrens. 

§ 144. Wird gegen den Rimter wegen der ihm 
zur Last gelegten Pflimtverletzung aud! ein 
strafgerichtliches Verfahren eingeleitet, so ruht 
das Disziplinarverfahren bis zum Absmluß des 
strafgerimtIichen Ver~ahrens. 

Löschung der Disziplinarstrafe. 

§ 145. (1) Der Richter kann um die Lösmung 
der im Standes'ausweis eingeti'agenen Disziplinar­
strafe ansumen, wenn seit Remtskraft des Er­
kenntnisses drei Jahre verstrimen sind und die 
Disziplinarstrafe verbüßt ist, 

(2) Die Lösmung ,ist von dem Disziplinar­
gericht, das in erster Instanz entsmieden hat, zu 
besmließen, wenn sich der Rimter seit Remts­
kraft des Erkenntnisses tadellos verhalten hat, 

(3) Gegen den abweislimen Besmluß des Ober­
landesgerimtes kann der Richter Besmwerde an 
den Obersten Gerimtshof erheben. 

IV, ABSCHNITT, 

Suspendierung. 

Suspendierung ohne mündliche Verhandlung. 

§ 146. Das Disziplinargerimt kann ohne münd­
lime Verhandlung .die Suspendierung des Be­
smuldigten vom Dienst verfügen, wenn dies mit 
Rücksimt auf die Natur oder Smwere der ihm 
zur Last gelegten Pflichtverletzung im dienst­
limen Interesse liegt oder zur Wahrung des Stan­
desansehens erforderlich erscheint. 

Einstweilige Suspendierung. 

§ 147. In dringenden Fällen können sowohl 
der unmittelbar vorgesetzte Gerichtsvorsteher 
(Präsident) als aum die übergeordneten Gerichts-

außer Kraft, 

Aufhebung der Suspendierung. 

§ 148. Die Suspendierung ist sofort aufzuhe­
ben, sobald ihre Gründe entfallen. Sie endet 
spätesten\S mit rechtskräftigem Absmluß des 
Disziplinarverfahrens. 

Rechtsmittel gegen den Beschluß über die Sus­
pendierung. 

§ 149. (1) Gegen den Besmluß, mit dem das 
Oberlandesgerimt die Suspendierung verfügt hat, 
kann der Bes.muldigte, gegen den Beschluß, mit 
dem es die Suspendierung abgelehnt oder auf­
gehoben hat, der Disziplinaranwalt Beschwerde 
an den Obersten Gerimtshof erheben, 

(2) Die Beschwerde hat keine aufsmiebende 
Wirkung. 

Minderung der Bezüge für die Dauer der Suspen­
dierung. 

§ 150. Durm Besmluß des Disziplinargerimtes 
können die Bezüge des Richters mit Ausnahme 
der Familienzulagen für die Dauer der Suspen­
dierung bis auf zwei Drittel gemindert werden. 

V. ABSCHNITT. 

Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens und 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 

Wiederaufnahme zum Vorteil des Richters. 

§ 151. Der zu einer Disziplinarstrafe rechts­
kräftig verurteilte Rimter oder nam dessen Tod 
diejenigen Personen, die für den Fall, daß gesetz­
liche Erbfolge einträte, als gesetzliche Erben in 
Betracht kämen, können die Wiederaufnahme 
aum nach Vollzug der Strafe verlangen, wenn sie 
neue Tatsachen oder Beweismittel beibringen, 
die allein oder in Verbindung mit den früher er­
hobenen Beweisen geeignet sind, den Freispruch, 
die Verhängung einer Ordnungsstrafe oder einer 
milderen Disziplinarstrafe zu begründen, 

Wiederaufnahme zum Nachteil des Rimters. 

§ 152. Zum Nachteil des Richters kann das 
Disziplinarverf.ahren nur, auf Antrag des Diszi­
plinaranwaltes wieder aufgenommen werden, 
wenn Verjährung noch nicht eingetreten ist und 
neue Tatsachen oder Beweismittel hervorgekom­
men sind, die allein oder in Veribindung mit den 
früher erhobenen Beweisen geeignet sind, 
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a) im Falle der Beendigung des früherea 
Disziplinarverfahrens durch Einstellung, 
Freispruch oder Verhängung einer Ord­
nungsstrafe die Verhängung einer Diszipli­
narstrafe und 

b) im· Falle der Beendigung des früheren 
Disziplinarverfahrens durch Verhängung 
einer Disz:iplinarsbrafe nach § 104 Abs. 1 
lit. a, b, " oder d die Verhängung emeT 
Disziplinarstrafe nach § 104 Abs. 1 lit. e 
oder f zu begründen. 

Entscheidung über den Antrag auf Wiederauf­
nahme. 

§ 153. (1) über den Antrag auf Wiederauf­
nahme sowie darüber, ob auf Grund dieses An­
trages mit dem Vollzug der Disziplinarstrafe 
innezuhalten i'st, hat das Disziplinarger:icht, das in 
erster Instanz entsch,ieden hat, ohne mündliche 
Verhandlung durch Beschluß zu entscheiden. Der 
Beschluß ist dem .Richter oder nach· dessen Tod 
denjenigen Personen, die für den Fall, daß ge­
setzlime Erbfolge einträte, als gesetzliche Erben 
in Betracht kämen, und dem Disziplina,ranwalt 
zuzustellen. 

(2) Vor der Beschlußfa.ssung können Vorerhe­
bungen durchg,eführt werden. Hiebei sind die 
Bestimmungen des § 122 sinngemäß anzuwenden. 

(3) Gegen den ßeschluß des Oberlanwesgerichtes 
können der Richter oder nach .dessen Tod die .. 
jenigen P,ersoneru, die für den Fall, daß gesetz­
liche Erbfolge einträte, als gesetzliche Erben in 
Betracht kämen, und der Disziplinaranw.alt Be­
schwerde an den Obersten Gerichtshof erheben. 

Wirkung der Wiederaufnahme. 

§ 154. (1) Durch die Bewilligung der Wied,er­
aufnahme wird das Erkenntnis im Ausspruch 
über die Strafe und die Kosten zur Gänze, im 
Ausspruch über die Schuld so weit aufgehoben, 
als es diej.enige Pflichtverletzung betrifft, hezüg­
lich deren die Wiede.raufnahme bewilligt worden 
ist. 

(2) Durch die Wiederaufnahme tl'1itt die Sache 
in diesem Umfang in den Stand der Diszipli­
narunt.ersuchung. Soweit dasl Erkenntnlisim Aus­
spruch über die Disziplinarstrafe und die Kosten 
bereits vollzogen worden ist, bleibt der Vollzug 
vorläufig bis zur rechtskräftigen Erledi;gung des 
Disziplinarverfahnens unberührt. 

Erkenntnis nach der Wiederaufnahme. 

§ 155~ (1) Das Disziplinargenicht, das die Wie­
deraufnahme zugunsten des Beschuldigten be­
willigt hat, kann mit Zustimmung de~ Diszipli­
naranwaltes ohne mündlidle Verhandlung auf 
Freispruch oder eine Ordnungsstrafe erkennen. 

(2) Wird der Beschuldigte, zu dessen Gunsten 
die Wied'eraufnahme bewilligt wOl'"den ist, neuer-

lich schuldig erkannt, so kann keirue strengere als 
die im aufgeho'beruen Erkenntnis verhängte Strafe 
ausg,esprochen werden. Bei . der B,emessung der 
Strafe ist auf die Ibereits erlittene Strafe Rürk­
simt zu nrehmen. 

Ersatz der entgangenen Bezüge. 

§ 156. WiJrd das wiederaufgenommerue Diszi­
pEnarv,erfahren eingestellt, der zu ·einler Doiszipli­
narstrafe verurteilte Richter in diesem Verfahren 
freigespTochen oder ruur zu eiruer Oridnungs~ 
strafe oder ein,er milder'en DisZ'iplina'fstrafe 'ler­
urt.eilt, so hat ihm der Burud die d'urch die auf­
gehobene V'erurteilung entgang'enen Bezüge zu 
ersetzen. 

Wiedereinsetzung. 

§ 157. (1) Gegen die Versäumun'g der Frist zur 
Einbringung eines Rechtsmittels hat der Oberste 
GerichtiShof dem betroffenen Richt,er due Wieder­
einsetzung zu' bewilligen, wenn der Richter nach­
zuweisen vermag, daß ihm die Einhaltung der 
Frist ohne sein older seines Vertreters Verschul­
den durm unabwendbare Umstände unmöglich 
g.emacht worden ist. 

(2) Der Antrag auf Wiedereinsetzung ist binnen 
zwei W och.en nach W,egfall des Hindernisses 
gleichzeitig mit dem' Rechtsmittel heim Oberlan­
desgericht einzubringen. Dies'es hat den Antrag 
dem Diszip]'inaranwalt zur Kußerung zu ,über­
mitteln. 

(3) Eine Wiedereinsetzung wegen Versäumung 
der Frist zur StelluDig des Antrag,es auf Wieder­
einsetzung ist ausgeschlosssen. 

VI. ABSCHNITT. 

Besondere Bestimmungen für Richter des 
Ruhestandes. 

Disziplinäre Verantwortlichkeit. 

§ 158. Der im Ruhestand befindliche Riffiter 
unterliegt der disziplinären Verantwortlichkeit: 

1. wegen eines im aktiven Dienstverhältnis 
begangenen Dienstvergehens; 

2. wegen grober . Verletzung der ihm nach 
diesem Bundesgesetz im Ruhestand obliegenden 
V erpflich tungen. 

Disziplinarstrafen. 

§ 159. Disziplinarstrafen sind: 
a) der Verwei.s; 

b) die zeitlich beschränkte oder dauernde 
Minderung des Ruhegenusses um höch­
stens 25 v. H.; 

bei besonders erschiwerenden Umständen 
c) der Verlust .aller aus dem Dienstverhält­

nis fließenden Rechte und aller Ansprüme 
auf Ruhe(Versorgun,gs)genüsse des Richters 
und seiner Angehörigen zur Hälfte. 
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DiszipIina.rgericht. Disziplinarverfahren. 

§ 160. (1) Zur Durchführung des Disziplinar­
verfahrens ist das Disziplinargericht zuständig, 
das unmittelbar vor ,Beendigung des aktiven 
Dienstverhältnisses für den Richter zuständig 
gewesen ist. 

(2) Im übrigen sind die Bestimmungen der Ab­
schnitte I bis V des 2. Teiles dieses Buudes­
'gesetzes für den im Ruhest'and befindlichen 
Richter sinngemäß anzuwenden. 

VII. ABS(,HNITT. 

Allgemeine Vorschriften über das Disziplinar­
verfahren. 

Vornahme der Zustellungen. 

§ 161. Für die Vornahme der Zustellungen 
gelten die Vorschriften der 'Strafprozeßordnung, 
Eine öffentliche Aufforderung zum Erscheinen 
sowie eine amtliche Verlautbarung des Erkennt­
nisses sind jedoch nicht zulässig. 

Gebührenfreiheit. 

§ 162. Im Disziplinarverfahren sind keine 
Gebühren zu entrichten. 

Begründung und Zustellung von Entscheidungen. 

§ 163. Entscheidungen, gegen die ein Rechts­
mittel zulässig ist, sind zu begründen und zuzu­
stellen. 

Zu lässigkeit von Rechtsmitteln. 

§ 164. (1) Rechtsmittel im Disziplinarverfahren 
sind nur in den im 2. Teil dieses Bundesgesetzes 
vorgesehenen Fällen zulässig. Sie sind binnen 
zwei Wochen nach Zustellung der Entscheidung 
beim Oberlandesgericht einzubringen. 

(2) Ein unzulässiges, verspätetes oder von einer 
nicht befugten Person erhobenes Rechtsmittel ist 
vom Oberlandesgericht ohne mündliche Ver­
handlung durch Beschluß zurückzuweisen. Gegen 
diesen Beschluß können der Beschuldigte und 
der Disziplinaranwalt Besch,werde an den Ober­
sten Gerichtshof erheben. 

(3) Wird das Rechtsmittel nicht gemäß Abs. 2 
zurückgewiesen, dann ist es samt den Akten 
dem Obersten Gerichtshof zur Entscheidung VOl'­

zuleget?-. Er hat es, zurückzuweisen, wenn das 
Rechtsmittel unzulässig oder verspätet oder von 
einer nicht befugten Person erhoben worden ist. 

Fristen. 

§ 165. (1) Die gesetziJicheJ1J Fristen s~n.d nicht 
ersnreckbar. 

(2) Die Fristenlbeginnen mit dem de,r Zustel­
lung folgend'en Talg. Der Beginn oder Lauf einer 
Frist wird durch Soruntalge und Feiertage ,nicht 
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gehemmt. Fällt da:s Enldeeiner Frist auf einlen 
Samstag, einen Sonntag, einen Feiertag oder den 
KarFreitag, so endet die Fr,i'sft mit dem nächs:1Jen 
Werktag. Die Tage des Postenlaufes werden in 
die Frist nicht eingerechnet. 

3. TEIL. 

Übergangs- und Schlußvorschriften. 

§ 166. (1) Die bisher für den Sprrengel des 
Oberlandes-gerichtes'ernannuen Richter (§ 3 
Abs. 2 Gerichtsverfassungsnovelle, BGBl. Nr. 422' 
1921) sind mÜ Inkraf,utJreten di,esles Bundeslge­
setzes Ri~ht,er heim Oberlandesge.richt für den 
Spr,engel des Oberhndes,gerichtes in d'er 1. 5can­
d,esgruppe. 

{2) Die beim GerichvshQf er~ter Insitanz er­
umrutm Richter der 1. Sitarudesgrruppe s1nd mit 
Inkraf'lJtreten di,es'es Bundesgesetzes bis zu ihrer 
Ern1ennung auf einen Diens1tposlten anderer An 
Richter dies-es Gerichtshofes ,in der 1. Standes­
gruppe. 

§ 167. Der BundeslIT).inislter für JU!Stiz kann 
verfügen, daß v'On der Ausschreibung. der erst­
malig z,u besre·tzerud,en RichterpostClIli eines Be­
zirksgerichltes am Sitz ,ei'nes Gerichlt'shof,es ,erster 
Instanz abgesehen und die Bewerbungsaufforde­
rung in anderer Weise Ibekanntgemacht wird. 

§ 168. (1) Der Personalslenat Ides Gerichtsih'Ofes 
erMer Instanz hat innerhalb eine~ Monates nach 
Kundmachung dieses Bund'csgesetz:es 'Ohne 
mündliche Verhandlung durch: Bes:chluß die Ver­
setzung jener Rich:tler' des GerichtshofesI' erster 
Instanz, die bisher gemäß § 25 AM. 2 des Ge­
richtsorganisationsgesl(ltzes den am Sitze des: Ge­
rich,tsh'Of.es erster Imtanz :instanzenrmäßig unter­
stell ten B.ezirksgerich'tlen zrugewiesen sind, aus­
genommen die VizepräsideruueIn des Gerichts~ 
hofes erster Iru&1Janz und die Sena:tsvors.itzenden 
der 3. und 4. Staruc1esgruppe, die mit ihrer Ver­
setzung ll!icht ein'Vel"Staindensind, ,zu diesen 
Bezirksgerich,ten auszusprechen, soweit di.es ZlUr 
Begründung eines ,eigenen Rerson,aLs,tandes not­
wendig ist. 

(2) Gegen die"en Hesch1uß i"t ein Rechtsmittel 
nicht zulässig. 

§ 169~ Personelle Maßnahmen, die im Hi,n­
blick auf dieses Bundesgesetz erforderlich sind, 
können sogleich nach seine'f Kundmachung ge­
troffen we.rde'n. Sie weriden ~rühestens zugrleich 
mi,t die5lem B'undeslgese1JZ wirksam. 

§ 170. (t) Die in dües'em Bundeslgesetz vorge­
sehenen Personalsenate sirud bis zum Ende des 
J.ahres zu bilden, iru dem di,es.es Bundesgesletz in 
KraFt getreten i~t. Ihre Funkotionlsdauer beginnt 
mit 1. Jänner des folgenden Jahre'S .. 

(2) Bis zum Beginn der F'~nktion'Sd,auer der 
neuen Personalse.ruate sind die in deren Wir-
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Imngskreis faUenden, Angelegenheiiten von den 
nach dien bishe.rigen Vorschl'iften~eibildeten .Per­
sonalsenaten zu besorgen. 

§ 171. (1) Verfahren, die auf Grund, des' Ge­
setzes vom 21. Mai 1868, RGBl. Nr. 46, einge­
leitet und noch nicht vom Disziplinargericht 
erster Instanz durch Beschluß oder Erkenntnis 
erledigt wOl'den sind, sind nach den Vorschriften 
dieses Bundesg,esetzes fortzusetzen. 

(2) Verfahr.en über Rediltsm~~tel gegen Be­
schlüsse oder Brkennuniss,e des Dis:z,iplinar­
g,eridl'tes erster Inslta:nz, die ber,evts vor Lnknaft­
treten dies'es BUnides.gesetzes ergang,en sinld, 
richren sich nach den Vorsch'dften des GesetlZes 
vom 21. Mai 1868, RGB'l. Nr. 46. 

§ 172. Soweit in anderen ,gesetzlichen Vor­
schriften auf Vorschriften des Gesetzes vom 
21. Mai 1868, RGBl. Nr. 46, verwiesen wird, 
treten an deren Stelle die entsprechenden Vor­
schl1iften dieses Bundesgesetzes. 

§ 173. (1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit 
nicht in den §§ 168 und 169 etwas ,anderes be­
stimmt wird, am 1.' des der Kundmachung nach­
folgenden vierten Kalendermonates in Kraft. 

(2) Mit dem InkraJ,ttr.eten dieses Bundesge­
setzes werden alle älteren gesetzlichen Vorsch,rif­
tell.' über Gegenstände, die in diesem Bundes­
gesen geregelt 'sind, ,aufg,ehobem Insbeoond,er,e 
werden aufgehoben: 

1. Das Kaiserliche Patent vom 3. Mai 1853, 
RGBI.Nr. 81 (Gerichtsinstruktion), _ soweit es 
dul'ch das Gerichtsorganisationsgesetz 1945, 
StGBl. Nr.47, wieder in Kraft gesetzt worden 
ist,au~genommen § 70 zweiter Satz. 

2. Das Gesetz vom 28. Mai 1868, RGBl. Nr. 46, 
betreffend die Disziplinarbehandlung der Richter 
und die unfreiwillige Versetzung derselben auf 
eine andere SteHe oder in den Ruhestand. 

3. Die §§ 4 bis 15, 17 Abs. 1, 19, 25 Abs.2, 
27 Abs.2 und 44 bis 46 des Gerichtsorganisa­
tionsgesetzes, RGBl. Nr. 217/1896 in der F'as­
sung der Vierten . Gerichtsentlastungsnovelle, 
BGB!. Nr. 532/1922, und der Fünften Gerichts­
entlastungsnovelle, BGBl. Nr. 83/1925. 
_ 4. Die §§ 1 bis 3, 4 Abs. 1 und 4 enDer und 

zweiter Satz, und 5 der Gerichtsv,erfaswngs­
novelle, BGBl. Nr. 422/1921. 

5. Der Artikel I Abs. 3 der Dienstpmgmaük, 
RGBl.Nr.15!1914, mit der Maßgabe, daß die §§ 60 
bis 62, 65, 66 und 98 für die Dauer ihrer Gel­
uung weiterhin auf Richter sinngemäß anzu-
wenden sind. . 

6. Die §§ 2 und 3 Ab~. 1 bi's 3 der Gerich,ts­
v,erfassungsnovelle J 1947, BGBL Nr. 71. 

7. Die Verordnung des. Justizmirrist'ers, vom 
15. August 1897, RGBl. Nr. 192, über den rich­
terlichen Vorbereitungsdienst. 

8. Die Verordnung des Justizministers vom 
1. November 1900, RGBl. Nr. 182, betreff·end 
die Richteramtsprüfungen, in 'der -Fassung der 
Ve~ordnung des Justizministers vom 28. Okto­
ber 1901, RGBl. Nr. 177, betr,effend die Rich­
ternmtsprüfungen. . 

9. Die VerordnlUng des B'unde'sministeriu:ms 
für Justiz vom 21. Dezember 1921, BGBl.­
Nr. 748,_ über die Zusammensetzung und den 
Wirkungskreis der Personalsenate der Gerichts­
höfe erster und zweiter Instanz, ausgenommen 
§ 13 Z. 2, 4 'bis 6 und§ 13 Z. 3, soweit 
diese Vorschrift auf Beamte 'anzuwenden ist, in 
der Fassung der Verordnung vom 25. Oktober 
1926, BGBl. Nr. 315, über die Zusammenset­
zung der Personalsenate der Gerichtshöfe erster 
und zweit·er Instanz und des Art. IV' der Ver­
ordnul1lg des Bundesministers für Justiz vom 
1. März 1930, BGBl. Nr. 74, womit im Einver­
nehmen mit den beteiligten Bundesministern 
und dem Rechnungshof eine neue Geschäftsord­
nung für die Gerichte 1. und 11. Instanz (Geo.) 
.erlassen wird. 

10. Die Verordnung des Bundeskanzleramtes 
vom 18. Juni 1925, BGBl. Nr. 192, über die Zu­
sammensetzung und den Wirkungskreis des Per­
sonalsenates beim Obersten Gerichtshof, ausge­
nommen § 7 Z. 3-und § 7 Z. 4, soweit diese Vor­
schrift auf Beamte anzuwenden ist. 

1 L Die §§ 13 Abs. 1, 2, 5, 6, 8, und 28 Abs. 2, 
soweit diese V orschriften auf Richter und 
Richter-amtsanwärter anzuwenden sind, sowie 
§ 28 Abs. 1 lit. A Z. 1 bis 7 der Verordnung 
des Bundesministeriums für Justiz vom 9. Mai 
1951, BGB!. Nr. 264, womit die Geschäftsord­
nung für die Gerichte 1. und 11. Instanz (Geo.) 
teilweise .geändert und neu verlautbart wird, 
in der Fassung der Verordnung des Bundes­
ministeriums für Jitstiz vom 24. Juni 1957, 
BGBl. Nr. 156, womit das 1. Hauptstück der Ge­
schäftsordnung für die Gericht,e 1. und H. In­
stanz geändert wird. 

(3) Folgende Vorschriften bleiben für die 
Dauer ihrer Geltung unberührt: 

1. Der § 14 b des Gerichtsorganisationsgesetzes 
1945, StGBl. Nr. 47 in der Fassung des Bundes­
gesetzes vom 18. Juni 1946, BGBl. Nr. 99, zur 
Ergänzung des Gerichtsorganisationsgesetzes 1945. 

2. Der § 1 des Bundesgesetzes vom 13. De­
zember 1960, BGBl. N r. 306, zur Ergänzung des 
Gerichtsorganisationsgesetzes vom 27. November' 
1896, RGBl. Nr. 217. 

(4) Der§ 116 derDienstpragmatik, RGBl. 
Nr. 15/1914, ist für die Dauer seiner Geltung 
auf Richter sinngemäß anzuwenden. 

§ 174. Mit der Vollziehung dieses Bundesge­
setzes ist das Bundesministerium für Justiz im 
Einvernehmen mit den beteiligten Bundesmi­
nisterien betraut. 
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Anlage 

Muster eines amtlichen Stimmzettels für die Wahl von ~ drei Mitgliedern 
und drei Ersatzmännern. 

Reihung Name des Richters Punkte 

1 6 

2 5 

~ 4 

4 3 

5 2 

6 1 
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Erläuternde Bemerkungen 

Allgemeiner Teil. 

Seit der Entstehung eines· gelehrten Be­
rufsbeamtenturns am Ende des .Mittelalters 
ist die staatliche Gerichtsbarkeit in Österreich 
durch re~htsgelehrte Beamte ausgeübt worden. 
Seit diesel' Zeit hat die ganze Entwicklung 
des Beamtenrechtes die Berufsrichter ebenso 
wie alle anderen Staatsbeamten mit umfaßt. 
Zu einer einheitlichen Regelung des Dienst­
rechtes sämtlicher Gerichtspersonen kam es 
aber erst, als infolge der im Jahre 1848 be-

. schlossenen übernahme der bis dahin größten­
teils vqn autonomen Körperschaften und von 
anderen Organen ausgeübten niederen Ge­
richtsbarkeit in die Staatsgewalt eine aUge­
meine Neuorganisierung der Gerichtsbehörden 
stattfand. Die innere Einrichtung und die 
Geschäftsordnung sämtlicher Gerichte wurden 
aus diesem Anlasse durch die sogenannte Ge­
richtsinstruktion (Kaiserliches Patent vom 
3. Mai 1853, RGBL NI'. 81) geregelt und dabei 
auch das Dienstverhältnis sämtlicher bei den 
Gerichten angestellten Personen geordnet. Die­
sem Gesetz war eine staatsrechtliche Sonder­
stellung der Richter gegenüber anderen Be­
amten völlig fremd. Es behandelt gleichmäßig 
das Dienstverhältnis der "Konzeptsbeamten 
der Gerichte" mit dem der Kanzleibeamten 
und Diener. 

Eine grundlegende Änderung wurde in 
diesen Verhältnissen durch das Staatsgrund­
gesetz über die richterliche Gewalt vom 
21. Dezember 1867, RGBL NI'. 144, geschaffen, 
indem es den Grundsatz der Trennung von 
Rechtspflege und Verwaltung in allen Instanzen 
aufstellte (Artikel 14), den Richtern in Aus­
übung ihres Amtes Selbständigkeit und Un­
abhängigkeit zusicherte und ein Ausführungs­
gesetz über die Fälle der Amtsentsetzung, 
der Versetzung an eine andere Stelle oder in 
den Ruhestand wider Willen sowie das dabei 
zu beobachtende Verfahren in Aussicht 
stellte. 

Dadurch ist eine scharfe Scheidung zwischen 
den Richtern und den übrigen Beamten der 
Gerichte sowie der anderen Staatsbehörden 
vorgenommen worden: 

Das in Aussicht gestellte Ausführungsgesetz 
wurde am 21. Mai 1868, RGB~. NI'. 46, erlassen. 
Es regelt die Disziplinarbehandlung der Rich­
ter und deren unfreiwillige Versetzung auf 
andere Stellen und in den Ruhestand (Richter­
disziplinargesetz). Da es aber das Disziplinar­
recht nicht auf die selbstä'ndigen richterlichen 
Beamten beschränkte, sondern auf eine weitere 
Gruppe von Gerichtsbeamten erstreckte, die 
mit richterlicher Tätigkeit, aber nicht mit der 
selbständigen Ausübung des Richteramtes be­
traut waren, schuf es einen neuen Begriff, 
den des richterlichen Beamten, der die bei den 
Gruppen zusammenfaßte. 

Eine weitere Regelung des Dienstverhält­
nisses der richterlichen Beamten erfolgte durch 
das Gesetz vom 27. November 1896, RGBL 
Nr. 217 (Geriehtsorganisationsgesetz), das die 
Aufgabe hatte, die innere Einrichtung der· 
Gerichte mit dem Gedanken der Kleinschen 
Prozeßreform in Einklang zu bringen. Dureh 
die Prozeßreform war das Gerichtsorgani­
sationsgesetz genötigt, sowohl die Stellung 
der richterlichen Beamten als auch die der 
sonstigen Beamten und Organe der Gerichts­
kanzlei neu zu regeln. Eine große Gruppe 
richterlicher. Hilfsbeamten wurde dabei zu 
selbständigen Richtern. Das Dienstrecht der 
richterlichen Beamten wurde aber, soweit 
es in de.r Gerichtsinstruktion und im Richter­
disziplinargesetz verankert ist, unverändert 
gelassen. 

Als durch das Gesetz vom 25. Jänner 1914, 
RGBL NI'. 15 (Dienstpragmatik), 'eine Zu­
sammenfassung aller wesentlichen Bestim­
mungen des Dienstrechtes der Beamten (mit 
Ausnahme der Richter und Lehrer) vorgenom­
men wurde, war auch die Zusammenfassung 
des im wesentlichen in der Gerichtsinstruktion, 
im Richterdisziplinargesetz und im Gerichts­
organisationsgesetz enthaltenen Sonderrechtes 
der richterlichen Beamten in einem Richter­
dienstgesetz beabsichtigt. Das Richterdienst­
gesetz ist jedoch nur bis zum Entwurf gediehen 
und die Gesetzwerdung durch den Ausbruch 
des ersten Weltkrieges und den Zusammen­
bruch derösterreichisch-ungarischen Monarchie 
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unterblieben (976 der Beilagen zu den steno­
graphischen Protokollen des Abgeordneten­
hauses, XXI. Session, 1911). Hingegen kam 
es durch das Gesetz vom 25. Jänner 1914, 
RGBl. Nr. 15 (Dienstpragmatik), zur Regelung 
des Dienstverhältnisses der Staatsbeamten und 
Staatsdienerschaft, wobei im Art. I Abs. 3 
leg. cit. bestimmt wurde, daß auf die Richter 
bis zur .Erlassung eines ihr gesamtes Dienst­
verhältnis regelnden Gesetzes eine Reihe von 
Vorschriften der Dienstpragmatik sinngemäß 
anzuwenden sind. 

Auf Grund des Bundesverfassungsgesetzes 
vom 1. Oktober 1920 wurden einige weitere 
Sonderbestimmungen für Richter (die Be­
zeichnung richterlicher Beaniter wurde durch 
das Besoldungsgesctz 1921 beseitigt) geschaffen 
uud in der Gerichtsverfassungsnovelle vom 
14. Juli 1921, BGBL Nr. 422, in den Verord.­
nungen über die Per;sonalsenate, den Gerichts­
entlastungsnovellen und anderes mehr nieder­
gelegt. Die Gerichtsinstruktion, das Richter­
disziplinargesetz und das Gerichtsorgani­
sationsgesetz blieben im wesentlichen weiterhin 
in Geltung. 

Durch das Gerichtsorganisationsgesetz 1945, 
StG~l. Nr. 47, wurden die am 13. März 1938 
bestandene Gerichtsorganisation und weite 
Teile des Dienstrechtes der Richter wiederher­
gestellt. 

Das Dienstrecht der Richter ist demnach 
heute in Rechtsquellen verstreut, die zum Teil 
über hundert Jahre alt sind. Es ist schon 
unübersichtlich und seine Handhabung er­
schwert. Darüber hinaus ist es hinter der ver­
fassungsrechtlichen E,ntwicklung und den mo­
dernen Dienstrechtsauffassungen stark zu­
rückgeblieben. Die Schaffung eines Richter­
dienstgesetzes durch K.odifikation jener Be­
stimmungen, auf deren Belassung nicht ver­
zichtet werden kann, unter Hinzufügung 
neuer Bestimmungen, die der moderne Rechts­
staat erfordert, sowie eine lückenlose Anpassung 
an die Bundesverfassung ist daher zu einer 
Notwendigkeit geworden. Die Ausarbeitung 
eines Richterdienstgesetzes entspricht auch 
einem langjährigen Wunsch der Richterschaft, 
deren Anregungen soweit als möglich im vor­
liegenden Gesetzentwurf berücksichtigt worden 
sind. 

Bei der Ausarbeitung dieses Gesetzentwnrfes 
war sorgfältig auf das Interesse an der Wah­
rung einer unabhängigen Rechtsprechung wie 
auch auf das Interesse an der H~ranbildung 
und Erhaltung eincs qualifizierten Richter­
standes Bedacht zu nehmen. 

Der Entwurf enthält Vorschriften dienst­
und disziplinarrechtlichen Inhaltes für Rieh­

. ter und Richteramtsanwärter. Ausgenommen 
sind die V orsehriften besoldungsrechtlichen 

Inhaltes, die im GehaItsgesetz 1956, BGBL 
Nr. 54, geregelt sind. Ferner sind in den 
Entwurf einige jener Vorschriften nicht auf­
genommen worden, die kein Richterspezifikum 
darstellen und für alle öffentlich-rechtlichen 
Bediensteten des Bundes gemeinsam sind 
(zum Beispiel Vorschriften pensionsrechtlicher 
Art, Vorschriften über die Wehrdienstleistung, 
die Natnralwohnung und so weiter). Eine be­
sondere Regelung dieser Materien im Entwurf 
wäre unzweckmäßig und würde dazu führen, 
daß gegebenenfalls auch das Richterdienst­
gesetz immer dann novelliert werden müßte, 
wenn die für dic Beamten anderer Besol­
dungsgruppen geltenden analogen Vorschriften 
geändert werden. 

Soweit zur Entscheidung in Dienstrechts­
angelegenheiten der Richter und Richter­
amtsanwärter VerwaItungsorgane zuständig 
sind (zum Beispiel das Bundesministerium für 
Justiz, der Präsident des Obersten Gerichts­
hofes, der ,Präsident des Oberlandesgerichtes), 
enthält der Entwnrf keine Verfahrensvor­
schriften. In diesen Belangen ist das Dienst­
rechtsverfahrensgesetz, BGBl. Nr. 54/1958, 
anzuwenden. Eigene Verfahrensvorschriften 
enthält der Entwurf nur dort, wo für die 
Erledigung von Dienstrechtsangelegenheiten 
der Richter ein Gericht zuständig ist (zum 
Beispiel Verfahren bei der Dienstbeschreibung, 
der Wahl der Personalsenate, der unfrei­
willigen Versetzung des Richters auf einen 
anderen Dienstposten oder in den Ruhestand 
und Disziplinarverfahren) oder wo sie not­
wendig sind, ohne gegen zwingende Vor­
schriften des Dienstrechtsverfahrensgesetzes, 
BGBL Nr. 54/1958, oder des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes, BGBl. Nr. 172/ 
1950, zu verstoßen. 

Besonderer Teil. 
Zu Artikel I: 

Die Aufuahme der Richteramtsanwärter -
obwohl sie nicht Richter sind - in diesen 
Entwurf erwies sich wegen des engen Zu~ 
sammenhanges des richterlichen Vorbereitungs­
dienstes und des Richterdienstes als not­
wendig. 

Zu Artikel 11: 

Dieser dient der KlarsteIlung des Begriffes 
"Richter" . 

Zu Artikel III: 

Dieser dient der KlarsteIlung des Begriffes 
"Richteramtsanwärter" . 

Richteramtsanwärter sind Organe der Voll­
ziehung, auf die die Art. 87 und 88 Bundes­
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
über Unabhängigkeit, Unabsetzbarkeit und 
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Unversetzbarkeit nicht anzuwenden sind. Eine 
Reihe von Vorschriften des Entwurfes, die 
nur auf die Sonderstellung der Richter Bezug 
haben, waren von der Anwendbarkeit auf 
Richteramtsanwärter a~szunehmen. . 

Der in § 2 der Gerichtsverfassungsnovelle 
BGBL Nr. 422/1921, vorgesehene Hilfsrichter 
wird im Entwurf nicht übernommen, weil 
ein Organ der Vollziehung nur Richter oder 
(nichtrichterlicher) Beamter,' nicht aber beides 
zugleich, nämlich richterlicher Hilfsbeamter 
(Hilfsrichter), sein kann. 

Zu § 1 Abs. 2: 

Diese Vorschrift erscheint erforderlich, um 
den in Ausbildung stehenden Richteramts­
anwärter sowohl bei Zivil- und Strafgerichten 
als auch Staatsanwaltschaften und anderen 
Verwaltungsbehörden verwenden zu können 
und so den Ausbildungszweck zu sichern. 

Zu § 2: 

Vorge1;lrachten Wünschen, das Doktorat der 
Rechtswissenschaften als weiteres Aufnahme­
erfordernis in dem Entwurf vorzusehen, wurde 
nicht Rechnung getragen, weil die Qualifi­
kation für den juristischen Staatsdienst - von 
Professoren der juridischen Fakultäten abge­
sehen - dureh die Staatsprüfungen begründet 
wird und kein Grund besteht, von der bis­
herigen Rechtslage abzugehen. Hiebei ist 
auch Bedacht zu nehmen auf die in Vorbe­
reitung befindliche Neuregelung der Studien­
ordnung an den juridischen Fakultäten, der­
zufolge das juridische Studium mit der Er­
werbung des Grades eines Diplomjuristen 
abgeschlossen sein soll. 

Zu § 3: 

Diese Regelung entspricht dem § 5 Abs. 1, 
4 und 5 Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBL 
Nr. 22/1947, mit einer stilistischen Verbes­
serung. 

Zu § 5: 

Diese Gelöbnisformel ist wesentlich kürzer 
als die derzeit im Anhang V zum Dienstbuch 
der Geo. (Verordnung des Bundesmlnisteriums 
für Justiz vom 9. Mai 1951, BGBL Nr. 264, 
womit die Geschäftsordnung für die Gerichte I. 
und 11. Instanz teilweise geändert und neu 
verlautbart wird) enthaltene Formel, bringt 
inhaltlich dasselbe zum Ausdruck, wäre nach 
dem Entwurf nunmehr in gesetzlicher Form 
zu regeln und nicht mehr -wie in § 12 Abs. 1 
Dienstpragmatik, RGBL NI' 15/1914 - in die 
Hand des Amtsvorstandes, sondern beim 
Präsidenten des Oberlandesgerichtes abzu­
legen, womit ihre Bedeutung besonders unter­
strichen wird. 
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Zu § 6: 

Die Möglichkeit der Versetzung erscheint 
sowohl im dienstlichen als auch im Ausbildungs­
interesse notwendig. Sie war' im Entwurf 
aus~ücklich vorzusehen, weil der § 67 Dienst­
pragmatik, . RGBL NI'. 15/1914, auf Richter­
amtsanwärter nicht mehr anwendbar sein 
wird. 

Zu § 7: 

Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen 
§ 5 Abs. 2, 3 und zum Teil Abs. 5 Gehalts­
überleitungsgesctz, BGBL Nr. 22/1947. 

Im zweiten Absatz des § 7 wird die taxative 
Aufzählung der Kündigungsgründe klarer als 
im ersten Satz des Abs. 3. des § 5 Gehalts­
überleitungsgesetz, BGBL Nr. 22/1947, zum 
Ausdruck gebracht und damit der Judikatur 
des Verwaltungsgerichtshofes gefolgt. 

Zu §§ 9 bis 14: 

Diese Vorschriften regeln den richterlichen 
Ausbildungsdienst, auf den im Entwurf noch 
mehr als bisher in den Vorschriften der §§ 5 bis 
10 Gerichtsorganisationsgesetz , RG BI. Nr. 217/ 
1896, und der Verordnung vom 15. August 1897, 
RGBL Nr. 192, über den richterlichen Vor­
bereitungsdienst Gewicht gelegt wird. 

Die Leitung des Ausbildungsdienstes soll 
zentral durch den Präsidenten des Oberlandes­
gerichtes erfolgen, der die Zuteilung des 
Richteramtsanwärters verfügt, seine Verwen­
dung bestimmt und die Durchführung des 
Ausbildungsdienstes überwacht. Der Präsi­
dent des. Oberlandesgerichtes hat auf Grund 
des Ausbildungsergebnisses über die Zulassung 
des Richteramtsanwärters zur Richteramts­
prüfung zu entscheiden (§ 21 Abs. 1), allenfalls 
das Dienstverhältnis zu kündigen (§ 7). 

Um den Zweck des Ausbildungsdienstes 
zu sichern, wird in § 13 bestimmt, daß die 
Zeit der Abwesenheit wegen Krankheit, Sonder­
urlaubes oder WehrdienBtes in die vorge­
schriebene Dauer' des Ausbildungsdienstes 
nicht zur Gänze eingerechnet wird .. 

Durch den Ausbildungsdienst sollen dem 
Richteramtsanwärter nicht nur Kenntnisse auf 
dem Gebiete des Zivil- und des Strafrechtes, 
sondern auch auf dem Gebiete der Krimi­
nologie und des Strafvollzuges vermittelt 
werden. Diese Disziplinen sind für den ,Richter 
wichtig, um eine Voruntersuchung richtig 
führen oder Strafart und Strafausmaß sinnvoll 
bestimmen zu können.' 

Die rasche technische und wirtschaftliche 
Entwicklung in den letzten Jahrzehnten hat 
eine Fülle von Rechtsproblemen mit sich 
gebracht, die ohne entsprechende Kenntnis 
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auf wirtschaftlichem und technischem Gebiet 
nicht gelöst werden können. Für den Richter 
ist daher nicht nur fachliches WiBsen, sondern 
auch Allgemeinbildung unerläßlich, da er 
doch mit den verschiedensten Bereichen des 
Lebens in Berührung kommt und mit Menschen 
aller sozialen Schichten zu tun hat. 

Um dem Richteramtsanwärter Gelegenheit 
zu seiner Fortbildung zu geben, sollen be­
sondere Übungen und Kurse abgehalten wer­
den, wie dies bereits in der Praxis gehandhabt 
wird. 

Zu § 15: 

Diese Vorschrift bringt gegenüber § 15 
Abs. 1 und 2 Gerichtsorganisationsgesetz, 
BGBL Nr. 217/1896, insofern eine Neuerung, 
als der Präsident des Oberlandesgerichtes 
eine im § 15 genannte Praxis ganz oder teil­
weise in den Ausbildungsdienst einzurechnen 
hat, wenn durch diese Praxis eine den Zwecken 
des' Ausbildungsdienstes entsprechende Yer­
wendung und Ausbildung des Richteramts­
anwärters gewährleistet ist. Damit ist die 
Frage der Einrechnung einer Vorpraxis in 
den Ausbildungsdienst zweckmäßiger gelöst 
als bisher. 

Durch die Einrechnung wird nur eine Rechts­
praxis für die Dauer des Ausbildungsdienstes 
berücksichtigt, nicht aber das öffentlich-recht­
liche Dienstverhältnis als solches berührt. 
Von der Einrechnung gemäß § 15 ist die An­
rechnung von Vordienstzeiten für die Vor­
rückung in höhere Bezüge und die Bemessung 
des Ruhe- und Versorgungs genusses zu unter­
scheiden. 

Zu.§ 16: 

Der Umfang der Richteramtsprüfung wird 
gegenüber der bisherigen Regelung erweitert, 
was sich im Hinblick auf die fortschreitende 
Entwicklung des Rechtslebens als notwendig 
erweist. 

Hingegen ist die rechtswissenschaftliehe 
Hausarbeit, die im § 11 der Verordnung des 
Justizministers vom 1. November 1900, RGBL 
Nr. 182, betreffend die Richteramtsprüfungen, 
in der Fassung der Verordnung vom 28. Ok­
tober 1901, RGBL Nr. 177, vorgesehen ist, 
in diesen Entwurf nicht mehr aufgenommen 
worden, weil ihr eine geringere Bedeutung 
zukommt, als der notwendigen Ausweitung 
des mündlichen Prüfungsstoffes. 

. Zu § 25 Abs. 2 bis 4: 

Die Bestimmung der Ausnahme vom Grund­
satz der Unwirksamkeit einer rückwirkenden 
Ernennung erscheint im Hinblick auf § 7 
des Beamten - Überleitungsgesetzes, StGBl. 

Nr. 134/1945, erforderlich' (siehe § 59 Abs. 2 
Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBL NI'. 22/1947). 

Die Vorschrift des § 25 Abs. 3 entspricht 
Art. 86. Abs. I' Bundes-Verfassungsgesetz 
in der Fassung· von 1929. Die Besetzungs­
vorschläge der Personalsenate sind für den 
Bundespräsidenten, die Bundesregierung oder 
den Bundesminister für Justiz nicht bindend. 

Die Bindung an die Besetzungsvors()hläge 
war einmal durch § 5 des Grundgesetzes 
vom 22. November 1918, StGBl. Nr. 38, 
über die richterliche Gewalt normiert. Diese 
Bindung ist zunächst durch Art. 7 Abs. 2 
des Gesetzes vom 14. März 1919, StGBl. Ne 180, 
aufrechterhalten worden. In Art. 86 Abs. I 
Bundes-Verfa,ssungsgesetz vom I. Oktober 
1920 wurde die Bindung des Bundespräsidenten, 
der Bundesregierung und des Bundesministers 
für Justiz an die Besetzungsvorschläge jedoch 
falJengelassen. -Kelsen führt hiezu in seinem 
'Werk "Die Bundesverfassung vom 1. Oktober 
1920", Verlag Franz Deuticke, 1922, S. 180, 
aus: 

"Das in dem bindenden Charakter der Per­
sonalsemtte enthaltene persönliche Selbst­
bestimmungsrecht der Richter wurde seiner­
zeit im Interesse der Unabhängigkeit der 
Gerichte statuiert. Nunmehr ist diese auf­
fallende Anomalie auf dem Gebiete des Er­
nennungsrechtes, vor allem aus politischen 
Gründen, beseitigt worden." 

Dem von der Standesvertretung der Richter 
vorgetragenen Wunsch, die Bindung an die 
Besetzungsvorschläge zu normieren, wurde 
in diesem Entwurf nicht Rechnung getragen. 
Hiefür war einerseits maßgebend, daß eine 
solche Bindung nur durch eine Verfassungs­
bestimmung normiert werden könnte (siehe 
Art. 86 Abs. I im Zusammenhang mit Art. 134 
A bs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes in 
der Fassung von 1929), und andererseits 
der Umstand, daß die Bindung an die Beset­
zungsvorschläge der Personalsenate die Gefahr 
einer Verpolitisierung dieser Senate herauf­
beschwören könnte, da dann praktisch die 
Entscheidung über die Besetzung von Richter­
posten bei den Personalsenaten liegen würde. 
Es konnte auch nicht übersehen werden, 
daß vor allem den Personalsenaten bei den 
Gerichtshöfen erster Instanz nicht immer 
jener Überblick gegeben ist, den eine ein­
heitliche Personalwirtschaft zur Vorausset­
zung . hat, da nur zu leicht engbegrenzte 
Territorial(Sprengel)interessen des Gerichts­
hofes erster Instanz in den Vordergrund 
rücken könnten. Hiebei sei auch erwähnt, 
dgß sich die Standesvertretung der Staats­
anwälte sehr entschieden gegen eine Bindung 
der Besetzungsvorschläge ausgesprochen hat, 
von der Erwägung ausgehend, daß bei ei~er 
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solchen Bindung um Richterposten kompetie­
rende Staatsanwälte nicht jene Berücksichti­
gung finden könnten, mit der sie rechnen 
können, wenn nicht ausschließlich Richter 
über die Besetzung von richterlichen Dienst­
posten entscheiden. 

Der Inhalt des vierten Absatzes des § 25 
ist durch Art. 88 Abs. 2 Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1929 gedeckt. 

Zu § 26: 

Dem aus Richterkreisen vorgetragenen 
Wunsch, zu bestimmen, daß die Richteramts­
prüfung die Rechtsanwaltsprü[ung ersetze, 
wurde nicht Rechnung getragen, weil die 
Voraussetzungen für 'die Ausübung des Rechts­
anwaltsberufes nicht im Richterdienstgesetz, 
sondern in der Rechtsanwaltsordnung zu 
regeln sind. 

Zu § 29: 

N ach der jetzigen Rechtslage hat der Richter 
die Erfüllung der Pflichten zu geloben (§ 3 
Abs. 4 der Gerichtsverfassungsnovelle, BGBL 
NI'. 422/1921). Die Gelöbnisformel selbst 
ist im Anhang V zum Dienstbuch der Geo. 
(Verordnung des Bundesministeriums für Ju­
stiz vom 9. Mai 1951, BGBL NI'. 264) normiert. 
Hingegen haben die Beamten nach § 12 
Dienstpragmatik, RGBL Nr. 15/1914, einen 
Diensteid zu leisten. Es erscheint nicht be­
friedigend, daß die öffentlich-rechtlichen Be­
diensteten, soweit sie weisungsgebundene Be­
amte sind, einen Diensteid, hingegen die 
weisungsfreien Richter nur ein Dienstgelöb­
nis abzulegen haben. Deshalb wurde in §29 
dieses Entwurfes nunmehr ein Diensteid vor­
gesehen, der sich inhaltlich mit der Pflichten­
angelobung der Richteramtsariwärter deckt. 
Um die Bedeutung des Diensteides hervorzu­
heben, ist dieser vom Präsidenten des Ober­
landesgerichtes (Präsidenten des Obersten Ge­
richtshofes) abzunehmen, während er nach der 
bisherigen Rechtslage nur vor dem jeweils 
vorgesetzten Gerichtsvorsteher abgelegt wird. 

Für den Fall, daß der erste richterliche 
Dienstposten eines Kompetenten der Die.nst­
posten des Präsidenten, des Vizepräsidenten 
des Obersten Gerichtshofes oder des Präsi­
denten eines Oberlandesgerichtes ist, sieht 
der Entwurf die Ablegung des Diensteides 
vor dem Bundespräsidenten vor. 

Nach der bisherigen Rechtslage ist für einen 
solchen Fall überhaupt nicht vorgesorgt. 
Wenngleich kaum mit einer solchen Ernennung 
gerechnet werden kann, so wäre sie doch nach 
dem Gesetze möglich, weshalb' es unter Be­
dachtnahme auf die zu erstrebende Vollständig­
keit des Entwurfes geboten erschien, auch 
dafür Vorsorge zu treffen. 
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Durch die Ablegung des Eides vor dem Bun­
despräsidenten wird bezüglich des Präsidenten 
und des Vizepräsidenten des Obersten Ge­
richtshofes . eine analoge Regelung getroffen, 
wie beim Präsidenten und Vizepräsidenten 
des Verwaltungsgerichtshofes (siehe § 2 Ver­
waltungsgerichtshofgesetz, BGBL NI'. 96/1952). 

Bezüglich der Präsidenten des Oberlandes­
gerichtes erscheint die vorgesehene Regelung 
im Hinblick auf die hohe richterliche Funktion 
und den großen Wirkungskreis derselben ge­
rechtfertigt. 

Zu § 30: 

Nach § 2 Abs. I Gerichtsverfassungsnovelle 
1947, BGBL Nr. 71; ist jeder zu besetzende 
Richterposten einzeln auszuschreiben. Diese 
Bestimmung führt zu einer umständlichen 
und nicht im Sinn der Verwaltungsverein­
fachung gelegenen Dienstpostenbewirtschaf­
tung. Die Praxis ist daher bereits dazu über­
gegangen, mehrere Dienstposten, auch Folge­
posten, gleichzeitig auszuschreiben. Die Mög­
lichkeit, mit der Ausschreibung eines Dienst­
postens die Ausschreibung der durch die Be­
setzung dieses Dienstpostens allenfalls frei­
werdenden Folgeposten zu verbinden, bringt 
für die Richter und die Justizverwaltung den 
großen Vorteil, daß die Posten rasch besetzt 
werden können und mit der Ausschreibung 
nicht bis zum Freiwerden der Folgeposten 
zugewartet werden muß. 

Die gleichzeitige Amischreibung von Dienst­
posten ist bei gleichartigen Dienstposten (zum 
Beispiel Ratsposten der StGr. 2/3 b) vorge­
sehen. 

Die Art der Ausschreibung ist derzeit in 
§ 15 Abs. 2 Gerichtsinstr.uktion, RGBL NI'. 81/ 
1853, geregelt. Abweichend von dieser Re­
gelung ist di~ Ausschreibung nur mehr im 
Amtsblatt zur ,,'Viener Zeitung" allein vor­
gesehen. Mit einer einmaligen Ausschreibung 
kann das Auslangen gefunden werden. 

Zu § 33 Abs. 2: 

Von der Aufnahme in den Besetzungsvor­
schlag sollen unter anderen auch solche Be­
werber ausgeschlossen werden, von denen 
nach ihrem Dienstalter eine dem dienstlichen 
Interesse entsprechende Versehung .des Dienst­
postens noch nicht oder nicht mehr zu er­
warten ist. 

Zu § 34: 

Über die derzeitige Rechtslage hinaus­
gehend, war aJlch das Eheverhält,nis als Hin­
dernis des Angehörigkeitsverhältnisses im § 34 
vorzusehen, weil in der Rechtsprechung IJ,un­
mehr auch weibliche Richter tätig sind upd 
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daher. die Möglichkeit der Begründung eines 
Eheverhältnisses zwischen einem männlichen 
und weiblichen Richter gegeben ist. . 

Zu §§ 36 bis 49: 

Die Vorschriften' über die Personalsenate 
sind zwar nicht dienstrechtlicher, sondern 
gerichtsorganisatorischer Natur, wurden aber 
dennoch wegen des engen Zusammenhanges 
mit dem Dienstrecht der Richter in den Ent­
wurf aufgenommen. 

Die Personalsenate sind unabhängige Ge­
richte und keine Interessenvertretungen. Auch 
die Wahlkommission ist als Gericht anzu­
sehen (Art. 87 Abs. 2 Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1929). Die Zu­
sammensetzung der Personalsenate bei den 
Gerichtshöfen erster und zweiter Instanz ent­
spricht im wesentlichen der Verordnung vom 
21. Dezember 1921, BGBL NI'. 748, und wurde 
einheitlich in der Form geregelt, daß die ge­
wählten Mitglieder jeweils um eins mehr zu 
sein haben als die Mitglieder kraft Amtes. 
Nur beim Personalsenat des Obersten Gerichts­
hofes ist, einem ausdrücklichen Wunsch des 
Gremiums des Obersten Gerichtshofes folgend, 
vorgesehen, daß diesem Personalsenat auf 
alle Fälle sechs gewählte Mitglieder anzuge­
hören haben nebe;n den Mitgliedern kraft 
Amtes, nämlich dem Präsidenten und den 
Vizepräsidenten. Mit dieser Zusammensetzung 
der Personalsenate kann das Auslangen ge­
funden, der Beansprucl.tung zu vieler Richter 
und auch der Schwerfälligkeit eines zu großen 
Senates begegnet und die Verantwortlichkeit 
der einzelnen Mitglieder gehoben werden. 

Unter dem im § 36 Abs. 4 erwähnten Stell­
vertreter des Präsidenten· ist sein Stellver­
treter nach den Vorschriften der §§ 31 Abs. 2 
und 41 Abs. 4 des Gerichtsorganisations­
gesetzes, BGBL NI'. 217/1896, zu verstehen. 

Gänzlich neu ist das Wahlsystem geregelt, 
bei dem es nicht wie bisher nur auf die Zahl, 
sondern auch auf das Gewicht der Wähler­
stimmen ankommt. Durch dieses System 
können Zufallsergebnisse; die dem Willen 
der Wähler nicht entsprechen, in weit größerem 
Umfang vermieden werden, als nach dem der­
zeitigen System. 

amtsanwärter. Nach § 173 Abs. 2 Z. 10 und 11 
dieses Entwurfes wird die Zuständigkeit d.er 
Personalsenate in anderen Angelegenheiten 
ausdrücklich aufrechterhalten. 

Der Entwurf sieht für die Richter im Evi­
denz büro des Obersten Gerichtshofes und die 
Richter beim Oberlandesgericht für den Spren­
gel des Oberlandesgerichtes ·in der 1. Standes­
gruppe kein passives Wahlrecht vor. Dies 
erklärt sich aus der Funktion dieser Richter 
und dem Umstand, daß es nicht befriedigend 
erscheint, daß diese Richter an der Beschluß­
fassung des Personalsenates über die Ver­
teilung der· Geschäfte unter die Richter der 
4. und höherer Standesgruppen beim Ober­
landesgericht und der 5. und höherer Standes­
gruppen beim Obersten Gericht,shof, über die 
Dienstbeschreibung dieser Richter und über 
die Erstattung von Bcsctzungsvorschlägen 
hinsichtlich Richterposten von der 4. bezie­
hungsweise 5. Standesgruppe aufwärts mit­
wirken oder doch auf die Zusammensetzung 
des Personalsenates des Oberlandesgerichtes 
beziehungsweise· des Obersten Gerichtshofes 
Einfluß nehmen. 

Den Richtern beim Oberlandesgericht für 
den Sprengel des Oberlandesgerichtes in der 
1. Standesgrupp~ und den Richtern im Evi­
denzbüro des Obersten Gerichtshofes soll 
jedoch ein aktives Wahlrecht bei den im § 37 
Abs. 1 genannten Gerichten zustehen. 

Zu § 50 Abs. 4: 

Nähere Bestimmungen über den Standes­
ausweis sind derzeit in § 12 Geo. (Verordnung 
des Bundesministeriums für Justiz vom 9. Mai 
1951, BGBL Nr. 264) enthalten. 

Zu §§ 51 bis 56: 

Die Vorschriften über die Dienstbeschrei­
bung entsprechen im wesentlichen denen der 
Dienstpragmatik, RGBL NI'. 15/1914, und 
§ 13 Abs. ,1, 2, 5, 6 und 8 Geo. (Verordnung 
des Bundesministeriums für Justiz vom 9. Mai 
1951, BGBL NI'. 264). 

Zu §§ 57 bis 64: 

Die im VI. Abschnitt enthaltenen Vor-
schriften über die Pflichten entsprechen im 

Mitteilungen über Beratungen und Abstim- wesentlichen den bezü'glichen Vorschriften 
mungen, betreffend den Besetzungsvorschlag der Dienstpragmatik, RGBL Nr. 15/1914. 
des Personalsenates, sind untersagt, um ein Eine besondere Regel~ng erfordert im Hin­
unbeeinflußbares und unbefangenes Arbeiten blick auf Art. 87 Bundes-Verfassungsgesetz 
der Personalsenate zu ,ermöglichen. Unter- in der Fassung von 1929 die Pflicht des Rich­
sagte Mitteilungen an die Öffentlichkeit kön- ters, seinen Vorgesetzten Folge zu leisten 
nen den Tatbestand des § 309 StG. begründen. (§ 57 Abs. 2). Damit wird klar zum Ausdruck 

Dieser Gesetzentwurf regelt nur die ZU-I gebracht,daß der Richter nur in' Ausübung 
ständigkeit der Personalsenate in den Dienst- der Rechtsprechung weisungsfrei ist, hingegen 
re~htsangelegenheiten der Richter und Richter- , Weisungen seiner Vorgesetzten im Interesse 
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der Aufrechterhaltung eines geordneten Diel.lst­
betriebes und einer raschen Erledigung der 
Geschäfte zu befolgen hat. 

Mit Rücksicht auf die Eigenart des richter­
lichen Dienstes wird für den Richter keine 
bestimmte Amtszeit festgesetzt, sondern in 
§ 60 bestimmt, daß der Richter seine An­
wesenheit im Amte derart einzurichten hat, 
daß er seinen Amtspflichten ordnungsgemäß 
nachkommen kann. 

Zu § 65: 

Im § 65 wird an der Einteilung. der Richter 
in Standesgruppen festgehalten, weil dieses 
System der Gerichtsorganisation angepaßt 
ist und'sich bisher bewährt hat. Die Standes­
gruppeneinteilung des Entwurfes w~icht je­
doch in folgenden Punkten wesentlich von 
§ 28 Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBL NI'. 22/ 
1947, ab, in dem bisher die Standesgruppen, 
Dienstposten und Amtstitel der Richter ge­
regelt sind: 
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ortes, zum Beispiel beim Bezirksgericht Baden 
bei Wien, Villach u:nd anderen Bezirksgerieh­
ten, schon wegen ihrer Größe sehr im dienst­
lichen Interesse liegt. 

2, Die Richter des Bezirksgerichtes am Sitz 
eines Gerichtshofes erster Instanz werden 
derzeit beim Gerichtshof erster' Instanz er­
nannt und dem genannten Bezirksgericht 
zugeteilt. Dadurch werden auch jetzt Richter 
der 1. bis 4. Standesgruppe bei solchen Be­
zirksgerichten verwendet. Da § 25 Abs. 2 
des Gerichtsorganisationsgeset7.es, RGBl. 
NI'. 217/1896, auf Grund dessen diese Ver­
wendung (Zuteilung) erfolgt, als verfassungs­
rechtlich bedenklich in diesem Entwurf nicht 
ubernommen und im § 173 AbL 2 Z. 3 aus­
drücklich aufgehoben wIrd, ist vorzusehen, 
daß Richter bei den Bezirksgerichten am Sitz 
eines Gerichtshofes erster Instanz in den 
Standesgruppen 1 bis 4 ernannt werden 
können. 

3. Die Vorsteher der Bez ir ksgerich te außer haI b 
eines Gerichtshofortes figurieren derzeit in der 

1. Derzeit sind bei den Bezirksgeriehten Standesgruppe 2 mit der Aufstiegsmöglichkeit 
außerhalb des Sitzes eines Geriehtshofes erster in die Standesgruppe 3. Diese Regelung ist 
Instanz außcr dem Gerichtsvorsteher nur insofern unbefriedigend, als sie der Stellung 
Richter der 1. Standesgruppe vorgesehen. und Verantwortung von Gerichtsvorstehern 
Die Folge dieser Regelung ist, daß Richter größerer Bezirksgerichte nicht· gerecht wird. 
schon nach wenigen Jahren ihrer Tätigkeit Am krassesten kommt dies bei ganz großen 
von diesen Bezirksgerichten weg an einen Bezirksgerichten zum Ausdruck, zum Beispiel 
Gerichtshofort streben, um dort in die 2. Stan- in Villaeh, bei dessen Bezirksgericht 8 Richter 
desgruppe gelangen zu können. Im Interesse und mehr als 30 nichttichterliche Bedienstete 
der Rechtspflege liegt eE; aber, daß auch bei in Verwendung stehen. Es soll daher für 
den Bezirksgerichten außerhalb des Gerichts- Gerichtsvorstel' bei Bezirksgerichten mit zwei 
hofortes einzelne Richter neben dem Gerichts- oder mehr Richterposten die Aufstiegsmög­
vorsteher durch viele Jahre in Verwendung lichkeit bis in die 4. Standesgruppe gegehen 
bleiben.' Durch Ermöglichung der Beförde- werden. 
rung in die 2. Standesgruppe bei diesen Ge- 4. Einem ausdrücklichen Wunsch der Stan­
richten kann diesem Interesse nähergekom- desvertreter entspricht die Schaffung. der 
men werden. Im wesentlichen' handelt es sich AufstiegsmÖglichkeit der Senatsvorsitzenden 
hiebei nur um eine Rangfrage, weil gemäß der Gerichtshöfe erster Instanz von bisher 
§ 44 Abs. 2 Gehaltsgesetz 1956, BGBL Nr. 54, zur 4. numneht bis zur Standesgruppe 5 b. 
dem Richter der 1. Standesgruppe ab der 
Gehaltsstufe. 5 (12 Dienstjahre) ohnehin die 5. Die Folge .von4. ist, daß auch für die 
Dienstzulage der Dienstzulagenstufe 1 der Vizepräsidenten der Gerichtshöfe erster In­
Standesgruppe 2 gebührt; dieser Richter daher stanz die Möglichkeit des Aufstieges von der 
gehaltsmäßig mit dem 'Rat des Gerichtshofes 4: Standesgruppe in die Standesgruppe 5 b 
in der 2. Standesgruppe bis zur Vollendung des vorgesehen wird. 
16. Dienstjahres gleichgestellt ist.. 'Wenn er - 6. Um den bisherigen Rangunterschied zu 
bis dahin nicht Gerichtsvorsteher geworden wahren, ist daher für die Präsidenten der 
ist, wird er dann zum Gerichtshofort streben Gerichtshöfe erster' Instanz die Aufstiegs­
müssen, um' die 2, Standesgruppe erreichen möglichkeit von der 5. in die Standesgruppe 6 b 
zu können.' Kann er jedoch auch außerhalb vorzusehen. 
des Gerichtshofortes, wie im Entwurf vor- 7. Eine Neueinrichtung stellt die Möglich­
gesehen, die 2. Standesgruppe erreichen, dann keit der Systemisierung von Richtern beim 
besteht begründete Hoffnung, daß er länger Oberlandesgericht in' der Standesgruppe I 
bei diesem Bezirksgericht bleibt, wodurch dar. Nach § 3 Abs. 2 der Gerichtsverfassungs­
ein Stock älterer Richter auch bei diesen . novelle, BGBL Nr. 422/1921, sind die Richter 
Gerichten ermöglicht wird, was bei größeren teils für bestimmte Dienstorte, teils für den 
Bezirksgerichten außerhalb des Gerichtshof- Sprengel des Oberlandesgerichtes ernannt (so-
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genannte Sprengelrichter). Die Einrichtung, mehl' Richterposten) außerhalb des Sitzes 
der Sprengelrichter begegnet starken ver- eines Gerichtshofes finden die Hebungen ihre 
fassungsrechtlichen Bedenken. Ihre. Über- Begründung im dienstlichen Interesse an der 
nahme in diesen Entwurf ist daher nicht größeren Stabilität und besseren Qualität der 
mehl' vorgesehen und im § 173 Abs. 2 Z. 4 Rechtsprechung bei diesen Gerichten. 
die Aufhebung des § 3 Abs. 2 der Gerichts­
verfassungsnovelle, BGBl.Nr. 422/1921, aus­
drücklich normiert. An Stelle der bisherigen 
Sprengelrichter hätten nach § 65 Abs. 1 im 
Zusammenhalt mit § 77 Abs. 1 des Entwurfes 
die dort vorgesehenen Richter der 1. Stan­
desgruppe zu treten. 

8. Der ]:ntwurf sieht im Gegensatz zur 
derzeitigen Rechtslage für das Oberlandes­
gericht den Dienstposten eines Präsidial­
sekretärs in der Standesgruppe 3 vor. Die 
Sch~ffung dieses DIenstpostens liegt im In­
teresse einer kontinuierlichen Fortführung der 
JustizverwaJtungsgeschäfte. Außerdem kön­
nen dem Präsidialsekretär des Oberlandes­
gerichtes durch' den Personalsenat dieses Ge­
richtshofes gerichtliche Geschäfte zugewiesen 
werden, was im Fall einer Zuteilung gemäß 
§ 77 Abs. 2 dieses Entwurfes nicht möglich 
wäre. 

9. Bei den Räten des Oberlandesgerichtes 
(bisher Standesgruppe 4), den Vorsitzenden 
Räten des Oberlandesgerichtes (bisher Standes­
gruppe 5) und den Vizepräsidenten des Ober­
landesgerichtes (bisher Standesgruppe 5), sieht 
der Entwurf ebenfalls eine Aufstiegsmögliche 
keit um je eine Standesgruppe vor. Auch 
dies soll der Wahrung der Differenzierung 
gegenüber deli Standesgruppen bei den Ge­
richtshöfen erster Instanz dienen. 

10. Die Richter im Evidenzbüro des 
Obersten Gerichtshofes (Standesgruppe 2 bis 4) 
sind keine Neuerung, sondern nur eine Neu­
benennung der bisherigen Sekretäre des 
Obersten Gerichtshofes. Eine Höherreihung 
in den Standesgruppen ist bei ihnen nicht vor­
gesehen. 

11. Auch beim Rat des, Obersten Gerichts­
hofes (bisher Standesgruppe 5) ist im Interesse 
der Differenzierung gegenüber den Unter­
gerichten eine Aufstiegsmöglichkeit um eine 
Standesgruppe vorgesehen. 

Die im § 65 vorgesehenen Erweiterungen der 
Aufstiegsmöglichkeiten sind mit keiner Fupk­
tionsänderung der betroffenen Richter ver­
bunden. 

Die Höhe der Dienstzulagen für die neuen 
Standesgr1lppe~ 5 bund 6 b wird in einer 
bereits vorbereiteten Novelle zum Geh alts­
gesetz 1956, BGBL NI'. 54, festzusetzen sein. 

Bezüglich der Richter der 1. Standesgruppe 
bei den Bezirksgerichten außerhalb des Sitzes 
eines Gerichtshofes und bezüglich der Gerichts­
vorsteher der Bezirksgerichte (mit zwei oder 

Die Erweiterung der Aufstiegsmöglichkeit 
bei den übrigen Richtern soll - über' wieder­
holt vorgetragenen 'Vunsch der Richterschaft -
der Verbesserung des AVi1ncements der Richter 
dienen. Dem soll auch die Systemisierung 
eines zweiten Vi:>-;epräsidentenpostens in der 
7. Standesgruppe (bisher ist nur ein solcher 
Dienstposten systemisiert) dienen, welche Sy­
stemisierung allerdings nicht in diesem Ent­
wurf, sondern im Dienstpostenplan vorzu­
sehen wäre. 

Die im § 65 vorgesehenen erweiterten Auf­
stiegsmöglichkeiten in die Standesgruppen 4, 
5 bund 6 b sind für solche Richter gedacht, 
die nach Art ihrer Verwendung und nach­
ihrem Verwendungserfolg das Durchschnitts" 
maß übersteigende Leistungen erbrlngen. Für 
eine Beförderung in eine höhere Standes­
gruppe bei gleichbleibender Funktion soll 
also in erster Linie das Leistungsprinzip maß­
gebend sein, wobei im allgemeinen, und zwar 
unvorgreiflich dem Ernennungsrecht des 
Bundespräsidenten, folgende Richtlinien be­
achtet werden sollen: 

1. Für die Ernennung der Gerichtsvorsteher 
von Bezirksgerichten mit zwei oder mehr 
systemisierten Richterposten . und die Richter 
des Bezirskgerichtes o am Sitze des Gerichts­
hofes erster Instanz in die Standes gruppe 4 
eine Richtliniendienstzeit von 28 Dienst­
jahren. 

2. Für die Ernennung der Senatsvor­
sitzenden der Gerichtshöfe erster Instanz der 
4. Standesgruppe, der Vizepräsidenten der 
Gerichtshöfe erster Instanz und der Räte des 
Oberlandesgerichtes in die Standesgruppe 5 b 
und für die Ernennung der Präsidenten der 
Gerichtshöfe erster Instanz, der Senatsvor­
sitzenden der Oberla~desgerichte, der Vize­
präsidenten der Oberlandesgerichte und der 
Räte des Obersten Gerichtshofes in die Standes­
gruppe 6 beine Richtliniendienstzeit von 
7 'Jahren in der bisherigen Standesgruppe, 
während der sich der BefördoruI).gswerber 
bewährt hat. In diese Richtliniendienstzeit 
ist jene Dienstzeit einzyrechnen, während 
der der Richter in der vorausgegangenen 
Standesgruppe im Bezug einer Diens~zulage 
stand, die ihrer Höhe nach einer Dienstzulage 
in der nunm'ehrigen Standesgruppe entspricht. 

Für die Ernennung der Präsidenten des 
Landesgerichtes für Zivilrechtssac'hen Wien 
und des Landesgerichtes für Strafsachen Wien 
sowie derVizepräsidenten des Oberlandes-
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gerichtes Wien und des Oberlandesgerichtes 
Graz in die Standesgruppe 6 b wird im Hin­
blick auf die besondere Bedeutung und den 
großen Wirkungskreis dieser Gerichte von 
der Erstellung von Richtlinien abgesehen. 

Da die erweiterten Aufstiegsmöglichkeiten 
im Ergebnis nicht zu einer reinen Zeitbeför­
derung führen sollen, ist es notwendig, die 
Zahl der Aufstiegsposten zu beschränken. Die 
Zahl der oberwähnten Aufstiegsposten soll 
in folgender Weise begrenzt 'werden: 

a) Die Zahl der Dienstposten der Standes­
gruppe 4 für Vorsteher von Bezirksgerichten 
außerhalb des Sitzes eines Gerichtshofes erster 
Instanz mit zwei oder mehr systemisierten 
Riehterposten darf 20 v. H. der Za,hl dieser 
Bezirksgerichte nicht übersteigen. 

b) Die Summe der für Senats vorsitzende 
- der Gerichtshöfe erster Instanz, für Vize­
präsidenten der Gerichtshöfe erster Instanz 
und für Räte des Oberlandesgerichtes im 
Dienstpostenplan vorgesehenen Dienstposten 
der Standesgruppe 5 b darf zwei Drittel der 
Summe nicht übersteigen, die sich aus der 
Zahl dieser Richter, die in der 4. Standes­
gruppe die eingangs erwähnte Richtlinien­
dienstzeit für einen' Aufstiegsposten in der 
Standesgruppe 5 b erfüllen, und der Zahl der 
bereits in die Standesgruppe 5 b ernannten 
Richter ergibt. . 

c) Die Zahl der für Präsidenten der Gerichts­
höfe erster Instanz, für Senatsvorsitzende der 
Oberlandesgerichte und für Vizepräsidenten 
der Oberlandesgerichte im Dienstpostenplan 
vorgesehenen Dienstposten der Standes­
gruppe 6 b darf zwei Drittel der Summe nicht 
übersteigen, die sich aus der Zahl dieser 
Richter, die in der 5. Standesgruppe die ein­
gangs erwähnte Richtliniendienstzeit für einen 
Aufstiegsposten in der Standesgruppe 6 b er­
füllen, und der Zahl der bei den genannten 
Gerichtshöfen bereits in die Standesgruppe 6 b 
ernannten Richter ergibt. 

d) Die Zahl der für Räte des Obersten 
Gerichtshofes im Dienstpostenplan vorge­
sehenen Dienstposten der Standesgruppe 6 b 
darf zwei Drittel der Summe nicht über­
steigen, die sich aus der Zahl jener Räte des 
Obersten Gerichtshofes, die in der 5. Standes­
gruppe die eingangs erwähnte Richtlinien­
dienstzeit für einen Aufstiegsposten inder 
Standesgruppe 6 b erfüllen, und der Zahl der 
bei dem genannten Gerichtshof bereits in die 
Standesgruppe 6 b ernannten Richter ergibt. 

Die Neuregelung der Amtstitel entspringt 
ebenfalls einem Wunsch der Standesvertreter 
der Richter und begegnet vom Standpunkt 
der dienstlichen Interessen keinem Einwand. 

Da in § 28 Abs. 2 lit. b Gehaltsüberleitungs­
gesetz, BGBL NI'. 22/1947, die staatsanwalt-
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schaftlichen Beamten analog den Richtern 
ebenfalls in Standesgruppen eingeteilt sind 
und zwischen der Einreihung der Richter und 
der Einreihung der StaatsanwäU,e in den 
Standesgrupp211 eine Relation besteht., wird 
mit der Gesetzwerdung dieses Entwurfes die 
Standesgruppeneinteilung der Staatsanwälte 
im Wege einer NoveHierung des § 28 Abs. 2 
llt. b Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBL Nr. 221 
1947, der neuen Standesgruppeneinteilung der 
Richter anzupassen sein, um unter Bedacht­
nahme auf die Gleichstellung mit den besseren 
A va,ncementmöglichkeiten der Richter, wie 
sie der Entwurf vorsieht, auch die staatsan­
waltschaftlichen Beamten entsprechend zu 
heben. 

In dem offensichtlichen Bestreben, auch den 
Er8ten Präsidenten des Obersten Gerichts­
hofes entsprechend zu heben, hat der Oberste 
Gerichtshof· die Aufnahme folgender Bestim-_ 
mung in den Entwurf vorgeschlagen: 

"Der Prä~ident des Obersten Gerichtshofes 
steht im Rang den Ministern gleich. Er 
genießt neben den ihm in diesem Bundesgesetz 
eingeräumten Rechten die gleichen Rechte, 
wie sie dem Präsidenten des Rechnungshofes­
in den §§ 13, 14, 18 BGBL NI'. 57/1958 zu­
kommen. Er kann die Präsidialsekretäre er­
nennen." 

In einem Nachtrag zu diesem Vorschlag 
wurde erklärt, "daß das Gremium des Obersten 
Gerichtshofes es für unbedingt notwendig 
halte, den ersten Satz (des vorstehenden 
Vorschlages) in das neue Gesetz ausdrücklich 
aufzunehmen" . 

Diesem Vorschlag vermochte das Bundes­
ministerium für Justiz im vorliegenden Ent­
wurf nicht zu entsprechen. Soweit es . sich 
hiebei um die Gleichstellung mit dem Präsi­
dentep des Rechnungshofes in Angelegenheiten 
von Entschädigungen handelt, wäre hiefür 
nicht im Dienstrecht der Richter, sondern 
allenfalls im Gehaltsgesetz 1956 vorzusorgen. 
Soweit es sich um die Rangfrage handelt, 
ist darauf zu verweisen, daß gemäß § 14 des 
Kaiserlichen Patentes vom 7. August 1850, 
RGBl. NI'. 325 (Statut des Obersten Gerichts­
und KassationshofC'S), wieder in Geltung ge­
setzt durch § 2 des Gesetzes betreffend die 
Errichtung eines Obersten Gerichtshofes (vom 
25. Jänner 1919, StGBl. NI'. 41), der Erste 
Präsident des Obersten Gerichts- und Kassations­
hofes im Range den Minist.ern gleichgestellt 
ist. Diese Vorschrift hat heute aber keine 
besoldungsrechtliche Bedeutung mehr, weil 
die besoldungsrechtliche Stellung des Präsi­
denten des Obersten Gerichtshofes im Gehalts­
gesetz geregelt ist. Der Ra~gfrage kommt 
aber eine dienstrechtliche Bedeutung schon 
deshalb nicht zu, weil der Bundesminister 
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nach der Bundesverfassung einen dienstrecht­
lichen Rang gar .nieht besitzt. Es fehlt daher 
die Möglichkeit einer dienstrechtlichen Gleich­
stellung im Range, die 'wohl gegeben und auch 
geregelt war, 3JS der k. u. k. Minister Beamten­
rang hatte, und zwar denselben Rang wie 
der Erste Präsident des Obersten Gerichtshofes. 
Es blieb daher nur die Frage des protokollari­
schen Ranges offen, die jedoch nicht im Dienst­
recht zu regeln ist. 

Auch dem Wunsch des Obersten Gerichts­
hofes, in diesem Entwurf eine Vorschrift 
aufzunehmen, wonach der Präsident des Ober­
sten Gerichtshofes die Präsidialsekretäre er­
nennen kann, wurde nicht entsprochen, weil 
eine solche Vorschrift verfassungswidrig wäre. 
Gemäß Art. 65 Abs. 2 lit. a Bundes-Verfas­
sungsgesetz in der Fassung von 1929 steht 
das Ernennungsrecht bezüglich aller Bundes-

. angestellten, daher auch der Präsidialsekretäre 
des Obersten Gerichtshofes (im Entwurf Rich­
ter im Evidenzbüro des Obersten Gerichtshofes 
genannt) dem Bundespräsidenten zu. Auf 
Grund des Art.' 66 Abs. 1 des Bundes· Ver­
fassungsgesetzes vom 1. Oktober 1920, BGBL 
NI' .. 1, hat jedoch der Bundespräsiden~ mit 
Entschließung vom 12. August 1924, BGBL 
NI'. 312, betreffend die Ausübung des Rechtes 
zur Ernennung von Bundesangestellten, bis 
auf Widerruf genehmigt, daß der Bundes­
minister für Justiz den Ersten Präsidenten 
des Obersten Gerichtshofes mit der Ernennung 
des Präsidialsekretärs' und der Ratssekretäre 
bet,raut. Da eine solche Betrauung durch den 
Bundesminister für Justiz erfolgt ist und nie 
aufgehoben wurde, ebenso die vorerwähnte 
Entschließung des Bundespräsidenten nicht 
widerrufen wurde, steht nach der derzeitigen 
Rechtslage das Ernennungsrecht hinsichtlich 
der Präsidialsekretäre (im Entwurf Richter 
im Evidenzbüro des Obersten Gerichtshofes 
genannt) dem Präsidenten des Obersten Ge­
richtshofes zu, welches Recht aber auf den 
oberwähnten Vorschriften der Bundesverfas­
sung und der darauf b!Lsierenden Entschließung 
dos Bundespräsidenten beruht und nicht im 
Dienstrecht der Richter, also auf der Normen­
stufe eines einfachen Gese1:zes, entgegen einem 
Bundesverfassungsgesetz geregelt werden 
könnte. 

Zu § 66: 

Für den Richter bestehen derzeit keine 
Vorschriften über die Führung des Amtstitels. 
Diese Lücke soll durch § 66 geschlossen ~verden. 
Diese Vorschrift entspricht dem § 40 Abs. 2 
und 4 Dienstpragmatik, RGBL NI'. 15/1914, 
der für Richterßicht gilt. Nach Art. 21 Abs. 5 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929 sind die Amtstitel gesetzlich geschützt. 

Zu §§ 67 und 6~: 

Die Vorschriften über den Dienstrang müssen 
für alle öffentlich-rechtlichen Bediensteten des 
Bundes nach 'einheitlichen Grundsätzen ge­
rcgelt werden, damit Überstellungen in andere 
Dienstzweige und umgekehrt ohne Schwierig­
keiten durchgeführt werden können. Aus 
diesem Grund ist die in § 8 Abs. 1 bis 4 Ge­
haltsüberleitungsgesetz, BGBL NI'. 22/1947, 
enthaltene Regelung, soweit sie auf Richter 
zutrifft, in den Entwurf übernommen worden 
(§§ 67, 68). 

Zu § 70: 

Das Tragen des Amtskleides ist derzeit in 
§ 57 Abs. 2 Geo. (Verordnung des Bundes­
ministeriums für Justiz vom 9. Mai 1951, 
BGBL NI'. 264) geregelt. 

Zu §§ 71 und 72: 

Der Urlaubsanspruch des Richters soll.nach 
§ 71 Abs. 1 des Entwurfes im Gegcnsatz zu 
§ 42 Abs. 1 Dienstpragmatik, RGBL NI'. 15j 
1914, un bedin gt seIn. D as Urlaubsausmaß würde 
der in § 28 Abs. 1 lit. A Z. 1 bis 7 Geo. (Ver­
ordnung des Bundesministeriums für Justiz 
vom 9. Mai 1951, BGBL NI'. 264) getroffenen 
Regelung entsprechen. 

Zu § 77: 

Im § 77 ist der G~undsatz aufgestellt 
worden, daß der Richter nur bei dem Gericht 
verwendet werden darf, für das er ernannt 
worden ist. Damit soll dem Art. 88 Abs. 2 
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 Rechnung gctragen werden. Mit 
dieser Regelung weicht der Entwurf allerdings 
von einer Reihe von derzeit noch geltenden, 
verfassungsrechtlich aber sehr bedenklichen 
Gesetzesvorschriften ab. 

§ 3 Abs. 2 der Gerichtsverfassungsnovelle, 
BGBL NI'. 422/1921, bestimmt nämlich, daß 
die Richter teils für bestimmte Dienstorte, 
teils für den Sprengel des Oberlandesgerichtes 
zu ernennen sind. N ach dieser gesetzlichen 
Vorschrift gibt es also Richter, die zwar für 
den Sprengel des Oberlandesgerichtes, aber 
ohne bestimmten Dienstort ernannt sind. In 
der Praxis werden sie "Sprengelrichter" ge­
nannt und je nach Bedarf Gerichten zugeteilt, 
die an Richtermangel leiden. Sie sind derzeit 
nur in der 1. Standesgruppe vorgesehen. 
Ihre Anzahl ist beschränkt und darf den vierten 
Teil der für Bezirksgerichte außerhalb des 
Sitzes eines Gerichtshofes festgesetzten Rich­
terstellen, ausschließlich der Gerichtsvorsteher­
steIlen, nicht überschreiten. Ihre Institution 
wurde vom Gesetzgeber als notwendig er­
achtet, weil für den Fall vorzusorgen war, 
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daß bei einem Gericht durch den AuSfall Fall vorübergehenden Bedarfes infolge Krank­
eines Richters oder durch abnorme Geschäfts- heit, Urlaubes, Geschäftsüberlastung oder in­
überlastung der Fortgang. der Rechtspflege folge vorübergehender Vakanz eines Richter­
gefährdet ist. Durch die Zuteilung eInes postens einem notleidenden Gericht innerhalb 

'(Sprengel)Riehtcrsan einnotleidendgewordenes des Sprengels des Oberlandesgerichtes,. bei 
Gericht·soll einer solchen Gefährdung begegnet dem sie ernannt sind, und nicht länger als 
werden. Der Grundsatz der Unversetzbarkeit sechs Monate zugeteilt werden können. 
des Richters, wie ihn die Bundesverfassung Der Begriff " Urlaub " ist nicht auf den 
normiert, ist jedoch nicht in Einklang zu Erholungsurlaub und den Sonderurlaub ein­
bringen mit der Existenz von Richtern, die geschränkt, sondern im übergeordneten Sinn 
für einen bestimmten Dienstort. gar nicht als Dienstfreizeit zu verstehen (zum Bei::;piel 
ernannt sind. Sonntage, Feiertage, dienstfreie Samstage, 

§ 25 Abs. 2 Gerichtsorganisationsgesetz, Dienstfreistellungen und so weiter). 
RGBL Nr. 217/1896, bestimmt, daß für Orte, In der Bestimmung eines festen Dienstortes, 
an denen Landes- oder Kreisgerichte und in der gesetzlichen Konkretisierung jener 
ihnen instanzenmäßig unterstellte Bezirks- Voraus::;etzungen, unter denen sie einem not­
gerichte oder Handelsgeri~hte und ihnen in leidend gewordenen Gericht zugeteilt werden 

-gleicher Weise unterstellte Bezirksgerichte ,in können, und in der genauen Abgrenzung des 
Handelssachen bestehen, die Richter dieser Zeitraumes ihrer Zuteilung wird dem Grund-

satz der Unversetzbarkeit des Richters ent­Bezirksgerichte als Beamte des betreffenden 
Gerichtshofes ernannt und diesen Bezirks- sprüchen, da dieser Richter nicht willkürlich 
gerichten zur Verwendung zugewiesen wer- und für unbestimmte Zeit der Verwendung 
den. Diese Institution geht auf die seiner- an seinem Dienstort entzogen werden kann. 
zeitigen städtisch delegierten Bezirksgerichte Die im Abs. 1 des § 77 des Entwurfes vorge­
zurück und kommt im Wesen der Verwendung sehene, sehr eingeschränkte und konkreti­
von Richtern bei Bezirksgerichten gleich, sierte Ausnahme vom Zuteilungsverbot ist 
für die sie gar nicht ernannt sind. . jedoch eine vis maior, um der Gefahr des 

Stillstandes der Rechtspflege vor allem bei 
Schließlich bestimmt § 27 Abs. 2 Gerichts- kleinen Gerichten im Falle des Personalaus­

organisationsgesetz, RGBL Nr. 217/1896, daß falles begegnen zu können. Mit dieser Vor­
für die Bezirksgerichte außerhalb des Sitzes schrift wird sowohl dem Institut des Sprengel­
eines Kreis- oder Landesgerichtes, die nur mit richters als auch den Zwecken des § 27 Abs. 2 
einem Richter besetzt sind (sogenannte ein- Gerichtsorganisationsgesetz, RGBL Nr. 217/ 
spännige Bellirksgerichte), vom Präsidenten 1896, vollkorhmen Rechnung getragen. Die 
des Oberlandesgerichtes ein Richter eines Vorschrift des § 25 Abs. 2 Gerichtsorganisa­
benachbarten Bezirksgerichtes oder ein stimm- tionsgesetz, RGBL Nr. 217/1896, und damit 
führendes Mitglied des übergeordneten Ge- im Zusammenhang die· Vorschrift des § 4 
richtshofes erster Instanz entweder für ständig I Abs. 1 der Gerichtsverfassungsnovelle, BGBL 
oder nur für den einzelnen Fall (ah3o zeitweise) Nr. 422/1921, ,kann ersatzlos aufgehoben wer­
mit der Vertretung des Gerichtsvorstehers den, weil ihrem Zweck durch die Ernennung 
zu betrauen ist_ Auch diese Vorschrift wider- von Richtern bei den Bezirksgerichten am 
spricht dem Grundsatz der Unversetzharkeit Sitze eines Gerichtshofes erster Instanz voll-
des Richters. kommen Rechnung getragen werden kann. 

In all diesen Fällen ist eine Begrenzung der Im § 77 Abs. 2 des Entwurfes ist vorge-
Dauer der Zuteilung gesetzlich gar nicht vor- sehen, daß der Richter, jedoch nur mit 
gesehen. Im vorliegenden Entwurf war daher seinem Einverständnis, den dort genann­
Vorsorge zu treffen, daß den wiederholten ten Behörden, die keine Gerichte sind, zu­
Hinweisen des Bundeskanzleramtes - Verfas- geteilt werden kann. Auch diese Vorschrift 
sungsdienst und analogen Hinweisen aus der I würde eine wesentliche Änderung. der bis­
Richterschaft, daß diese Vorschriften ver- herigen, in § 49 des Gesetzes vom 21. Mai 1868, 
fassungsrechtlich sehr bedenklich seien, Rech-I RGBL NI'. 46, betreffend die Disziplinar­
nung getragen wird. Im Entwurf werden I behandlung der Richter und die unfreiwillige 
daher die vorerwähnten Vors9hriften der Versetzung derselben auf eine andere Stelle 
Gerichtsverfassungsnovelle, BGBL Nr. 422/ oder in den Ruhestand, normierten Rechtslage 
1921, und des Gerichtsorganisationsgesetzes, I bringen, wonach eine zeitweise Verwendung 
RGBL Nr. 217/1896, ausdrücklich aufgehoben' zur "Supplierung und Aushilfsleistung" auch 
und eine Neuregelung des Fragenkomplexes gegen den Willen des Richters innerhalb 
im § 77 vorgesehen. Demzufolge sollen beim des Oberlandesgerichtssprengels, dem er ange­
Oberlandesgericht Richter der Standesgrup- hört, möglich ist, die Dauer von sechs Monaten 
pen 1 ernannt werden können, damit einen aber gegen seinen . Willen nicht überschreiten 
bestimmten Dienstort haben und für den darf. 
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Die Vorschrift des § 77 Abs. 2 des Ent­
wurfes dient der weiteren Stärkung der Unab­
hängigkeit des Richterstandes, da der Richter 
nach diesem' Entwurf nur mit seinem Einver­
stäßdnis den in -Abs. 2 genannten Behörden 
zugeteilt werden darf. Da er bei diesen Be­
hörden nicht rechtsprechend tätig ist, bein­
haltet seine Zuteilung keinen Eingriff in seine 
Unabhängigkeit, zumal diese Zuteilung auch. 
sein Einverständnis voraussetzt. 

Zu § 78: 

Zu § 87: 

Nach § 45 j Gehaltsüberleitungsgesetz, ~GBl. 
Nr.· 22/1947 in der Fassung des Bundesgesetzes 
vom 18. März 1959, BGBL Nr. 93, ist eine 
Versetzung in den dauernden Ruhestand 
wegen Dienstunfähigkeit vor Vollendung des 
60. Lebensjahres nicht möglich, selbst wenn 
die Wiedererlangung der Dienstfähigkeit aus­
geschlossen ist. Nach § 79 Abs. 2 Dienst­
pragmatik, RGB!. Nr. 15/1914, in Verbindung 
mit § 45 j leg. cit. ist bei zeitlichem Ruhe­
stand infolge Krankheit der Anspruch auf 

Hiemit soll eine analoge Vorschrift ge- Versetzung in den dauernden Ruhestand erst 
schaffen werden, wie sie § 69 Dienstpragmatik, I nach Ablauf von mindestens fünf Jahren im 
RGBL Nr. 15/1914, enthält. zeitlichen Ruhestand gegeben. Auf diese 

Bestimmungen war in § 87 Bedacht zu nehmen. 
Zu §§ 79 und 80: 

Diese Vorschriften entsprechen' im wesent-
lichen den §§ 71 und 72 Dienstpragmatik, 
RGBL Nr. 15/1914. 

Zu § 81: 

Nach § 25 Abs. 1 erhält der Richter seinen 
ersten und jeden späteren Dienstposten durch 
Ernennung. In konsequenter Beachtung dieses 
Grundsatzes kann auch der Diensttausch 
nur durch Ernennung nach den für die Er­
nennung geltenden Vorschriften (§ 25 Abs. 3) 

. durchgeführt werden, wobei sich der Dienst­
tausch von einer anderen Ernennung darin 
unterscheidet, daß dIe angestrebten Dienst­
posten nicht ausgeschrieben werden. Damit 
ist auch dem Grundsatz Rechnung getragen, 
daß jede Ernennung nur nach Einholung von 
Besetzungsvorschlägen der zuständigen Per­
sonalsenate erfolgen kann (Art. 86 Abs. I 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929). 

Zu §§ 83 bis 86: 

Die Vorschriften über die Versetzung in 
den zeitlichen Ruhestand entsprechen im 
wesentlichen den §§ 75 bis 78 Dienstpragmatik, 
RGBI. Nr. 15/1914, unter Berücksichtigung 
des § 45 j Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBL 
Nr. 22/1947 in der Fassung des Bundesgesetzes 
vom 18. März 1959, BGBL Nr. 93. Mit Rück­
sicht auf die Vorschrift des Art. 86 Abs. 1 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929 wird in § 85 Abs. 3 angeordnet, daß die 
Reaktivierung des in den zeitlichen Ruhestand 
versetzten Richters durch Ernennung nach 
Einholung von BesetzungsvorschJägen der 
Pelsonalsenate zu erfolgen hat. 

Der Begriff "Dienstort" ist im Sinne des 
§ 2 Abs. 5 der Reisegebührenvorschrift 1955, 
BGBI. Nr. 133, in Verbindung mit § 92 Abs. I 
Gchaltsgesetz 1956, BGBL Nr. 54, zu ver­
stehen. 

Zu § 88: 

Auch diese Vorschrift nimmt auf § 45 j 
Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBL Nr. 22/1947 
in der obenerw.ähnten Fassung, Bedacht. 

Zu §§ 90 bis 98: 

Nach dem 2. und 3. Abschnitt des Gesetzes 
vom 21. Mai 1868, RGBL Nr. 46, betreffend 
die Disziplinarbehandlung richterlicher Be­
amter und die unfreiwillige Versetzung der­
selben auf eine andere Stelle oder in den 
Ruhestand, ist zur Beschlußfassung über die 
unfreiwillige Versetzung des Richters auf einen 
anderen Dienstposten und über die unfrei­
willige Versetzung in den zeitlichen oder 
dauernden Ruhestand aus Gründen, für die 
der Richter nicht verantwortlich ist, das 
Disziplinargericht zuständig. Dieser Rechts­
zustand wird mit Recht als diskriminierend 
empfunden. Die Folge hievon ist die viel­
fach beobachtete Scheu, einen Richter etwa 
wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen 
im Disziplinarweg in den Ruhestand zu 
versetzen. 

Diesem Zustand soll nun im Entwurf da­
durch abgeholfen werden, daß für derartige 
Versetzungen nicht mehr das Disziplinar­
gericht, sondern das Oberlandesgericht be­
ziehungsweise der Oberste Gerichtshof als 
Dienstgericht zuständig ist. Auf das Ver­
fahren vor diesen Gerichten sind nach § 93 die 
Vorschriften des 2. Teiles dieses Entwurfes 
mit gewissen Ausnahmen sinngemäß anzu­
wenden. Diese Regelung erspart die N ormie­
rung eigener Verfahrensvorschriften für das 
Dienstgericht. 

Der Verfassungsbestimmung, daß ein Richter 
nur auf Grund eines richterlichen Erkennt­
nisses seines Postens enthoben werden kann, 
ist damit Rechnung getragen, das Odium eines 
Disziplinarverfahrens aber weggefallen .. 

Da die sofortige Enthebung des Richters vor 
rechtskräftiger Erledigung' des Verfahrens 
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wegen unfreiwilliger Versetzung auf einen 
anderen Dienstposten oder in den Ruhestand 
im dienstlichen Interesse liegen kann, wird 
auch für solche Fälle in den §§ 95 und 96 
Vorsorge getroffen. 

Zu § 99: 

41 

novelle, BGBL NI'. 422/1921, hervorgerufene 
Konsequenz soll durch die Formulierung des 
§ 99 beseitigt, werden .. 

Die Möglichkeit der Aufschiebung der Alters­
grenze durch individuellen Verwaltungsakt 
(siehe § 67 Abs. 2 Gehaltsüberlcitungsgesetz, 
BGBL NI'. 22/1947) verbietet die Vorschrift 
des Art. 88 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz 
in der Fassung von 1929. 

Zu § 100 Abs. 5: 

Nach § 67 Abs. 1 Gehaltsüberleitungsgesetz, 
BGBL Nr. 22/1947, tritt der Beamte mit 
Ablauf des Jahres, in dem er das 65. Lebensjahr 
vollendet, von Gesetzes wegen in den dauern­
den Ruhestand. Diese Bestimmung gilt auch 
für Richteramtsanwärter. 

Durch diese Vorschrift werden Ansprüche 
des Richters oder seiner Angehörigen nach dem 

besteht folgende ASVG., BGBL NI'. 189/1955, nicht berührt,. Für Richter hingegen 
Rechtslage: 

Gemäß Art. 88 Abs. 1 Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1929 wird in der 
Gerichtsverfassung eine Altersgrenze bestimmt, 
nach deren Erreichung die Richter in den 
dauernden Ruhestand zu versetzen sind. 

) 

Die Ausführungsbestimmungen zu dieser 
Verfassungsvorschrift enthält § 5 der Ge­
richtsverfassungsnovelle, BGBl. Nr. 422/1921 
(wieder in Kraft gesetzt durch § 3 Gerichts-

·organisationsgesetz 1945, StGBl. Nr. 47), 
der folgenden Wortlaut hat: . 

"Die Richter treten mit dem auf die Voll­
endung des 65. Lebensjahres nächstfolgenden 
31. Dezember kraft Gesetzes in den dauernden 
Ruhestand. " 

Wie den Materialien. zu § 5 Gerichtsver­
fassungsnovelle, BGBL Nr. 422/1921 (Nr. 423 
der Beilagen zu den st,enographischen Proto­
kollen des Nationalrates) zu entnehmen ist, 
geht diese Bestimmung auf § 7 Abs. 1 des 
Grundgesetzes vom 22. November 1918, 
StGBl. NI'. 38, über die richterliche Gewalt, 
zurück, wonach ein Richter mit Vollendung 
des 65. Lebensjahres in den dauernden Ruhe­
stand zu treten hatte. Aus gerichtsorganisa­
torischen Erwägungen wollte die Gerichts­
verfassungsnovelle, BGBL NI'. 422/1921, den 
Zeitpunkt des Übertrittes in den dauernden 
Ruhestand nur so weit ändern, als dieser ein­
heitlich auf das Ende jenes Jahres, in dem 
der Richter das 65. Lebensjahr vollendet, 
verlegt werden sonte. 

Hiebei ist allerdings ein Redaktionsfehler 
unterlaufen, " ... mit dem auf die Vollendung 
d,es 65. Lebensjahres nächstfolgenden 
31. Dezember ... ", der dazu geführt hat, 
daß ein am 31. Dezember geborener Richter 
nicht an jenem 31. Dezember in den dauernden 
Ruhestand zu treten hat, an dem er sein 
65. Lebensjahr vollendet, sondern erst am 
nächstfolgenden 31. Dezember (Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtshofes vom 4. April 
1924, A 3/24-7). Diese ungewollte, durch den 
Redaktionsfehler in § 5 Gerichtsverfassungs-

Zu §§ 101 bis 110:. 

Das Disziplinarverfahren ist nach dem Ent­
wurf vom amtswegigen Untersuchungsprinzip 
beherrscht. Das Disziplinargericht hat dem-· 
nach die Funktionen des Anklägers und des 
Richters auszuüben und von Amts wegen 
jede Pflichtverletzung, die ein Dienstvergehen 
oder eine Ordnungswidrigkeit darstellt., zu 
verfolgen. Opportunitätserwägungen sind 
hiebei ausgeschlossen. Es gilt vielmehr der 
Grundsatz reiner Legalität. Dieses System 
ist bereits im Gesetz vom 21. Mai 1868, RGBl. 
Nr. 46, betreffend die Disziplinarbehandlung 
riehterlicher Beamter und die unfreiwillige 
Versetzung desselben auf eine andere Stelle 
oder in den Ruhestand, vorzufinden, und liegt 
im Interesse der Erhaltung und Sicherung 
eines korrekten Richterstandes. 

Das Disziplinargericht hat nicht alle Pflicht­
\erletzungen, sondern nur solche zu verfolgen, 
die die Verhängung einer Ordnungs- oder 
Disziplinarstrafe erforderlich machen. 

Dem geltenden Disziplinarrecht ist der Be­
griff der Verjährung fremd. Im Entwurf 
wird der modernen Rechtsentwicklung fol­
gend eine Verfolgungsverjährung eingeführt. 
Von der Verjährung werden jedoch im dienst­
lichen Interesse und im Interesse des Ansehens 
des Richterstandes solche Pflichtverletzungen 
ausgeschlossen, die Verbrechen im Sinne des 
Strafrechtes darstellen. 

Als Ordnungsstrafen sind die Ermahnung 
und die Verw"arnung vorgesehen. Der Ent­
wurf weicht in der Bezeichnung der Ordnungs­
strafen bewußt vom § 3 Abs. 1 des 
oberwähnten Gesetzes vom 21. Mai' 1868, 
RGBL Nr. 46, ab, weil in dieser Gesetzes­
vorschrift der Verweis als . Ordnungsstrafe, 
in § 104 Abs. 1 lit. a des Entwurfes wie in § 93 
Abs. 1 lit. a Dienstpragmatik, RlJ.Bl. Nr. 15/ 
1914, hingegen als Disziplinarstrafe normiert 
ist. Die Ordnungsstrafe der Geldbuße, wie sie 
im § 90 Abs. 1 lit. bund Abs. 2 Dienstpragma­
tik, RGBL Nr. 15/1914, vorgesehen ist, ist 
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nach der derzeitigen Rechtslage für R,ichtor 
nicht normiert (§ 3 des Goset7,eg vom 21. Mai 
1868, RGBL Nr. 46). Von der Einführung der 
Geldbuße als Ordnungsstrafe für Richter 
sieht der Entwurf bewußt ab. Ihre Zw-eck· 
mäßigkeit erscheint für Richter zweifelhaft. 
Die Ermahnung und die Verwarnung sind 
als Ordnungsstrafen eher am Plat7.e als die 
Geldbuße, weil der Zweck der Ordnungs. 
strafen nicht darin liegt, eine begangene 
Pflichtverletzung zu sühnen, i'lomlern die Er· 
füllung der Amtspflichten 7.U sichern. 

Die im § 6 des Gesetzes vom 21. Mai 1868, 
RGBL Nr. 46, vorgesehenen drei Disziplinar. 
strafen sind unzulänglich geworden. Diesem 
Umstand wird nun im Entwurf durch Ein· 
führung neuer Disziplinarstmfen Rechnung 
getra,gen (§ 104 Abs. 1). 

Zu §§ 111 bis 120: 

Die im 11. AbscJmitt enthaltenen Vor. 
schriften über das Disziplinargerieht, und die 
Pa,rteien entsprechen im wesmitlichen den 
bezüglichen Vorschriften des Geset,zes vom 
21. Mai 1868, RGBJ. NI'. 46. 

Neu ist die Vorschrift über den Unter: 
suchungskommissär (§ 112 Abs. 1), der als 
Einzelrichter die Vorerhebungen Hnd die 
Disziplinaruntersuchung durchzuführen hat. 

Nach § 112 Abs. 3 hat der Persolialsenat 
den Disziplinarsenat zusammenzusetzen und 
den Vorsit,zenden, seine Stellvertreter, die 
Ersatzmitglieder und die Untersuchungs. 
kommissäre zu bestimmen. Damit wird dem 
im § 4 Abs. 2 Gcrichtsverfassungsllovelle, 
BGBL Nr. 422/1921, und in § 3 Abs. 4 Gerichts· 
verfassungsnovelle 1947, BGBL NI'. 71, ver· 
ankerten Grundsatz, daß die Geschäftsvertei· 
lung durch den Personalsenat vorzunehmen ist, 
auch hinsichtlich der Disziplinargerichte ent· 
sprochen und eine Anglciehung an die Vor. 
schriften der §§ 32 und 42 Gerichtsorganisa. 
tionsgesetz, RGBl. NI'. 217(1896, erzielt. 

Zu §§ 121 bis 145: 

Das Gesetz vom 21. Mai 1868, RGBl. NI'. 46, 
betreffend die Disziplinarbehandlung richter· 
licher Beamter und die unfi'eiwillige Verset· 
zung derselben auf eine andere Stelle oder in 
den Ruhestand, enthält nur Rehr dürftige Ver· 
fahrensvorschriften. Es besteht daher die 
N otwenaigkeit. das Disziplinarverfahren völlig 
neu und nach modernen rechtsstaatlichell 
Grundsätze;;' zu regeln. Der Beschuldigte hat 
nach dem Entwurf Anspruch -auf ein rigoros 
geregeltes Disziplinarverfahren, insbesondere 
auf Parteiengehör und Akteneinsicht. Rechte 
und Pflichten des Disziplinal:gerichtes und 

der Parteien sind nunmehr- gen au festgelegt. 
Die Vorschrift des § 4 des Gesetzes vom 21. Mai 
1868, RGBt NI'. 46, wonach kraft Arifsichts· 
rechtes Ordnungsstra[on VOll Just.il!;verw,ü· 
t.ungsorganen verhängt werden können, ist 
in dicscm l~ntwurf nicht übernommen. Nun· 
mehr kann eine Ordnungsstrafe über einen 
Richter nur durch das Dis7.ipiinargerieht ver· 
hängt werden. 

Das Disziplimuverfahrcn nmfaßt folgende 
Abschnitte: 

Zunächst ist in § 121 die Möglichkeit vor· 
gesehen, ohne Einleitung eines Disziplinar. 
verfahrens durch da,s Disziplinargericht eine 
Ordnungsstrafe zu verhängen," wenn deT Dis· 
ziplinarsenat prachtet, daß nur eine Ordnungs· 
widrigkeit vorliegt. Nach dieser Vorschrift 
kann eine Ordnungsstrafe ohne Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens und ohne münd· 
liehe Verhp.lldlung verhängt werden, wiqn'end 
sonst. mwh § 137 die Verhängung einer Orrl· 
nungsstraJe nur auf Grund eines Disziplinar. 
verf~hrens möglich ist. § 121 vvill für jene Fälle 
vorsehen, die wegen der Einfachheit, Klar. 
heit und Geringfügigkeit des Tatbestandes 
die Einleitung eines Disziplinarverfahrens und 
die Durchführung der mündlichen Disziplinar. 
verhandhing überflüssig machen. Aus diesem 
Grund kann auch auf elie Eimäumung eines 
Rechtsmittels, ün Gegensatz zur Vorschrift 
der §§ 137 und IB9, :verzichtet werden. 

Vor Beschlußfassung über die Einleitung 
oder Ablehnung der Disziplinaruntersuchung 
können Vorerhebungcn durchgeführt werden. 
Diese Vorerhebungen haben noch keine ge. 
haltsrechtlichen oder sonstigen Auswirkungen 
(§ !l Abs. 1 Z. I Gehr.ltsgesetz 1956, BGBl. 
NI'. 54). Erst mit dem Beschluß auf Ein· 
leitung der Disziplinaruntersuchung oder so' 
fortige Verweisung der Sache zur mündlichen 
Verhandlung ist das Disziplinarverfahren ein· 
geleitet (§ 123). Von diesem Augenblick 
treffen den Richter alle Folgen, die mit der Ein· 
leitung des Dis7.iplinarverfahrens verbunden 
sind. 

Nach Abschluß, allenfalls Ergänzung deI: 
Disziplinaruntersuchung, kann der Diszipli11ar. 
senat das Disziplinarverfahren je nach Lage 
des Falles einstellen und nach Rechtskt-aft 
des Einstellungsbeschlusses eine -Ordnungs. 
strafe verhängen oder die Sache zur münd· 
lichen Verhandlung verweisen. Der Verwei. 
sungsbesehluß entspricht etwa der Anklage. 
schrift im St.rafprozeß. 

Der nächste Verfahrensabsehnitt behandelt 
die mündliche Disziplinarverhandlung, die ähn· 
lieh wie die Hauptverhandlung im Strafprozeß 
geregelt ist. Die Öffentlichkeit ist jedoch wie 
bisher sowohl im staatlichen Interesse als 
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auch im Interesse des Beschuldigten von der 
mündlichen Disziplinarverhandlung ausge­
schlossen. 

Das Erkenntnis ist nach freier Beweis­
würdigung zu fällen (§ 136). Das Disziplinar­
gericht ist nicht gehindert, einen von einer 
andererl Behörde festgostellten Sachverhalt 
vom disziplinarrechtlichlm Standpunkt aus zu 
beurteilen uild etwa im Falle eines Freispruches 
im Strafverfahren zu einem Schuldspruch im 
Disziplinarverfahren zu gelangen. 

Es folgt sodann das Rechtsmittelverfahren 
(§§ 139 bis 141), das gegenüber der derzeitigen 
Rechtslage wesentlich konkreter geregelt ist. 

Der Vollzug des rechtskräftigen Erkennt­
nisses (zum Beispiel Kürzung oder Einstellung 
der Bezüge und so weiter) ist durch den 
Präsidenten des Oberlandesgerichtes (Obersten 
Gerichtshofes) zu veranlassen (§ 142). 

Dem Wunsch der Standesvertretung der 
Richter, in den Entwurf die Bestimmung des 
§ 34 Abs. 1 des Gesetzes vom 21. Mai 1868, 
RGBl. Nr. 46, zu übernehmen, wonach für 
den Fall, daß. "das Strafgericht den Richter 
zu einer Strafe verurteilt, welche den Verlust 
des. Amtes kraft Gesetzes nach sich zieht, 
vom Disziplinargericht ohne weitere Verhand­
lung die Dienstentlassung auszusprechen und 
der zur· Anweisung des Gehaltsbezuges be­
rufene Präsident davon in Kenntnis zu setzen 
ist", wurde aus rechtslogischen Gründen nicht 
entsprochen. Gemäß § 261it. d des Strafgesetzes 
1045 ist mit jeder Verurteilung wegen eines 
Verbrechens unter anderem auch "der Verlust 
jeden öffentlichen Amtes oder Dienstes" kraft 
Gesetzes ver bunden. Mit der Verurteilung 
wegen eines Verbrechens ist daher das Richter­
amt erloschen. Die Möglichkeit einer Amts­
entsetzung (Art. 88,Abs. 2 Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1929) ist demnach 
gar nicht mehr gegeben, die Basis für den 
verfassungsrechtlichen Schutz der Richter (Un­
abhängigkeit, Unabsetzbarkeit und Unver­
setzbarkeit) nicht mehr vorhanden, sodaß 
auch kein Raum mehr gegeben ist, für die 
Behandlung des rechtskräftig wegen eines 
Verbrechens verurteilten Richters durch das 
Disziplinargericht der Richter. , 

Im § 145 ist entgegen der bisherigen Rechts­
lage (§ 28 des Gesetzes vom 21. Mai 1868, 
RGBl. NI'. 46), die nur eine Löschung der 
Ordnungsstrafe des Verweises vorsieht, analog 
der Vorschrift des § 136 Dienstpragmatik, 
RGBl. NI'. 15/1914, nunmehr auch für Richter 
die Möglichkeit der Löschung einer Disziplinar­
strafe vorgesehen, 

Zu §§ 146 bis 150: 

Ihrem Wesen nach ist die Suspendierung 
eine sichernde Maßnahme, die im Interesse 
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des Dienstes oder des Ansehens des Richter­
standes liegt, Sie kann demnach nilr dann 
ihren Zweck erfüllen, wenn sie rasch erfolgt. 
1m § 146 ist daher bestimmt, daß die Suspen­
dierung vom Disziplinargericht ohne münd­
liche Verhandlung verfügt werden kann, 

In ganz dringenden Fällen kann sich die 
Notwendigkeit ergeben, einen Richter sofort' 
zu suspendieren, ohne erst die Entscheidung 
des Disziplinargerichtes abwarten zu müssen. 
Es ist daher in § 147 wie bisher in § 30 des 
Gesetzes vom 21. Mai 1868, RGBl. NI'. 46, 
die Möglichkeit einer einstweiligen Suspen­
dierung durch den unmittelbar vorgesetzten 
Gerichtsvorsteher (Präsidenten) vorgesehen. 
Die verfa.ssungsmäßige Grundlage für eine 
solche Vorschrift ist in Art, 88 Abs. 3 Bundes­
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
gegeben, wonach die zeitweise Enthebung 
der Richter vom Amt nur durch Verfügung 
des Gerichtsvorstandes oder der höheren Ge­
richts behörde bei gleichzeitiger Verweisung 
der Sache an das zuständige Gericht statt­
finden darf. 

Nach § 30 Abs. 1 des Gesetzes vom 21. Mai 
1868, RGBl. NI'. 46, hat das Disziplinargericht 
die vom Vorstand oder der höheren Gerichts­
behörde verfügte Suspendierung zu bestätigen 
oder aufzuheben, Diese Vorschrift steht mit 
dem Grundsatz der Trennung der Justiz von 
der Verwaltung (Art. 94 Bundes-Verfassungs­
gesetz in der Fassung von 1929) in 'Widerspruch, 
In1 Entwurf wurde daher bestimmt, daß mit 
der Entscheidung des Disziplinargerichtes über 
die Suspendierung die vom Gerichtsvorsteher 
(Präsidenten) verfügte einstweilige Suspen­
dierung außer Kraft t.ritt. 

'Wie bereits erwähnt, muß die Suspendierung 
rasch erfolgen, wen~ sie ihren Zweck erreichen 
soll. Beschwerden gegen den Beschluß des 
Disziplinargerichtes, womit die Suspendierung 
verfügt; - abgelehnt oder aufgehoben wird, 
haben daher gemäß § 149 Abs. 2 keine auf­
schiebende Wirkung (vergleiche § 148 Abs. 2 
Dienstpragrnatik, RGBl.· NI'. 15/1914). 

Zu § 151 bis 156: 

Vorschriften über die Wiederaufnahme des 
Disziplinarverfahrens sind im Geset.z vom 
21. Mai 1868, RGBl. NI'. 46, nicht enthalten. 
Im Entwurf ist der nl311eren verfahrensrecht­
lichen Entwicklung Rechnung tragend (ver­
gleiche §§ 137 bis 142 Dienstpragmatik, RGBl. 
NI'. 15/1914) eine Wiederaufnahme des Diszi­
plinarverfahrens vorgesehen, 

Da durch eine Disziplinarstrafe nicht IlUr 
der verurteilte Richter selbst, sondern mittel­
bar auch seine gesetzlichen Erben betroffen 
sein können, sind auch sie nach dem Tode 
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des verurteilten Richters gemäß § 151 zur Zu §§ 158 bis 160: 
Antragstellung auf Wiederaufnahme des Diszi- Das Gesetz vom 21. Mai ,1868, RGBL Nr. 46, 
plinarverfahrens legitimiert. enthält keine disziplinarrechtlichen Vorschrif-

Da es in der Regel notwendig sein wird, ten für Richter des Ruhestandes. Gemäß 
nach bewilligter Wiederaufnahme den Sach- § 62 Abs. 1 Pensionsgesetz 1921, BGBL 
verhalt genau zu überprüfen, soll die Sache Nr. 735, finden aber die Vorschriften der 
nach § 154 Abs. 2 durch die Bewilligung der §§ 153, 154 und 155 Abs. 1 Dienstpragmatik, 
Wiederaufnahme nicht in den· Verfahrens- RGBl. Nr. 15/1914 (disziplinarrechtliehe Vor­
stand unmittelbar vor Fällung des Erkennt- schriften für Beamte des Ruhestandes), auch 
nisses, also in den Stand der mündlichen auf Richter des Ruhei3tandes Anwendung. 
Verhandlung in erster oder zweiter Instanz, Der Entwurf folgt im wesentlichen diesen 
sondern in den Stand der Disziplinarunter- Vorschriften der Dienstpragmatik. 
suchung treten. Der Verweis ist nun·mehr nach §104 Abs. 1 

Nur dann, wenn bereits ohne Disziplinar- eine Disziplinarstrafe. Er ist daher im Ent-
. untersuchung feststeht, daß der im auf- wurf auch unter den Disziplinarstrafen für 
gehobenen Erkenntnis zu einer Disziplina,r- Richter des Ruhestandes enthalten (§ 159). 
strafe verurteilte Richter freizusprechen oder Die Vorschrift des § 159 lit. c ist analog 
über ihn nur eine Ordnungsstrafe zu ver- dem § 26 lit. g Strafgesetz 1945, ASlg. Nr. 2, 
hängen ist, können nach § 155 Abs. 1 eine in der Fassung des Art. III der H. Straf­
Disziplinaruntersuchung und eine mündliche gesetzllovelle 1952, BGBL Nr. 160, abweichend 
Verhandlung entfallen. von § 154lit. c Dienstpragmatik, RGBl. 

In § 155 Abs. 2 ist der alte strafprozessuale 
Grundsatz gewahrt, daß der Beschuldigte, zu 
dessen Gunsten die Wiederaufnahme des Ver­
fahrens bewilligt worden ist, zu keiner stren­
geren als der im aufgehobenen Erkenntnis 
verhängten Strafe verurteilt werden darf, wenn 
er neuerlich schuldig erkannt worden ist. 

Durch die Bewilligung der Wiederaufnahme 
wird das Erkenntnis im Ausspruch über die 
Strafe und die Kosten mit' der Wirkung ex 
tune zur Gänze aufgehoben (§ 154 Abs. 1). 
Damit entfällt der Titel, die Bezüge des 
Richters zu beschränken oder ganz einzu­
stellen. Wenn also das wiederaufgenommene 
Verfahren eingestellt, der zu einer Disziplinar­
strafe verurteilte Richter in diesem Verfahren 
freigesprochen oder nur zu einer Ordnungs­
strafe oder einer milderen Disziplinarstrafe 
verurteilt wird, so hat er Anspruch auf Er­
satz der durch die aufgehobene Verll,rteilung 
entgangenen Bezüge (§ 156). Im Falle seines 
Todes fällt dieser Anspruch in die Verlassen­
schaft. 

Nr. 15/1914, gefaßt. Durch diese Regelung 
soll eine SchlechtersteIlung der Richter gegen­
über der allgemeinen Entwicklung auf dem 
Gebiete der Altersversorgung beseitigt werden 
(siehe Seite 3720 der stenographischen Proto­
kolle über die Sitzungen des Nationalrates, 
VI. GP., 1952, und 637 der Beilagen zu den 
stenographischen Protokollen des National­
rates, VI. GP.). Wenn die Hälfte des Ruhe­
genusses (§ 159 lit. c) die Höhe des in § 4 des 
Bundesgesetzes vom 18. Dezember 1959, BGBL 
Nr. 298, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBL Nr. 283/1960, enthaltenen Mindest­
satzes nicht erreicht und der im Ruhestand 
befindliche Richter kein oder nur ein gering­
fügiges weiteres Einkommen bezieht, dann 
gebührt ihm nach dem genannten Gesetz eine 
Ergänzungszulage in der Höhe des Unter­
schiedes zwischen dem Gesamteinkommen und 
dem Mindestsatz. 

Zu §§ 161 bis 165: 

Die im VII. Abschnitt enthaltenen allge­
meinen Vorschriften gelten nur für das Diszi-

Zu § 157: plinarverfahren. Sie sind gemäß § 93 sinn­
gemäß auf das Verfahren bei der unfrei-

Die Wiedereinsetzung gegen die Versäu- willigen Versetzung des Richters auf einen 
mung der Frist zur Einbringung eines Rechts- anderen Dienstposten oder in den Ruhestand 
mittels ist dem Gesetz vom 21. Mai 1868, sowie der Verfügung, Aufhebung oder Ab­
RGBL Nr.46, fremd. Diese'Rechtseinrichtung, lehnung der Enthebung nach §§ 95, 96 und 98 
die bereits in die verfahrensrechtlichen Vor- anzuwenden. Die Vorschriften des Dienst­
schriften jüngeren Datums Eingang gefunden rechtsverfahrensgesetzes, BGBL Nr. 54/1958, 
hat (§ 143 Dienstpragmatik, RGBL Nr. 15/ finden gemäß § 1 Abs. 3 des genannten Ge-
1914), ist auch im Entwurf vorgesehen. setzes auf das Verfahren in Disziplinarange-

Die Bewilligung der Wiedereinsetzung liegt legenheiten keine Anwendung. 
nicht im Ermessen des Disziplinargerichtes, Der Grundsatz der Gebührenfreiheit (§ 162) 
sondern es besteht darauf unter den in § 157 besteht bereits im Disziplinarverfahren für 
Abs. 1 genannten Voraussetzungen ein Rechts- Beamte (§ 152 Dienstpragmatik, RGBL Nr. 151 
anspruch. 1914) und im Strafprozeß. 
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Die in § 164 Abs. 1 enthaltene Vorschrift, 
daß Rechtsmittel im Disziplinarverfahren nur 
in den im 2. Teil des Entwurfes vorgesehenen 
Fällen zuläss~g sind, liegt im Interesse der 
Verfahrensökonomie. Das Disziplinarverfahren 
soll nicht durch Rechtsmittel gegen jeden 
Beschluß des Disziplinargerichtes oder jede 
noch so geringfügige prozeßleitende Verfügung 
des Vorsitzenden verzögert werden. Eine 
ähnliche Vorschrift wie jene des § 164 Abs. 1 
enthält § 151 Abs. 1 Dienstpragmatik, RGBl. 
NI'. 15/1914. 

Zu § 168: 

Nach § 25 Abs. 2 Gerichtsorganisations­
gesetz werden für Orte, an denen Landes­
oder Kreisgerichte und ihnen instanzenmäßig 
unterstellte Bezirksgerichte oder Handels­
gerichte und ihnen in gleicher Weise unter­
stellte Bezirksgerichte in Handelssachen be­
stehen, die Richter dieser Bezirksgerichte als 
Beamte des betreffenden Gerichtshofes ernannt 
und diesen Bezirksgerichten zur Verwendung 
zugewiesen. Diese Vorschrift soll durch § 173 
Abs. 2 Z. 3 des Entwurfes aufgehoben werden, 
weil gegen ihre Verfassungsmäßigkeit erheb­
liche Bedenken bestehen. Es ist daher not­
wendig, bei den am Sitze des G/:lrichtshofes 
1. Instanz bestElhenden und diesem Gerichts­
hof instanzen mäßig unterstellten Bezirksge­
richten einen eigenen Personalstand zu bilden. 
Diesem Zweck dient die Vorschrift des § 168 
des Entwurfes. Sie entspricht den in Art 88 
Abs. 2 B-VG. für die Versetzung des Richters 
wider seinen Willen vorgesehenen V oraus­
setzungen, weil die Richter des Gerichtshofes 
1. Instanz nur auf Grund eines Beschlusses 
des Personalsenates, der als Gericht zu quali­
fizieren ist, ohne mündliche Verhandlung nur für 
den Fall der Begründung eines eigenen Per­
sonalstandes zu den am Sitze der Gerichtshofes 
befindlichen und ihm instan.zenmäßig unter­
stellten Bezirksgericht versetzt werden dürfen. 
Von der Vorschrift des § 168 sind die Vize­
präsidenten des Gerichtshofes I. Instanz und 
auf besonderen Wunsch der Standes vertreter 
auch die Senatsvorsitzenden der 3. und 4. Stan­
desgruppe ausgenommen, weil diese. Richter 
nach der Funktion ihres Dienstpostens zum 
Gerichtshof gehören, während die beim Ge­
richtshof 1. Instanz ernannten Richter der 
1. Standesgruppe und erforderlichen:falls auch 
der 2. Standesgruppe bei jenem Bezirksgericht 
am Sitze des ihm übergeordneten Gerichtshofes 

.1. Instanz ernannt werden sollen, bei dem 
sie bereits verwendet werden. 

Gegen den Beschluß des Personalsenates. 
des Gerichtshofes 1. Instanz, durch den die 
Verset,zung des Richters ausgesprochen wird, 
ist ein Rechtsmittel nicht vorgesehen, um 
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Verzögerungen zu vermeiden und die recht­
zeitige Bildung der Personalstände bei den 
am Sitze eines Gerichtshofes 1. Instanz be­
stehenden und diesem unterstellten Bezirks-
gerichten zu gewährleisten. -

Durch die Aufhebung des § 25 Abs. 2 
Gerichtsorganisationsgesetz tritt eine Verän­
derung in der Verfassung der Gerichte nicht 
ein. Es konnte daher keine der Vorschrift des 
Art. 88 Abs. 2, dritter Satz, B-VG. entsprechen­
de _ Vorschrift in den Entwurf aufgenommen 
werden. 

Zu § 173: 

Wenngleich nach dem Grundsatz lex poste­
rior derogat legi priori alle älteren, mit diesem 
Entwurf in Widerspruch stehenden Vorschriften 
mit seiner Gesetzwerdung ihre Gültigkeit 
verlieren, . empfiehlt es sich doch, die wesent­
lichen dadurch außer Kraft tretenden Vor­
schriften demonstrativ aufzuzählen, dadurch 
einen leichteren Überblick über das geltende 
Dienstrecht zu schaffen und so die Handhabung 
dieses Bundesgesetzes zu erleichtern. 

Daß von der Aufhebung des Kaiserlichen 
Patentes vom 3. Mai 1853, RGBl. NI'. 81 
(Gerichtsinstruktion), der zweite Satz des § 70 
ausdrücklich ausgenommen wird (§'173 Abs. 2 
Z. 1 des Entwurfes), beruht auf dem besonderen 
Wunsch des Obersten Gerichtshofes. Gemäß 
§ 70, zweiter Satz, Gerichtsinstruktion war 
die Urlaubserteilung für den Präsidenten des 
Obersten Gerichtshofes bei Seiner Majestät 
zu erwirken. Dieselbe Regelung galt gemäß 
Punkt 10 der Verordnung des Gesamtmini­
steriums vom 5. August 1876, RGBl. NI'. 95, 
für den Präsidenten des Verwaltungsgerichts­
hofes. 

Da seit Einführung der republikanischen 
Verfassung der Bundespräsident Staatsober­
haupt ist, hat nach der derzeitigen Rechtslage 
der Erste Präsident des Obersten Gerichtshofes 
die Urlaubserteilung beim Bundespräsidenten 
zu erwirken. Für die Erteilung des Urlaubes 
an den Präsidenten des Verwaltungsgerichts­
hofes hingegen ist seit Inkrafttreten des Ver­
waltungsgerichtshofgesetzes (Gesetz vom 
12. Oktober 1945, StGBl. NI'. 208) der Bundes­
kanzler zuständig (siehe derzeit § 5 VwGG. 
1952), weil der Verwaltllngsgerichtshöf zum 
Ressortbel'eich des Bundeskanzleramtes ge­
hört. 

Eine analoge Regelung. bezüglich des Ersten 
Präsidenten des Obersten Gerichtshofes, der­
zufolge er seinen Urlaub beim Bundesminister 
für Justiz anzusuchen hätte, weil der Oberste 
Gerichtshof zum Ressortbereich des Bundes­
ministeriums für Justiz gehört, ist nur über 
ausdrücklichen Wunsch des Obersten Gerichts­
hofes unterblieben. 
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